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H. Plcnar-Sltzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am lG. Juli 194.8 

Be,g!nn: 9.50 Uhr. 

Präsident : 

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 34. Sit
zung des Landla~es Rheinland-Pfalz. 

Beisitzer der hcutrgen Sitzung sind die Abgeord
neten G.1nger und Steget·, die Rcdnerliste führt Abge
ordneter Stegcr. 

Entschuldigt fehlen Ministerpräsident Altmeier, In
nenminister Ste!!an, Minister· Junglas, Frau Dr. Fueh
rer sowie Minister Stübinger aus dienstl!chcn Grün-.~ 
den, !erncr die Abgeordneten Drathen, Dr. Groß, Mül
ler; Dr. Rillet·:;pachcl', Rothländer und Baumgärtner 
wegen Krankheit. 

Der Atteslenral hat soeben den Entwurf der heu
tigen Tagesordnung wie folgt !e:;tgelegt: Die noch rück · 
ständige Tagesordnung wird nunmehr anschließend er-· 
lwigt. Ich bitte jedoch die Berkhterstatt1or, sich de, 
mBglich.skn Kürze zu befleißigen. No~ vor der Mit
tagspause wird eine Rede· durch den Herrn Finanz
minister über die Finanzen unseres Landes gehalten. 
!foule nachmltlag wird dann den Parteien Gelegenheit 
gegeben, zu dlcscr Rede Stellung zu nehmen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung habe kh noch fol-
gendes Schreiben zu verlesen: 

,,An den Herrn Präsidenten des Landtages, Koblenz. 
Sehr geehrter IIcrr Präsident! . 

Neue dringliche Besprechungen mit den Ministerprä- . 
sldcnten der anderen Länder der westlichen Besat
mngszoncn machen es mir zu meinem Bedauern un
möglich, an der dieSl'l)aligen Sitzung des Landtages 
t,ersönlich teilzunehmen und persönlich EL·klärungen 
Uber die Ergebnisse der Ministerpräsidentenkonferenz 
In Koblenz vom 8. bis 10. Juli 1948 abzugeben. 

Zur Unterrkhtung des Hohen Hauses überreiche ich 
Ihnen beiliegend den Text der von der Konferenz be
schlossenen Stellungnahmen zu den Frankfurter Doku
menten sowie den Text des an die Zonenbcfehl.;;habct' 
gerichteten Begleitschreibens. Ich bitt_e Sie, diese 
Schrift.stücke den Herren Abgeordneten in der üblichen 
Weise zuleiten zu wollen. 

Mit vorzüglicher Hochachtu1,g! 
gez.. Altmeicr." 

Ich hab\) beim Landtagsbüro veranlaßt, daß das Be
gleHschr!!lben und die Dokumente vervielfältigt wer· 
den und noch im Laufe der heutigen Sitzung an die 
Abgeordneten zur Ausgabe gelangen. Ich bitte davon 
Kenntnis zu nebm!;)n. 

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. 

Wlr kommen zu Punkt 32 der Tagesordnung: Be
rlcbtcrslattunc des Sozlalpolltis<'.ben Ausschusses zum 
Antrag der Fra.kllon der SPD. betreffen ärztliche Un
tersuchung allel" Jugendlichen (Drucksache 11/13'7.) 
Berlchiersl.alter ist Abgeordneter Dr. Habighorst (CDU.). 

Abg. Dr. Habighorst: 

Der Ausschuß hal sich mit diesem Antrag bcsclJ.äf
tigt. Es wurde einstimmig von den Vertretern aller 
Parteien anerkannt, daß durch die katastrophale Er
nährungsla11:c der lelzlen Jahre, insbesondere aber durch 
die schlechten Ernährungsmöglicb,keiten des letzten 
Winter, bei unserer Jugend schwere Gesundheitsschä
digungen aufgetreten sind. Unbesfritten ist die Zu-

.. : -·: -~ ....... , 

nahme an manifesten Tbc-Er krankungen. Ein Groß
teil unserer Jugend leidet an Unt.er•.Tnähnmg und all
gemeinen Schwächezuständen. Um nun d ie festge,;teH
ten organi.schen Erkrankungen zu erfassen und ein 
Gesamtbild des Gesundheitszustandes unserer Jugend 
von Rheinland-Pfalz zu erhalten, sprach sich der Aus
schuß für eine generelle Untersudl.ung aller Schul
pflichti~en und Berufsschulpflichtigen au<,. Der Herr 
Gesundheitsminister führte aus, daß die Gesundheits
ämter auf AnCrage erklärt hatten, d'ese Unkrsuchung 
nicht durchführen zu können. Bei einer Umfrage h:ib~ 
es sich herausgestellt, daß das zu einer solchen Untcr
suclJ.ung notwendige Röntgenmaterial fehle .. Dle Aus
schußmitglieder waren dagegen der Meinung, daß :m 
dem Fehlen von Röntgenplailen und Fiimcn die Unter
surnungen nicht scheitern dürften. Es wurde insbeson
dere darauf hingewie,;en, daß es darauf ankomme, Jie 
Tuberkulose in dem Anfangsstadium zu erfassen, und 
daß e3 weiter daraur ankomme, auf Grund des Unt~r
suchungsmaterials vorb!'ugende Maßnahmen dem
nächst diesem Hohen Hause hier vorschlagen zu kön
nen, d ie unsere Jugend wieder voll leistungsfähig 
werden lassen. Der Ausschuß war der Me1nung, daß 
durch solche vorbeugende Maßnahmen dem Lande Ul'l

ter Umständen größere Kosten erspart ,vcrdC'n könn
ten. Er empriehlt deshalb dem Hohen Hause die An
nahme folgenden Antrages: 

,,Alle ·sehiller bis zum 18. Lebensjahre, einsdl.ließ
lich der Schüler der Berursschulen, sind baldigst ein,0 1· 

ärztlichen Untersuchung zu LU1terzienen." 

Präsident: 

Sie haben den Antrag des Sozialpolitischet. Aus
sclmsses gehört. Wer für diesen Antrag ist , bitte ich 
die rechte Hand zu erheben. (Geschieht!) Danke! kh 
stelle die Einstimmigkeit des Hohen Hauses !est. 

Wir kommen nun zu Punkt 33 der Tagesordnung: 
Bel"lchterstattung des Agrarpolitiscllen AusschusS('S z11 

a) Antrag der Fraldion der CDU. betr. Tuberkulosc-
Tilgungsverfahrl.'11 bei Rlndvlell (Druck:,,a.che 
llil84), 

b) Antrag der Fraltaon der CDU. betr. Vorlate alle!" 
generellen F.rla,,se über Anbausoli (Drucksach~ 
ll/210). 

Ber ichterstatte1· ist Herr Abgeordneter Wetzei (CDU.). 

A b g. W e t L e 1 : 

Meine Damen und Herrent Beide Anh·i~gc, vom 18. 
April und 20. April, liegen derart weit zurück, daß es 
schwer verständlich i~t, wenn man jet'.lt t.'rst Stellung 
dazu nimmt, was sid1 aber dadurch erklärt, daß der 
Agrarpolitische Ausschuß veranlaßt war, erst die not
wendigen Unterlagen zu sammeln, die ihm die Mög
lichkeit gaben, dazu · im Landtag Stellung zu nehm~n. 

Das Tuberkulose-Tilgungsverfahren wurde laut Er
klärung des Herrn Ministerialdirigenten Dr. Sdmel
det• bereits durch Konlrollra tsbl'schluß eingeführt und 
durch das Veterinäramt zur Durchführung gebracht. 
Die dazu notwendigen Mittel wurden aus dem best<?
hendcn Tierseuchen-Fonds aufgewandt, obgleich die
;,er Tierseuchenfonds nicht dazu vorgesehen war. Man 
half sich eben mit den vorhandenen Mitteln. Unseren 
Augen bot sich ein trostloses Bild, als uns durch 
Herrn Dr. Presch erklärt wurde, daß In Rheinland
Pfalz etwa 60 bis 70 v. H. unseres Rindviehbc:;tande:; 
Tb.-bc!allen sei und daß von diesem Hundertsatz sechs 
bis sieben als hoch~radig bezeichnet werden müßtelt, 
Es ergibt sidl. · !üt· uns die zwingende Frage, wa.s wir 
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!I.U tun gedenken, um diesen katastrophalen Seuchen
stand in unseren Rindviehbeständen auszumeTzen, um 
nicht der Gefahr anheimzufallen, daß die Milch- und 
Butterproduktion sich noch weiter in schädlichem S'nne 
auswirkt. Wir haben uns hierüber lange unterhalten, 
und zwar in den Sitzungen vom 5. Mai, 3. und 4. Juni 
Dabei sind wir zu folgender Feststellung gekommeri: 
Det· Tierseuch•mfonds besteht aus e1nem Betra~ von 
etwa 300 000 bis 350 000 Mark, der sich in der Landeskass-~ 
befindet, und dem gleichen Betrag, der noch in Düssel
dorf an'"'e~ordert werden muß· derselbe ist aus den Be·
zirken Koblenz, Trier früher nach dort abgeführt 
worden. Die Verhandlungen sind im Gange. Ob bis 
jetzt ein Erfolg erzielt wurde, entz'eht sich meiner 
Kenntnis. Zum anderen ist ein Betrag von 336 000 Mark 
in der Landeskasse zu Wiesbaden aus den drei Wester
waldkreisen des Nassauer L,;indes für uns n!cht greif
bar. Und drittens ein Betrag von etwa 400 ono Mark in 
der Tierseuchenkasse in München, zusammengesetzt 
aus Beiträgen der Pfalz und Rheinhessens. s·e sehen, 
w1;nn diese Gelder alle greifbar wären, summiert mit 
den Einnahmen, die sich aus Rheinland-Pfalz ergeben, 
stände uns eine greifbare Summe von drel bis viet> 
Millionrn Mark zur Verfü 1ung. Die Inan<;ri'fnahme 
der Tuberkulose-Bekämpfung durch das Tuberkul:'n
Verfahren erfordert eine Summe von einer Million 
Mark. 

Es wurde aber auch festgestellt, daß gleichzeitig, ich 
m5c:hte sagen w,gesetzlich, die Bekämpfung der im 
Kre·se Birkenfeld ausgebroch')nen Maul- und Klauen
seuche aus diesem gleichen Fonds bfzahlt wurde, Uh:i 
wir haben geglaubt, als Agrarpolitischer Ausschuß sage:i 
zu müssen: Mit Rücksicht au~ die b~vorst.ehende Wäh
rungsreform waren diese Maßnahm"n ~utzuheißen. ob
gleich das Land diese Kosten hätte tragen müs·,en. 
Wir stehen vor der Tatsache, daß die~e Gefahren noc:-h 
nicht gebannt sind; ein neuer Seuchrnherd wurde aus 
dem Saargebiet e·ngeschteppt. Um d iesen Seuchenherd 
zu bannen, müssen wir uns über die anzuwendenden 
Mittel klar werden. Ich richte daher den Appell an die 
Landesregierun~, für die Bekämpfung dieser Maul- und 
Klauenseuche Mittel bereit.zustellen, damit dieser Ge
fahr Einhalt geboten wird. Was das Tuberkulin-Ver
fahren anbelangt, sind w'r der Meinung, daß der dem 
Hohen Hause zur Beschlußfassun~ vorliegende neue 
Antrag angenommen w~rden muß. um endlich den 
Tierbestand einer Generalbereinigung unterziehen zu 
können. Wenn wir die Tuberkulose bekämpfen wollen, 
wären wir gezwun~en, einen Be1ra~ von sechs Millio
nen Mark aufzuwenden, der sich zusammensetzt au':l 
einem Te'lbetrag 7Ur Durchführun15 der Impfungen und 
einem Teilbet.ra~ zur Aussonderun~ von Tieren, für 
die eine entsprechende Entschädigung zu bezahlen wäre. 

Ich bitte, den vorliegenden Antrag Ihrerseits gutzu
heißen. 

Was den Antrag II_/201 anbr-fan':(t, haben wir uns mit 
diesem auch in den beiden Sitzungen eingehend bc·
sclüt:tigt und sind zu der Überzeugung g·lrnmmen, daß 
,vir das Landwirtscha!tsm'nisterium auffordern mü5-
sen, uns den v0rgesehenen Anb::niplan für das Jahi.· 
1948 zu unt,erbreiten. Meine Damen und Herrenl A!s 
der Antrag von · der SPD. gestellt wurde, war noch 
kein Anbaw:-;ilan vorhandEn, und es war dnmals für 
uns unbedingt not,.vendi<!, die· L:md~sre1ierung Ernfzu
fordern, uns mit Material zur Hand zu gehen. Das i ;t 
erfolgt, und mit Bericht vom 7. Juli 19<18 ist der Anb rn -
plan für das kommende Jahr uns zuzegangen. Ich darf 
ihn zahlenmäßig zv.r Verlesung bringen: 

Die Landesregierung pl~nt im Jahre H>-18 folg,md2:n 
Anbau zugrunde,, zu legen: 

.... 

Brotgetreide . 
Hülsenfrüchte 
Kartoffeln 
Zuckerrüben . 
Ölfrüchte 
Faserpflanzen 
Tabak 
Hopfen . 
Gemüse . 
S:iatgutvermehrung 
Hafer 
Futterrüben . 
Div. Hackfrüchte 
Feldfutter bau 

. 220 000 ha 
3 000 ha 

100 000 ha 
11 000 ha 
10 000 ha 

700 ha 
2 000 ha 

50 ha 
16 000 ha 

4 000 ha 
95 000 ha 
80 ooo ha 

8 250 ha 
100 000 ha 

zusammen 650 000 ha 

Hierzu wäre zu sagen, d'3.ß das ungefähr der Summe 
gleichkommt, d'e in langwieri '(en Verhandlungen zwi
schen der deutschen und der Militärregierung als Be
bauungsfläche für 1949 festgelegt wurde. Auf Grund 
dieser Zahlen wird e.s nunmehr Aufgabe sein, mit dem 
Landwirtscha r.ts-Sacllbearbeiter des Minist<?rium:,, 
Herm Dr. Schneider, zu verhandeln, dRß diese Pla
nung auf die Kreise und Gemeinden umgelegt wird. 

Der Antrag der SPD. bezweckt, daß bei dieser An
bauplanung in Zukunft nicht mehr das M'.n'stedum 
allein darüb2r befinden soll, sondern in enger An1eh
nuo.g an den Agrarpolitischen Ausschuß und unter Hin
zunahme der Landwirtschaftskammern, die hier b~ra
tend zur Seite stehen sollen. Wir erwarten dadurch 
eine gerechte Umlage und die G:1rantie einer Planun~, 
d'e von den L,mdwirten befolgt werden kann und dazu 
beiträgt, die Ernährung unseres Volkes :iicherzustellen. 

Ich empfehle deshalb dem Hohen H,:iuse, auch diesem 
Antrag, wie er Ihnen vorliegt, Ihre Zustimmung ertei
len zu wollen. 

Präsident: 

Das Wort hat Herr Staatssekretär Dr. Wuermeling. 

Staatss1:ikretär D1·. Wuermeling: 

Meine Damen und Herren! Herr Kolle'.5e Wetzel hat 
davon gesprochen, d3ß in den an das Saargebiet an
grem:enden Teilen unseres Landes d'e Maul- und 
Klauenseuche ausgebrochen sei. Leider trifft diese!' 
Sachverhalt zu - und zwar gilt das für die Krei~e 
Birkenfeld, Kreuznach und für die Pfalz - Teile, d:e an 
die Saar an·~rrnzen. Wir haben vor<?;estern zum ersten
male die traurige Nachricht bekommen und haben 
uns daraufhin sofort mit der Militärregierung wezen 
Beschaffung de, n::itigen S :hutzimpfstoffes in Verbin
dung gesetzt. Es sind daraufhin sofort von der Militär
re~enmg-"300- Liter Impfstoff zur Verfügung gestellt 
worden, von denen ein Teil bereits im Antransport 
von :F'reiblirg ist. 

w ·r <>:eben· d'e Erkl'irun>; ab, d'lß alles nur Derikb'.:!re 
geschieht, wn diese gefährliche Seuche möglichst auf 
ihren Herd zu bes::hr.:.inken, damit keln gl'Oßer Schaden 
für un3ere Ernährung e:ntritt. 

Präsident: 

Sie haben den Antrag des Agrarpolitisch'=n Aus
schu,sses gehört. Wer für diesen Antrag des Kolle's'=n 
Wetzet ist, bitte ich um Erhebu11!cl der rechten Hand. 
(Geschieht.) Dankei Ich stelle einstimmige Annahme 
fest. 
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Wlr kommen nunmehr zu Punkt 34 der Tarres11rd
nung: ßcrlrhkrstaltung des Wirh:cha.fts- und Ve.r
kchrsausi.cbu~~cs zum Antrag der Fraktion der CDU. 
bctrcffrnd Ausnutzung der W:i!c~crkr.äfte von Lleser, 
Alt und Uess. {Drucksache 11/232.) 

ßerk,.'iterstatte.1.· isl der Ab.;;eordnete Dr. Dr. Chri
sto!!el (CDU.). 
Ab g. Dr. Dr. Chr i .s t o !! e l : 

Meine Damen und Herren! Der Antrag der CDU. 
über' die Ausnützung der W3.sserkräfte der Lieser und 
Alf wurde in der Sitzung des Wirtschafts- 'und Ver
kchrsau:m-husses am 11. Mai behandelt. Mir wurde Ge
legenheit gegeben ln der Sitzung des Wirtschart~- und 
Verkehr:,aus.suchsses am 11. Mai über den dC?rzeitig€'n 
Stand der An;;clegenheit zu referieren. In meinem fö)
frnll vor dem Ausschuß hal>e ich folgende G:!sichb
punkte dargel.egl: Die Talspcrrenplsnuns; wurdf' zu
r..tichst für die Lieser und im Anschluß daran gegebe
nenfalls auch für die Wasserläufe der Alf und Uess im 
Herl>.;t de.;; V,)L'!gen Juhre3 von der Kreisversammlung 
in Wittikh aurge~riften, weil, wie sie fn der elmtim
mlgen Entschließung zum Ausdruck brachte, diese Tal
strecken fast als die einzigen im weilen Umkreis unse
res Landes sehr günstige wassertechnische, geologische 
und wlrtscha!tliche Verhältnisse aufwei:,en. Es würde 
eine schwere Unlt!dassung bedeuten, wenn e·n solches 
in dieser Notzeit besonders kostbares Geschenk der 
Natur ungenutzt bliebe. Gestattet es ·uns doch, viele 
Mill, kwh jährlich zur Einsparung der Mangelrohstoffe 
Kohle und Holz zu gewinnen und, was noch ganz b\.l
sonders lns Gewicht fällt, ein Werk zu schaffen, daß 
die selten slch bietende Eignung aufweist, dem Verb,md 
WfrU;,.hart in der Kraftstromerzeugung sehr wertvollen 
Spitzenstrom in ausreichendem Maße zu liefern. Ein sehr 
bcuchtlichcr Nebengewinn des Talspenenwcrk<.>3 läge 
in dem ·Hochwasserschutz für die Orte des unteren 
Lieser- und Alftales, zumal für die besonders be
drohte Stadt Wittlich. Beträchtliche Hochwasscrsd1äden 
sind dort regelmäßig eingetreten. Die starken Ein
schläge in die großen Waldbestände der Umg~gcnd 
lassen für die Zukunft noch eine erhebliche Steigerung 
befürchten. Eine Kapitaliaierung d'Jr fn der Vergan
genheit gemaehten <i[fonllichen Au!wenuul"\gcn füt· 
diese II0chwa1,uersehädcn würde einen ansehnlichen 
TeU d,ir Da!.>summe ausmachen. _t\uf die H<1benseite 
der T:uspenenplanun~ dürfte aueh 7.U verbuchen se!n, 
daß die au( 2 bis 3 Jahre anzusctzendP, Bauzeit dazu 
beitragen könnte, eln8 gewls,;c Zeit der Arbcitslosii;
kcit, der wir im Zuge der Auswirkungen der Wäh
rungsreform wohl enlgegeng(hen, zu übcl'lirüdi:cn. Al~ 
weitet"cr Gewinn d'i!s Talspcrrenkrartwerkc-s käme 
auß::r der I„aur- und SpiLwnstromerzeugung, der Rt!gu
li.erung des Wasscl'haushaltes und dem Hochwas;:;i:,r
schutz no:h hinzu, daß die Umgebung der Stau.se::n 
zwischen den Eifelmittelpunkten MandEcrsd1eid un:i 
Daun, die zu den schönsten der Eifel zählt, noch ei"Je 
bedeutende Verschönerung und klimatische Verl>esst:
rnng erfahren wlirde, die sie zu einer Stätte der Er
holung für die arbeitende Bevölkerung mach~'n könnte. 
Was die Verlustseile bei der Ausführung der Planung 
angeht, so j.st sie crfeulicherweise ä ußerst gering
fügig. Die tiefe Talrinne der Lieser bes teht 
durchweg ,aus Tonschiefer · und ist mit mageren 
Hangweiden und kümmerlichem Heckenwald be
standen. So geht hier überhaupt kcin wertvolles 
Ackerland, kaum besserer Wiesenbodcn und noch nicht 
einmal eigentlicher Wald verloren. 1n dies<:m Betracht 
sind die Voraussetzungen del' Planung als außerge
wöhnlich gilnstig anzusprechen. Auch menschliche Sied
lungen brauchen nur In ·einem ganz verschwindend ge-

ring0n A.usmRß gcoprert zu \Verden. rm L iescrtal ein 
unrentabler Weidehoi, vor 25 Jahren schon vom RWE. 
vorsorglich für d('n Talspcrrcnzweck erworben, und 
eine nicht mehr bi:'trielJe11e Mühle; im A!ftal ebenfalls 
nur eine kleine Mühl,;;. Der Talsperrcnplan ist keines
wegs neu. In den Jahren 1923 bi.,, 1924 b.:.,:;tand bereits 
ein Talsperi:-cm:ctmt für die Rheinprovinz in Alf an der 
Mosel. D:e damals in langwieriger Art-Jit vorg?nom
menen genauen hydrologiscllen Untersuchun!!:en sind 
seiner Zeit im preußi3chen La.ndwirtscha(t srni;;-isterium 
und in der preußiscti.en Landesanstalt für Gewässer
kunde geprüft und als zuverlässig b.(?:>:ekhnl'l wordm. 
Der Bau ist jedoch wegen der einschni>idcnden Spor
maßnahmcn im prcL1ßisch1>n Staatshaushalt vom J. 
April 1924 unterblieben. Er würe wohl skh,.,rlich zu
stande gekommen, hätt.e man sich dama!::; einer so 
katastrophalen Kohlt.:nnot im Zusammen ,virkcn mit 
einer ungeheuerlichen Waldvernichtung, wie wir sie 
heute hab2n, gegenüber gesehen. Glücklicherweise 
sind die damaligen fachmännischen Entwürfe sämt-, 
lieh erhalten geblieben. Sie bilden eine wertvolle 
Grundlage für die gegenw:.irtigcn Vorarbeiten, bedür
fen abe!' natürlich im Hinblick auf die täglichen Fort
schritte der vergangenen 25 Jahre einer genauen Übe1·· 
prüfung und mancher Abänderung. Die KrebvL·rsamm
lung in Wittlich hat nun auf Grund der allsei! igen sehr 
günstigen Fl!chbeurtt!ilung des Projr.:ktes in diei;em 
Frühjahr· 50 000 RM. zur Errichtung eines Talspcrren
amtes zur Verfügung gestellt, und dieses Amt h„t :;eit 
Anfang April unter der Leitun~ des OlJe,baurat.:i 
Paulus, der bereits an den Untersuchungsarbdten von 
1921-24 m itgewirkt hatte und ein genau.-·r Kenner des 

· Proolem3 ist, die Vorarbeit~n wdt VOl'Jclriebcn. Mit 
ihrer Fertig.,;tdlung bis zur Baureifo der Planung ist 
bis zum nächsten Frühjahr zu rechnen. Die Ergebniss~ 
der sehr sorgfältig belriebcncn Untersui:I,un~en cnnög
lich,m schon heute ein klares Bild. Kürzlich wurd~ 
auch ein namhartci· Geologe, Dr. Theike, Wic&bad<:!n, 
zu einer eingehenden geologisd1cn Untsarsuchung des 
Baugeländes herangezogen, der mir ausfühdich über 
.seine Befunde berichtet hat. Er stellte zumal für d:is 
Liesertal eine außerordentlich günstige Gesteinsbeschaf
fenheit des Untergrl'.ndcs von ra~t völliger Wasser -
undurchlässigkeit fest. Für die Liesertalsperre ist bi:!J 
einem Fassungsv~rmögen von 67 Mill. · <'bm nur eine! 
Staumauer und ein karzer Kraftwa,,:; .. rdt'.UC'ksloJlcn er
forderlich. Fi.lr die Alftalsperrc, die aus Ko„tengründen 
wohl erst in einer spältren Bc,U[)<'riode ;iu~g~füttrt wer
den dürfte, bei e:nem Fassungsvermögen von etwa 
30 Mill. cbm ebenfalls nur eine Staum?.ucr und ein 
verhältnismäßig kurzer Stollen. 

Die Baukosten der Lieserspcrre konnten noch nicht 
genau ermittelt werden. Sie werden von Fachleuten 
auf ungefähr 7 bis 8 Mill. DM. berechnet bd einer Bau
zeit von 2 bis 3 Jahren unter Heranziehung von etwi;. 
2000 Arbeitern. Ein Teil d€s Baumaterials, nämlich 
Quarzkies, kann aus nächster Nähe, wo sicll solche Vor
kommen befinden, bt!zogen werden. Was die Finanzle
rung des geplanten Talsperrenwerke:s angeht, so milßte 
der Hauptteil wohl im Rahmen der Auslandskredite für 
den Auf- und Ausbau unserer Wirtschaft bc::;diaf!l w~i'~ 
den. Daß sich der r äumlich nächst bcteiligte Kreis Witt
lich nach dem Ausmaß seiner Kräfte an dem Werk be
beteiligen wird, versteht skh. Auch das RWE., mit dem 
Fühlung genommen wurde, hat sich wohlwollend zu 
der Planung geäußert, die es ja auch in der ersten 
Phase in den Jahren 1923 bis 24 bereits unterstützt 
hatte, und eine tinanz.lelle Beteiligung lm Rahmt'n 
seiner Kapitalkraft in _Aussicht gestellt 
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So weit der Inhalt meines Referates. In der Aus
sprache wurde dann darauf h'ngewiesen, daß die Durch
führung des Projektes wohl wesentlich davon abhinge, 
ob ein so billiger Strom erzeugt werden könne, daß er 
von den Kraftwerken auf Kohlenbasis nlcht unterboten 
werden könne. Demgegenüber wei~e ich darat1f hin, daß 
unser Werk den so heiß begehrten hochwertigen 
Spit7.cnstrom zu liefern vermag. Da er eine wesentliche 
Senkung und d3.mi1: Verbilligung der Laufstrom
erzeugung ermöglicht, spielt seine Preishöhe kaum eine 
ins Gewjcht fallende Rolle. Des weiteren wurde auf die 
m::lgliche Schwierigkeit dei:- MaterialbeschaCfung im 
Hinbl ick auf den vordringlichen Wiederaufbaubedarf 
lU1serer zerstörten Städte sowie auf die Heranziehung 
der Arbeltsk,äfte hingewiesen. Das Gewicht dieser Ein
,;,vendun<'en dürfte sich durch die inzwischen erfol:;te 
Währun-:sreform mit ihren zu erwartenden Auswir
kungen° nicht unwesentlich verschoben haben. D<:-r 
Ausschuß sprach sich einstimmig für die Wünschbarkeit 
der Planung aus, vorbehaltlich einer genauen Nachprü
fung aller Vorauss2tzangen für ihre Durchführung. Es 
wurde daher beschlossen, einen aii, sieben Mitgliedern 
bestehenden Unterausschuß des Wirtschafts- und Ver
kehrsausschuß zu bilden. Dieser wurde inzwischen 
auch von den Fraktionen bestimmt und besteht aus 
folgenden Mitgliedern. Für die KPD. ist mir noch kein 
Name vom Vorsitzenden des Ausschusses bekannt ge
macht worden. (Zuruf: Abg. Buschmann: Wird nach
geholt!) Von der CDU.: Abg. Hartmz1nn, Reichling, Dr. 
Christoffel. Von der SPD.: Abg. Kuhn, Rör!g. Von der 
DP.: Abg. Klaus. 

Zur Ergänzung meines Berichtes darf ich noch kurz 
das WesEntlichste aus dem umfangreichen Gutachten 
bekanntgeben, das der Direktor des Instituts für Kul-, 
turtechnik und Meliorationswesen der Universität 
Bonn, Prof. Dr.-Ing. S::h'nner, am 3. Juli erstattet hat, 
nachdem er an -Ort und Stelle den Stand der Arbeikn 
des Talsperrenamtes in Wittlich eingehend nachgeprüft · 
hatte. 

Präsident: 
Ich bitte, zum Schluß zu kommen. 

< 

Ab g. Dr. Dr. Christo ff e I : 
Ich darf dann noch den Antrag des Wirtschafts- und 

Verkehrsausschusses zur Drucksache Nr. II/232 bJkannt
geben, der Ihnen i,mter Nr. Il/411 zugeleitet worden 1st 
und der folgendermaßen lautet: 

Der Landta« wolle beschließen: Die Landesre:sle
r~~g wird er;ucht, die Möglichkeit der Ausnützung 
der Wasserkräfte von Lieser, Alf und Ueß in den 
Kreisen Wittlich und Zell der Re_!1;ierungsbe,drke 
Trier und Koblenz zu dem Zwecke der billigen Kraft
i:;toffgewinnung des Wasserschutzes, der Arb,!its
beschaffung und der Hebung des Wirtschaftslebens in 
den betreffenden Eife!gebieten alsbald im Benehmo:>n 
mit dem Wirtschafts- und Verkehnaus!lchuß zu prüfen 
und. bis zum L Oktober 1948 dem Landtag über da!; 
Ergebnis Bericht zu erstatten." 

De-r Amschuß bittet das Hohe Haus, diese · beiden 
Be3chlüsse 
1. die Bestel!ung e'nes Unterausschusses zur Prüfung 

der Frage des Talsperrenprojektes und 
2. diesen von mir vorhin verlesenen Antrag zu geneh

migen. 
(Bravorufe!) 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Jacobs (SPD.). 

A b g, J a C o b s : 
Meine Damen w1d He1-ren! Der dem Hohen Hause · 

von dem Herrn Berichterstatter vorgelegte Planungs
bericht zetigt von einer b:::merkenswerten Kühnheit und 
Initiative.' Wenn meine Fraktion sich entschloss~n hat, 
zuzustimmen, alle Möglichkeiten einer Ausnutzung der 
Wasserkräfte der genannten Flüsse ins Auge zu fassen, 
dann nicht zuletzt aus der Erwägung heraus, daß es 
es sicll bd dem in Frage kommenden Kreis um einen 
Teil unseres Gebietes handelt, das an der Peripherie 
des Landes g~legen ist und dessen wirtschaftliche 
Struk'tur einer besonderen Berücksichtigung bedarf. 
Es ist sch;~ als historisches Versäumnis anzusehen, 
daß gerade in diesem Gebiet die Industrialisierung und 
die wirtschaftliche Entwicklung im Gegensatz zu d~n 
übrigen Teilen des L=.mdes allzusehr nachhinkt 

Besonders der Kreis Wittlich, der sich bemüht, den 
Anschluß an eine moderne Wirtschaft zu finden, hätte 
einen Auspruch auf eine entsprechende Unterstützung-, 
da g.erade dieser Kreis, obwohl zum R=gierun1sbezirk 
Trier gel).örig, wohl nicht Anspruch erhebt auf das Prädi
kat eines neuen literarischen Namens, den Trier kürzli=h 
in einer Zeitschrift als „müde Kaiserin" gefunden hat. 
Die Wittlicher sind im Gegensatz dazu sehr lebhaft, 
w1d es wäre zweckmäßig, auch besonders unter Bt!
rück,üchtigung der nlcht ausreiche~den M::lglichkeiten 
einer Stromversorgung diesem Projekt trotz der Länge 
des Berichts sympathisch gegenüberzustehen. 

P„r ä s i .den t : 
,Sie haben den Antrag des Wirtschafts- und Verkehrs

ausschusses gehört, wie ihn Dr. Dr. Christoffel vor
getragen hat und gleichfalls den Antrag auf Einsetzung 
ein~ Unterausschusses. 

Wer für die Annahme d'eser Anträge ist, bitte ich die 
rechte Hand zu crhebm. (Geschieht[} Danke! Ich stelle 
EinstimmigkcÜ des Hohen Hauses fest. 

Wir kommen zu Punkt 35 der Tagescrdnung, Be
richterstattung des Ernährungs- und Versorgungsaus
schusses zum Antrag der Fralt.tion der CDU., betr.· EI·
mäßlgung der Unkosten bei Abgabe bäuerlicher Pro
dukte (Drucksache ß/?52). 

B.a?richterstatter ist Abgeordnefer Gibbe1·t (CDU.). 

A b g. G i b 'b er t : 

Mei.Dc Damen und Herren! Der AtIBschuß hat sich 
beraits irri M1rz; mit diesem Antrag der CDU., der heute 
ebenso zeltgemäß ist, befaßt. Im Protokoll des Aus
schu.;,;.e,s heißt es, daß nach kurzer Debatte eine ein
stimmige Entschließung angenommi:::n wurde. Die Tat
sache der kurzen Debatte und der Einstimmigke't des 
Au.sschu:1Ses beweist Ihnen, daß im Ausschuß Einhel
li:Zkeit darüber be:;tand, daß im Preisgefüge der land
wirtschaftlichen Produkte irgend etwas krank ist. Wie 
weit dies~ Krankheit e :ngcrissen ist, kann am besti>.n 
aus der Äußerung eines Kollegen b,;'urteilt werden, der 
bestimmt nicht im Verdacht steht, einseitiger Sprecher 
für die Landwirtschaft zu sein, wenn er sagt: ,,Di~ 
}'rage der Existenz des Bauern schlechthin ist b:er zu 
behandeln." · 

Es kann auf Einzelheiten wegen der Kürze der Zeit 
nicht eingega~1en wuden. Der A,uss::huß anerk1nnte 
C:instimmig die Notwendigkeit, auf dem Wege der s~
nierung der landwirtschaftlichen Preise m'.t dem Ab~3.U 
der Unkosten bei AbJabe der Produkte und mit dem 
Abb:i.~" ·unnötrg · verteuernder Handelsspannen zu be
ginnen. Diese Spannen beruhen zum Teil in der büro-
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kralischcn Erfassung und Vertellung. Das gilt zum 
Beispiel von den Kartofreln - eine Frage, über die wir 
uns ge3lern schon unterhalten haben -, weil bei den 
Kat'tofre!n Versandgroßhändlct·, EmpfungsJroßhändler 
und der Kleinhandel eingeschaltet werden, während 
der direkte Verkau! vom Produzenten zum Konsumen·· 
ten einstweilen verboten ist. Das gilt bei Obst und Ge
milse trotz der großen Schwem1fü!. Mit dt::n hier zu e~
sriarend1m Zwischcngcwinnc!'l könnten weöentlichi;, 
Preissanierungen durchgdühr·l werden. 

Eine besondere Unkostenerhühung wird bedingt dunh 
die Verkchr.1,Iage, die den stärkeren Einsatz des teuren 
Lastwagens notwendig macht. E:ine besondere Höhe 
haben die Unkosten b:!i der Viehabgabe erreicht, so 
daß in vielen Verkaufsfällen das Verhältnis vom ver
kauften Kleinvieh zu den Unkosten geradezu lächerlich 
hoch i~l. Ich darf als Kuriosum fe::ltstellen, daß heut\.' 
noch, bei ganz anderen Verhältnissen, auf den Märkten 
sogenannte Marktbcau[tragte stehen, die ohne jede 
Leistung und wirtsd1a(lliche · Tätigkeit beispielsweise 
auf dem Kirschenmarkt von dem Erzeuger einige Gro
schen pro Zentner vet"langen, auf dem Viehmarkt 
5 Mark p:ro Stüi:..-k Großvieh, ohne daß dafür etwas ge
lclstet wird. kh darf hinzufügen bzw. erwähnen einen 
Artikel, der in einer der letzten Zeitungen gestanden 
hat, in dem der lächerliche Preis beim Verkauf eines 
Kalbes gebrandmarkt wird und wo - das ist sympto- • 
matisch - der Verband der Viehhändler sich gegen die 
verändcrlui1 Verhältnisse wehrt mit der Behauptung, 
es werde ihm die Grundlage seiner Exi:ilenz ent
zogen. 

Im Ausschuß wurde auch die Frngi: au(gewodcn, ob 
nicht durch MiQderung de1· Unkosten eine generelle 
Änderung der P1·cisvo1';:;(:hrüten eintrete,, da ja die 
bisher festgelegten Erzeugerhöcl1~tprei::le - wie beab
sichtigt -, erhöht würden und diese Änderung durch 
beide Regierungen genehmigungspflichtig sei. · 

Es ww·de auch die Frage au!gew~r!en, ob bd ein~,· 
so!ortlgcn Barzahlung, b<!sonders beim Viehverkauf, 
die Schaffung einer besonderen Ausgleichskasse hat-

. wendig seL Von Reg:erungsseite wurde betont, d.iß 
durch die Scha!!wi,g der Viehabnahme-Kommissionen 
die bisher so verschiedene und kritisierte Klassifizie
rung und Gewichtsfestsetzung ausgeschlossen worden 
sei. Der Ausschuß war einstimmig der Meinung, daß bei 
der außerordentlichen Bcdeutung dieser Frage und bei 
der im Interf'sse des bäuerlichen Berufsstandes und des 
ganzen Volkes liegenden Herstellung dc1· Rentabiliti:it 
der Lundwirtschart alle Schwierigkeiten formeller und 
bürokratisdlcr Art ausgeräumt werden müßhm, damit 
!Ur die Landwirtschaft der gerechte Preis gelundcn 
werde. Er legt diese Meinung in einem Beschluß 
nieder: 

,,Dje Landes1·egier:.mg wird ersucht, dafür zu sorgen, 
daß alle b:i.uerlichcn Produkte möglicl1i;t ab Hof ver
kau!t und bei Lieferung bezahlt werden." 

Der Ausschuß bltict das Hohe Haus, diesem Bcs('hluß 
zuzustimmen. (Beifall!) 

Präsident; 
Wer für diesen Antrag ist, bitte ich die rechtt:: Hand 

zu erheben. (Geschieht!) DanKe! Ich stelle die Einstim
migkeit fest. 

Wir kommen nun zu Punkt 36 der Tagesordnung: 
Berlehtentattung de.s Wirtsdtafts- und Verkehrsaus
KChusscs zum Antrag der Fraktion .der KPD. betr. Be
schlagnahmeaktion von Motorrädern (Drucksae:he 
JI(Z78). ' 

BCfichier!>taitcl· ist Alli;:t:ordneter CaluJck (SPD.). 

A b g. C a J u j e k : 

Meine Damen und Herrent In der Sitzung des Wirt
schafts- und Verkehrsausschusses am 11. Mai 1948 
wurde eingehend zu dem Antrag Stellung genommen. 
Auf Befehl der Militärregierung Delegation Supcrie1· 
vom 19. Dezember 1946 mußten alle Motorräder über 
500 ccm Fabrikat BMW. zugunsten der französischen 
Gendarmerie beschlagnahmt werden. D:e Anr.ahl der 
gemeldeten Kräder genügt1: nicht den Anforderungen, 
die durch die Militärrregicrung gestellt wurden. · In
folgedessen wurde gemäß Order drr Milirnrregierung 
vom 16. Januar verfügt, daß alle Motorräder, die in 
l:inwandfreiem tel'hnbdiem Zustand waren, bei der 
RETRA in Koblenz-Metternich abgeliefert werden 
müßten. Aus diesem Bestand wurden die llesüm Ma"'. 
:;chinen ausgesucht und der fram:i.isischt'n Gc"ndarmcrie 
zugeführt. Durch B~fehl der französischen Mili tJr„ 
regierung vom 17. Februar 1947 wurde verfügt, daß alle 
übl'igen Motorräder über 500 ccm bd den einschlägig,m 
Motorradwc1·kstätten verschottct werden. Daraufhin 
wurden die Motorräder durch den amtlichen Taxator 
taxiert. Die empfangenden Firmen wurden angewie3Em, 
die festgeset:tten Beträge an die Vorbl•siLler zu fföl'r
weisen. 

Da der Bedarf der Militärrl'.!gierung noch nicht ge
deckt war und der Verdacht be~tand, daß d ie Krcis
straßcnverkchrsämter nicht alle Motorräder zur Ab
lieferung erfaßt hätt~n. wurde durch di~ Mili tki rregie-, 
rung ohne K<"nntnis der deutschen Di-:?nstst-11len die 
französische Gendarmerie über die Hcnen Kreisdele.: 
gierten im Juni Hl47 angewiesen, alle Motorräder von 
500 ccm und mehr zu erfassen ,.ind bd d0r RETRA in 
Koblenz-Metternich abzuliefern. D:is Wirlsd1arts- und 
Verkchr.;;mlnisbrium erhielt e>rst Kenntnis, als dk 
Motorräder in großer Zahl bei d-::!r RETRA abgeliefert 
waren. Dad•.1rch, d11ß die Kreisstraßenv('rkchrsämter 
sowie die Bez.it"ksstr.ißenvcrkchr~ämter und das Lan
desstraßenvcrkehnamt bei d ieser Aktion nicht einge
schaltet waren, war eine onlnungsgemäßc Erfassull).j 
nach Fabrikat, Typ, Motor- und Fahrgestell-Nummer, 
sowie der ehemaligen Besitzer nicht gewährleistet. Nach
dem durch die Muste1·ungskommission die IJ\."slcn Krii
der Instand gesetzt wuren, wurde wiederum durch die 
Militiln-egierung verfügt, daß der Res1 der Maschinen 
der Ersalzteilgewinuung, also Verschrottung, zugcfüh1-t 
wird. Dadurc·h, da ß .cli~ Motorräder nid;t clt• rch deutsche 
Dienststellen erfaßt und zur Ablieferung kamen, war es 
bei der Ver:,chrottung nicht mehr möglich, alle Vor
besitzer festzustdlen. Die Firmen wurden angewiesen, 
soweit feststellbar, die Beträge an die einzelnen Kreis
straßenverkehrsämtel" zwecks Weiterleitung zu send0n. 
Wo dieses nicht möglich wal', wurde der Betrag au! 
ein Spc1rkonto bei der Regierungshaupfka~!'\e dngP.
zahll, so daß die Möglichkeit besteht, sol;ald die Vor
be;;itz.er die technischen Einzelheiten dem Wirtscl1afls
und Verkehrsministerium gemeldet haben, eine Nach
prüfong und somit dit:! Übcrw('lsung des Betrages vor~ 
genommen werden k,mn. 

Diese Beschlagnahmeaktion war Gegem:fand einer 
Untersuchung durch die Gerichtsbarkeit der Militär·
regierung, in der ausdrücklich festgestellt wurde, daß 
eine Verantwortung hierfür deutsche Re&icrungsstcllcn 
nicht trifft. 

Nachdem seitens der Ausschußmitglieder bl:tont wo1·
den war, daß eine Nachprüfung \·orgcnommcn werden 
müßte, bc::lchloß der Ausschuß einstimmig: 

,,Der Minister für Verkehr wird bcauftragt: 
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bei der auf AnorrJnung der französischen Militär
regierung erfolgten Sicherstellung von Motor
rädern mit 500-1000 ccm Zylinderinh::olt im Jahre 
1946 einzuleiten; 

2. dem Landtag die ergriffenen Maßnahmen gegen die 
Verantwortlichen bEkannt zu geben; 

1:1. dem Landtag mitzuteilen, in ·welcher Form die Ge
schädigten eine gerechte Wiedergutmachung erfahren 
wer1ilen und dem Landtag unverzüglich nach Been
digung der Untersuchung über das Ergebnis und die 
getroffenen Maßnahmen Bericht zu erstatten." 

Auf Antrag des Vorsitzenden des Wirtscharts- un:l 
Verkehrsausschusses soll dem Ausschuß ein schriftlicher 
Bericht über das ·Erg('bnis der Untersuchung zugeleitet 
\Verden. Nach Eingang dieses Berichtes erfolgt eine 
weitere Benachrichtigung an den Landtag. Ich biUe das 
Hohe Haus, dem Antrag des Ausschusses stattzugeben. 

Präsident: 

Sie haben d:e Antrag des Wirtschafts- und Verkehrs
ausschusses gehört. Wer diesem Antrag seine Zustirn
mung geben will, bitte ich d:e rechte Hand zu erheben. 

Ergebnis: Einstimmige Annahme! 

Wi°r kommen nunmehr zu Punkt 37 der Tagesord. 
nung: Bericllt des Wirtschafts- und Vcrkchrsauss('hUS
ses zum Antrag der Fraktion der CDU. betreffend 
tiberprüfung der Verkehrsverhältnisse auf dem Huns
rück (Drucksache II1320); 

Berichterst8.tter Abgeordneter Calujek (SPD.). 

A b g. C a 1 u j e k : • 

Der Wirtschafts- und Verkehrsa1..1sschuß beschäftigte 
sich ebenfalls in seiner SitZJung vom 11. Mai 1948 mit 
den schwierigen Verkehrsverhältnissen des Humrücks 
und darüber hinaus mit den noch schwierigeren der 
zerstörten Grenzgeb:ete. Durch die großen Zerstörungen 
än den Eisenbahnl'nien und Straßen, den Ausfall von 
Omnibuslinien und dt>n großen Mangel an Lastkraft
waicn, Personenkraftwagen, Fahrrädern, Reifen und 
Kraftstoffen, ist in diesen Gebieten ein .Zmtand im 
Verkehrswesen entstanden, der nicht nur wirtschaft
lich untragbar ist, sondern auch e.ndere große Gefah
ren in s.ich birgt. D'e deutsche Eisenbahnverwaltung 
und die deutsche Po.5t b~mühen sich mit allen Kräf
ten, wenigstens die größten Schwierigkeiten zu be
heben. E.s kmn damit gerechnet werden, d::iß eine Om-

. nibuslinie dt1rch die Eisenbahn und e'ne durch die 
Post \n kui:zer Zeit aufgenommen werden können.· 
Nach Mitteilungen der G:meraldirektion der Südwest·
deutschen Eisenbahnen werden die größten Anstren
gungen gemacht, um bis zum Jahres.schluß 1948 die 
Eisenbahnstrecke Gerolstein-Prüm in Betrieb zu 
nehmen. Außerdem wird erhofft, zum gleichen Zeit
punkt die Unterbrechungen der Stredte Simmern-Her
meskeil zu beheben und somit ('fnim durchgehenden 
Verkehr zu schaffen. Größte Schwierigkeiten bestehen 
in dem Man~el an Arbeitskräften. Die Schwierigkei
ten im Ei1>enbahnverkehr im Gebiete von Hermeske!I 
sind außardem auf die neuen Grenzen 4wischen dem 
Saargebiet und dem Lo9.nde Rheinland-Pfalz zurück
zuführen. Zwischen den Bahnhöfen Nonnweiler und 
Nohfelden führt die Eisenbahnlinie. durch das Saar
gebiet. Trotz größter Anstrengungen c'!er General
dlrektion der Südwestdeutschen Ei.:enbahnen ist es 
bisher nicht gelungen, mit der Verwaltung der Saar
eisenbahnen eine Re1elung über einen Transit-Perso
nenverkehr zu treffen. Beim Güterverkehr wirken 

sich die erhöhten Frachtsätze für diesen Teil der 
Saareisenbahnen, die in Francs berech::1.et werden, 
wirtschaftl'ch sehr ungünstig aus. Der Wirtschafts
und VerkehrsaussC'huß beschloß, eine Fachkommission 
zu bilden, die gemeinsam mit Vertretern dE>r Eisen
bahn und Post, den Landräten und den Bnrgermel
stern, dei; in Frage kommenden Kreise unter Hinzu
ziehl.ffig der in den Kreisen wohnenden Landtagsabge- · 
ordneten und Vertreter!'\ der Landesregierung in be
sonderen Kre,lskonferenzen, die durch die Landrä7.e 
einberufen werden sollen, alle Möglichke'iten . einer 
Verkehrserleichterung prüfen soll. 

Das Ergebnis dieser Prüfungen soll den in Frage 
kommenden Stellen: Landesregierung, Eisenbahn und 
Post zur schnellsten Auswertung und besonderer B~ 
rück:;icl!tigung übergeben werden. Der Wirtschaft:.,
und Verkehrsausschuß wird beim Vorliegen der Er
g"bn.is!Se dem Landtag eingehend berichten. (Bravo
rufe.} 

Präsident: 

Sie haben den Bericht gehört, eine Abstimmung 
hierüber erübrigt sich. 

Der Punkt 38 der Tagesordnung: Berichterstattung 
des Ernährungs- ur.d Versorgung5"aussclmsses :rum 
Antrag der Fraktion der CDU. betreffend Aufhebung 
der Zwangsbewirtschaftung fiir Obst und Gemüse 
(Drucksache 111366) i3t nach Auff,rnsung der Antrag
steller und des Ältestenrates als erledigt zu betrachten. 

Wir kommen zu J>l.lllkt 39: Berichterstattung des 
SozialpolitisC'hen Aus'!idtusses zum Antrag der l"rakti<m 
del' KPD. bet;('effcnd 75prozentigc Fahrpreisermäßi
gung für Schwerkriegsbeschädigte und Opfer cles 
Fa!:-ehismu~ (Drucksache Nr. II/370). Das Wort zur Be
richL'"'rstaLtung hat der Abgeordnete Kalinowski 
{CDU.). 

Abg. Kalinowski: 

Meine sehr verehrh,n Damen und Herren' Der so
zialpolitische Ausschuß hat zu der Drucksache Nr. ll/370 
- Antrag der Fraktion der KPD. betreffenu '75pr ~z~n
tige Fahrpreisermäßigung für Schwerkriegsbeschädigte 
und Opfer des Fascb.i~mus - in seiner Sitzung am 
3. Juni 194ß Stellung genommen. Der Sozialpolitische 
Aussehuß schlägt im Einvernehmen mit den Antrag
stellern vor, das Wort „Schwerkriegsbeschlidigte" in 
„Schwerbeschädigte" abzuändern und vor dem Wort 
„Opfer des Faschismus'' das Wort „anerkannte" zu 
setzen. Der Sozialpolitische Auss'Jht!ß hat sich bei die
ser Abänderung der Vorlage davon leiten lassen, daß 
drei Kategorien von Schwerbe3chäcligt<i'n zu unter
scheiden s;nd: 1. Schwerbeschädigte, 2. Opfer der Ar
beit, 3. von Natur aus Körperbehinderte. 

Ferner schien es dem Ausschuß notwendig, nur 
!l!ejenigen Opfer des Faschismus in den Genuß einer 
Ji'ahrprcisennäßigung gelangen zu Jassen, die auch 
wirklich als solche Opfer anerkannt sind. Die Antrag
steller, die e'ne 75procenti3e Fahrpreiserml:ißigung be
gehr1en, wiesen zur Begründung darauf hin, daß an
geblich in der Ostzone eine solche Fahrpreisermäßi
gung gewährt wüi:-de. Mit Rücksicht a1,1f die Gesamt
finanzlage der öffentlichen Mittel glaubte jedoch der 
Ausschüß fUr eine 50pi:-ozentige Ermäßigung eintreten 
zu müssen. Die Antrag:iteller erklärten sich hiermit 
ein'Verstanden. Der S0zi11lpolitische Ausschuß stellt~ 
aber fernet noch fest, da1l diese Fahrpreiserrnaßigung 
nicht nur bei der Eis2nbahn wirksam werden soll, son
dern daß die Ermäßigung auf alle öffentlichen Ver-
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kehrsmittel ausgedehnt werden muß. Dei" Aussd,uß hal 
dc:,halb folgenden ~..:?.schluß gefaßt: 

,,Die Landesregierung wird ersucht, umg~hend fü,· 
e.lne 50prozenlige Fahrpreisermäßigung für Schwer
bcsd1i:idiglc und anerkannte Opfer· des Faschismus bei 
del' Bcnulwng der Eisenbahn und allen üfrentlich1,m 
Verkehrsmitteln einzutreten." 

Der Sozialpolitische Ausschuß des Landtags bit
tet da!; Hohe Haus, hien:u seine ZusHmmunct 
zu geben. Soweit meine Ausführung.::n als Be: 
ri.chie1·slatter. kh habe das angenehme Vergnügen, 
die Feststellung zu trct!en, daß caritative Vere> 
nlgun;;:en, im vorliegenden Falle de1· Caritasverba nd 
Ludwigshafen, sich t:benfalls dafür einsetzten, um 
dieses Ziel zu erreichen. 

Pl'äsidcnt: 

Sie habcn den Bericht des Sozialpolitischt!n Aus
schusses gehört. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich 
um Erhebung der rechten Hand. Ergebnis: Elns'.im
mlge Annahme! 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 10 der Tagesord
nung, Dcrlchtcrstattung des SozlalpolitlsC"bcn AussC"hus
scs zu dem Antrag: der Fraktion der KPD, bctrcffl'nd 
Preisermäßigung bei kulturellen Vcram:taltun.e.en für 
Opfer des Fai;cltlsmus und SchwcrkricgsbcHbädigte 
(Drucltsad1c 11/369). Die Bcrid1ter.stat.tung hat der Ab
geordnete Scheerer (SPD.). 

A b g. S C h C C t· C r ; 

Meine Damen und Herren! Die Kommunistische 
Fraktion beantragt gemäß Drucksache II/369 für Schwer.:. 
kriegsbeschädigte und Opfer des Faschismus bei kul
turellen Veranstaltungen eine Preisermäßigung zu ge
währen. Der Ausschuß hat sich in seiner letzten Sit
zung mit diesem Antrag eingehend befaßt. Es wurd~ 
zunächst die Frage gestellt, ob der Land!ag überhaupt 
berechtigt ist, einen derartigen Beschluß zu fassen, 
und dcl' Aus.schuß kam zu der Auffassung, daß e:ne 
soldtc Rcgdung einen Eingri!r in das Eigentumsrecht 
bedeute und verfassungswidrig sei. Es könne sich also 
bei dem Uc.,cbluß des Landtages ledii;lich um eine 
Emp!cblung. handeln. 
, Es wurde auch fl.-i;tgestellt, daß teilwe[se von Ver

anstaltern bereits au! freiwilliger Grundlage derartige 
Preisermäßigungen gewährt werden. Die Frag,'" d~s 
Personenkreises, der für eine solche Prdscrmäßigung 
in Frage kommt, spielt gleichfalls eine Rolle, und es 
wurdt:, wie mein Vorredner schon ausgeführt hat, vm:
geschlagen, daß man nidit sagen solle „Schwerkriegs-
1.>~chädigtc", sondern „Schwerbeschädigt!:!" und an
dererseits „anerkannte" Opfer des Fa!ichlsmus. Die 
Begründung für diese Änderung hat mdn Kollege 
Kalinowski ·gegeben, sie dür!le in diese!1' Falle die 
&lelchu sein. Es wurde weiterhin darüber diskutiert 
ob man eine solche Preisermäßigung nicht auf di~ 
Bedür!ligkeit abstellen soll. Der Ausschuß ist zu der 
Au!!assung gekommen, daß man eine Prüfung d.:!r 
Bedürftigkeit auf keinen Fall anwenden solle. 

Weiterhin wurde gesagt, man solle diesen Begl'irr 
„kulturelle Vcranstallun~en" nicht eng fassen, sondern 
es gäbe auch Veranstaltungen, die im engen Ralunen 
der kulltu-ellen Veranstaltungen nicht erfaßt seien. 
Man müsse also den Begriff „kulturelle und ähnliche 
Veranstaltungen" fassen. 

Dei· Ausschuß kam zu folgendem Besct1luß: 
,,Die Landesregierung wird gebeten, mit den zu

ständigen Stellen Verhandlungen c!n'zuleiten mit 

dem Ziel, eine Preisermäßigung für Schwerbeschä
digte und anerkannte Opfer des Fa~chlsmus bei kul
turellen und ähnlichen Veranstaltungen zu er
wirken." 

Ich bitte Sie, diesem Antrag des Ausschusses Ihre 
Zustimmung zu erteilen. 

Präsident: 

Sie haben den Antrag des Sozlalpolitisch~n Aus
schusses gehöl't. Wer für diesen Antrag ist, biÜe ich 
die rechte Hand zu erheben. {Ges<:hiPht.) Danke! kh 
stelle Einstimmigkeit fest. 

Wlr kommen nunmehr zu Punkt n der Tagesord
nung, Bericht('rstaUung des Haupt-, nausltalt- uml 
Finanzausscbm:scs zum Antrag der Fraktion der CDU. 
betreffend weibliche Polizl'i (Drucksache lli2,i7). 

Berichterstatter des Hauptausschusses Abgeordnet ... 
Seppi (SPD.), 

Abg. Seppi: 

Meine Damen und Herren! Die ungd1~urcn Auswir
kungen der Naziz~it und des Nazikrieges, insbesondere 
die sittliche und moralische Gefilhrdung dci· Jugend
lichen, der· Frauen und Mädchl•n h„ben diP F.infüh
rung der w~ibHchen KriminalpoPzei auch im Lande 
Rheinland-Pfalz zu einer der dringlichsten Forderu:i
gen werden lassen, gilt es dod!., die vielen, durch die 
unglücklichen Zu.stände der Nachkriegszeit vom Wege 
Ab~ekommcnen, wieder zu einer normalen Lebens
führung zu bringen. Wer könnte die Not und das 
soziale Elend eines Volkes besser kennen als Beam
tinnen der weiblichen Polizei? Ihr Au!gabcng~·biet isl 
ein vielseitiges und verantwortung:;volles. Wer von 
Ihnen, meine Damen und Herren, wüßte nicht von 
dem großen Kinderelend, aus der Zeit vor dem ersten 
Weltkrieg in allen Lilndern, auch in Dcuts,.:hland, ;m 

berichten. Wer von Ihnen könnte sich nicht mehr an 
die große Not der kleinen hilflosen Menschlein crin
em? Wenn die Not des Mannes und der Frau groß 
ist, um wieviel größer muß die Not und das Elend 
des Kindes sein. E;; dürfte den gewissenhaften Bt·
obac:htungen der weiblichen Beamten nicht entgehen, 

1 wenn Kinder von verantwortungslo;;,1:n Elt.-rr, und Er-

l,_ . z.iehern skrupellos dem Laster zugeführt oder für ir
gendwelche unsaubel'cn Geschäfte mißbraucht werden. 

l 
Die vorbeugende T~-i.tigkeit der· weiblichen Kriminal
polizei könnte auf diesem Gebiete seht· viel Unh~il 

1 
verhüten. Die Tatsache, daß 40 bis 50 v. H. aller 

1 

Au!gegrifCenen, die der Fürsorgestelle für Geschledit-;
kranke in Koblenz zugcfühl't wurden, ,Jugend.liehe 

· sind, läßt die Notwendigkeit des Erfa;;sungsqlenstes 
derer klar erkennen, die durch ihr zügdloses Leben 
die Volksgesundheit ständig auf das stärkste ge
fährden. 

Darüber hinaus aber fallen den weiblichen Polizei
beamten auch noch alle Aufgaben im Rahmen der 
kriminalpolizeilichen Arbeiten an Frauen 1.u. Wen,, 
Vernehmungen, die bei schwererkranktcn Frauen, Gei
stesgestörten oder Personen, die in einem Verzwet!
lungszustand Straftaten bq~ani;:tm haben, durchzurüh
ren sind, dürfte es dem Takt und der Feinfühligkeit 
der weiblichen Beamten sehr oft schneller möglich 
sein, zum Ziele zu kommen, als ihren männliche11 
Kollegen. Notwendig erscheint nur der Hinweis, daß 
ein besonderes Augenmerk darauf zu richten ist, daß 
bei plötzlich 4,;rforderlich WC'rdenden Ra:,:zien den an
ständigen Frauen und Mädchen unseres Landes alle~ 
Vel'letzende erspart bleibt. E;; dürfte 7.\1 weit führen 
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auf alle E[nzelheiten, die das Arbcitsgeb'et der weib
lichen Polizei umfassen, einzugehen. Ich halte es je
doch für erforderlich, nur' solche Beamtinnen heranzu
bi.l:kn, die außer einem einwandfreiem Vorleben gute 
charakterliche Eigenschaften m:tbringen, die man von 
Menschen verlangen muß, die erzieherisch und vor 
allem gerecht in dem ihnen anvertrauten Personen
kreis wirken sollen: 

Der erste Lehrgang zur Ausbildung der weiblichen 
Kriminalpolizei hat am 18. Juni in Bad Eins begon
nen. An eine vierwöch':'nt1iche theoretische Unterwei
sung wird sid1 eine gründliche achtm<m.,ti gc prak11~1·h~ 
Ausbildung anschl:eßen. Nach der praktischen Ausbil- · 
dung werden die Anwärterinnen wieder in der Poli
zeischule in Bad Ems zusammengefaßt li!nd in einem 
gründlichen Lehrgang, in dem auch die Erkenntnisse 
der Praxis vertieft werden, the::iretisch geschult. D'!;!
ser Lehrgang schließt mit einem Examen ab. Obgleich 
die Ausbildung so gründlleh wie nur mö!!;lich ge
staltet wird, so ist doch dgran gedacht, durch regel
mäßige Kurse die Weiterbildung der Beamtinnen zu 
gewährleisten. Dem Referat „Weibliche Kriminalpoli
zei" im Landeskr.iminalpolizeiamt obliegt die über
wachung und Förderung der Arbeit der WKP . .im 
Rahmen der geltenden Bestimmungen. Insbesondere 
wird sie sich erstrecken auE: Organisation, Einsatz und 
Verwendung der WKP., Erforschung und Verbesserung 
der Arbeitsmethoden, Fortbildung und Schulung der 
Beamtinnen, Mitwirkung bei allen grundsätzlichen 
Vere\nbarungen über die ·zusammcnatbeit zwischen 
der Polizei und den Einrichtungen der Jugendfürsorge 
und der Fürsorge überhaupt, soweit es sich um Rege
lungen handelt, d'.e den der WKP. zufallenden P~r
sonenkreis bahandeln. 

Es ist nicht beabsichtigt, die weiblichen Beamte,, 
mit Uniformen und Waffen zu versehen. Man wird 
jedoch nicht daran vorbi:!ikommen, den rrotwendigzn 
Schießunterricht zu erteilen und in der Handhabung 
von Pistolen unterweisenden Unterricht zu geben. 
Als Ausweismittel dient im allgeme:mm die Kriminal
marke. 

Es wird vorgeschlagen, vorerst 20 Dienststellen ein
zurichten, und zwar: 

in Koblenz 1 Kriminaloberinspektorin, 2 Kriro.inal-
Sekretärinnen, . 

in Manz 3 Kriminal-Sekretärinnen, 
in Worms 2 Kriminal-Sekretärinn~m, 
in Ludwigshafen 1 Kriminal-Oberinspektorin, 3 

Krimina 1-Sekretär innen, 
in Kaiserslautern 2 Krim'nal-Sekretärinnen, 
in Landau 2 Kriminal-Sekretärinnen, 
in Pitmasens 2 Kriminal-Sekretärinnen, 
in Trier 1 Kriminal-Oberinspektor:n, 2 Kriminal

S~kretärinnen. 
1:m den Erfolg der Arbeit sicherzustellen, wird es 

notwendig sein, daran zu denken, daß die Dienst- . 
stellen auch dann besetzt sein müssen, wenn die vor
genannten Beamtinnen in Au;übung ihres Dienstes 
sich auf Streifen, bei Gerichtsverhandlungen, Ermit,Lm
gen usw. befinden. Der Hauptausschuß sclllbigt daher 
vor, die we,bliche Kriminalpolizei weit.er auszubauen, 
und b ittet daher das Landespolize'präsidium, einen 
entsprechenden Stellenpl::m au3zuarbeiten und ihn dem 
Haushalts- und Finanzau5schuß vorzulegen. 

Im Hinblick auf d:e ungeheuren Kosten, die das 
Land jährlich ffü' die Geschleehtskranken aufzubrin.gen 
hat, glaubt der Hauptausschuß vorschlagen zu dürfen, 
daß bei der Einr;chtung der Dienststellen nicht kle:n
lich verfahren wird. (Beifall.) 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Boden (CDU.) als 
Berichterstatter des Haushalts- und Finanzausschusse:s. 

A bg. Dr.Boden: 

Meine Damen und Herren! Der Haushalts- unu 
Finanzausschuß hat· sich den .aus den Ausführungen 
meiner Vorrednerin zu entnehmenden Gründen an
geschlossen· und schlägt vor, die vorgesehenen 20 Stel
len zu besetzen unter der Voraussetzun~ und nachdem 
Sich herausgestellt hat, daß diese 20 Stellen aus den 
zur Zeit nicht besetzten, aber genehmigten Stellen der 
Polizei befriedigt werden können. 

Prüsident: 

Sie habrn den Bericht des Hauptausschusses sowie 
den Bericht des Finanzausschusses gehört. Wer für die 
Annahme ist, bitte 1ch um Erhebung der rechten Han<l. 
ich stelle die e·nsÜmmige Annahme fest. Wir kom
men nunmehr zu c!er Ergänzungstagesordnung Punkt 
2 und Punkt 3. 1 .• 2. und 3. Beratung eines Gesetzes 
über Arbelklosenversicherung (Drudu;aclte II/498)' uml 
1., 2. und 3. Beratung eines Gesetzes über Arbeits
losenfürsorge (Drucksache II/49B). Der AHestenrat 
~chlägt Ihnen vor, diese beiden Gesetze in erster Be
rRtqn~ an7,unehmen und sie an den Sozial-, Finanz
und Rechtsausschuß zu überweisen. (Zwischenruf: Und 
an uen v, ,rlswiattsausscnult) Lnd an den Wirt.sachi'tJ
ausschuß. Daneben sollen diese beiden Gesetze zur 
gu tachtlichen Äußerung der jetzt neu6ebildeten Haupt
wirts~aftskammei- zugeleitet werden. 

Wir kommen nunmehr zur 1. Beratung. Wortmel
dunzcn liegen nicht vor, ich schließe die Besprechung. 
Wer filr die Annahme des Gesetzes über die Arbeits
losenversicherung in 1. Lesung ist, bitte ich um Er
hebung der rechten Hand. Ich stelle e'.nstlmm·ge An
nahme fest. Wir kommen nunmehr zu Punkt 3. (Zwi
schenruf: Überweisung an den Hauptausschuß,) An 
den Sozialausschuß, den Finanz-, Rechts- und Wirt
schaHsau3schuß und zur gutachtlichen Äußerung an 
die Hauptwirtschaftskammer. Das Wort hat AbJeord
neter Dedenbach (SPD.). 

Abg. Deäenbach: 

Meine Damen und Herren! Ich möchte doch darauf 
verweisen, daß man so herum die Sache der Arbeits
lo„e.,.wersicherung und der Arbettslosenfür.sorge nicht 
bearbe:ten kann, wie das hier in die3em Falle ge
schieht. Das Gesetz über die Arbeits!osenversicherun.;; 
ist dringend not~,•cndig geworden. Wenn dieses Ge
setz noch an alle m:>glichen Am;;chüs;;e geleitet werden 
soll, so wiljid das sehr viel Zeit in Amprnch nehmei1, 
und n ·cmand wird dafür Versteindnis haben. rne 
finanziellen Mittel im Rahmen der Kurzarbeiterunt ::r
stützung s,nd bei weitem nii.:nt vorhanden. Wir müs
sen mit jed;, m Pfennig rechnen, und wir erleben es 
heute schon, daß von den Arbeitsämtern be! der G~~ 
nehmigun~ "der„ Kutzorbeit die M'tteHun, kommt, daß 
keine 'öt'tentlichen Mittel zu bekommen sind. Wenn der 
Arbeiter erfährt, der leider damit rechnen· muß, daß 
er in ab'sehb::irer Zeit arbeltslos wird, daß das Ge~etz 
über 'die Arbaitslosenversich .rung noch so hinga
schleppt w:rd. so wird ei· keln Vet·ständnis dafür ha
ben und wir müssen von den Gewerkschaften aus 

·jede Verantwortung !ür eine derartige VersC:hleppung 
dieser b~iden Gesetze ablehnen. Das möchte ich gunz 
entschieden zum Ausdruck bringen. 
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Präsident: 

Herr Kollege Dedcnbach, kh darf dar.iur auf.n1erk
sam machen, daß dit.:! Ausschüsse nebeneinander ihre 
'rlitigkelt ausüben, so daß damit eine Verschleppung 
nkht bcabskhtigl. ist Das Wort hat der Abgeol'dnete 
Brenner CDU.). 

A b g. B r e n n e r : 

Meine Damen und Herren! 

Es ist an und füt· sich richtig, daß die Angelegen
r,cit de1· Arbeitslosenversicherung so schnell wie mö;1-
Hch erledigt werden soll. Demgegenüber steht all<.:!' 
fest, daß ein Gesetz von einer derartigen Tragweite 

· unbedingt mit der notwendigen Sorgfalt bcarbeil1'1. 
werden muß. (S1:!hr· richti~.) kh muß mim cntschied,m 
dagegen wehren, daß, wie es sich in der Vergangen
hclt wiederholt gezeigt hat, ein Gesetz durchgepeitscht 
wird, wie man es mm einmal als Abgwrdnetcr nichl 
verantworten k'ann. Das Arbcitsloscn\'ers'cherungs
gesetz muß natürlich dringend erledigt werden. Das 
habtm wir beantragt und der Ausschuß hat sich bc
n,its mit dem Ge~ctz, wenn auch nur informatorisch 
beschäftigt. Vor allen Dingen muß für die Dauer, 
wo dleses Gesetz noch nicht in Kraft getrden ist, 
eine VcrlängE>rung der Kurzai-beiterunterstützung et·
folgc11. Wir war„n der Auffa:ssuni,;, daß die Kurz
arbcitcrunterstützung zunächst für einen Monat ver
längerl werden müsse, weil man glaubte, daß inner
lialb dieser Zeit das Gesetz unter Dach und Fach ge
bracht werden könnte. 

Die sorgfältige Be1·atung ist notwendig, da es sic'h 
um d<J.~ Schil::k.:;al von Arbeitslosen handelt, die wir 
nach Lage der finanzidlcn Möglichkeiten bestmöglich 
schützen wollen. 

• 
Pl'äsident: 

Das Wort hat der· Abgeordnete Hertcl (SPD.). 

Abg. lic1· tel; 

Meine Damen und Henenr Mit dc1· FtJ;;l.slt!llung 
des Abgeordneten Barenncr, das Gesetz baidmöglichs~ 
endgültil:( unter Dach und Fach zu bringen, bezeichnet 
er mit einem Monat den längst1m Termin, der über
haupt in Be tracht kommen k a nn. Die Ausführungen 
unseres Kollegen Dcdcnbach :sind durchaus berechtigt. 
Bel de1· Arbeitslosenversicherung kann niemals ei.ne 
Almoscnvctstcherung in Betracht kommen, sondern es 
handelt sich um die Wahrung des Anspruch~ des A1·
beitcn, der jahrelang diese Versicnt<runi durch seine 
Beiträge ermöglicht hat. Diese Gesetzc.;vorlagc muß 
im Hinblick aur die sich steigernde Not als besonders 
dringlich erachtet w~rden und is t daher schnelhlet,~ 
zu verabschieden. 

Präsident : 

kh dad'. darauf aufmerksam machim, daß soeben 
die Regierungsvorlage II/511 dem Hohen Hause übcr
milicll wurde. Darin wir d ein Landesgesetz dem 
Hohen Hause zur Annahme unterbreitet, wonach di~ 
Ausdehnung der Kurzarbeilerunlerstützung bis zum 
30. September 1948 vorgeschlagen wird. Ich glaube, 
daß wir diesen Antrag noch anschließend zur De
batte stcIIcn, und es dann vleIIeicht möglich ist, daß 
das Gesetz hl'ule noch verabschiedet werden . kann. 
Das Wort hat zunächst der Abgeordnete Betz (KPD.). 

Ab g , Be t z: 

Meine Damen und Herren! Ich erlaube mir, darauf 
hinzuweisen, daß in Pirmasens 1000 Arbeitslose am 
vergangenen Samstag gemeldet waren. die ihre Ai-Ldt 
durch die Auswirkung der Währungsreform verloren 
haben. Es ist also eine zwingende Notwendigkeit, daß 
die Frage der Arbeitslosenversich-=rung und der Ar
beitslosenfürsorge zum frühesten Termin eine prak
tische Gestalt annimmt. Als Übergangsregelung, die 
Kurzarbeilerunterstützung zu verlängern, halte kh rüt 
richtig, b:tte aber die R;:-gierung. daß in der Durch
führungsverordnung zugleich darauf hingewiesen wird, 
die Bestimmungen großzügig zu handhaben. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dcdenbäd1 (SPD.}. 

Abg. Dedenbach : 

Meine Damen und Herren! Es h;t doch notwendig, 
daß eines h ier richtig gestellt wird. Von dem Sprecher 
der CDU., <lern Herrn Kollegen Brenner, wurde her
ausgestellt, daß es notwendig sei, diese Gesetze ein
gehend zu beraten und zu Qehandeln. Das ist .selbst
verständlich. Aber, meine Damen und Herren von 
der CDU., wenn Sie mit der Materie irgendwie ver
traut sind, wissen Sie, daß das Gesetz !ast wortwört
lich von dem Gesetz, das in der englischen Zone her
ausgegeben wurde, ;,.l>ge,;chriebt:n worden ist. lnfolgl!
dessen, da Sie ja immer wieder die Einheitlichkeit der 
Gesetzgebung betonen, was ja in der Beratung der 
Gesetzentwürfe zum Ausdruck gekommen ist, und 
besonders von Ihrer Partei vertreten wurde, und was 
auch wir hcl'IJcizu!ühren wünschen, ist der Grund nicht 
berechtigt, daß das Gesetz wieder in die Ausschüsse 
hineingebracht wird. Ich sage es noch einmal: Wir 
müssen es von seiten der Gewcrkscha!teri ablehn.:!n, 
eine derartige Taktik in der Gesetzgebung, wenigstcn1:1 
in bczug auf das Arbeitslosenversicherungsgesetz und 
au! die Arbeitslosenfürsorge, zu vertreten und zu ver
antworten. Wenn es Ihnen um den sozialen Fl'iedcn 
zu tun ist (Protest: Oho[), müssen Sie dafür sorgen, 
daß eine derartige Verzögerung nicht geschieht. Meine 
Damen und Herren! Es geht dem Arbt:ittr nicht.darum, 
daß er Unterstützun·g bekommt, er verzichtet auf die 
Unterstützung, er will viel lieber am Aufbau unseres 
Vaterlandes tätig sein. Wenn dieses Gesetz in dieser 
Beratung noch längu· hinausgeschoben wird, dann 
werden 14 Tage ins Land gehen, und in der Zwi
schenzeit sind 30 000 oder 40 000 Arbeiter im Bau
gewerbe arbeitslos. Meine Damen und Herren, ich 
möchte davor warnen. Wir haben schon einmal im 
Dritten flc ich eine Prnpag;rnda gehabt, durch die 
prophezeit wurde, das und das kommt nicht. Wit· 
wollen nicht leichtfertig die Prognos.; stellen: Es wird 
keine Arbeitslosen geben. Wir wollen und wünschen 
keine, aber wir sind ohnmächtig gegen diese Din~c. 
De;;halb kann ich es nicht verstehen, daß das Ges1:t1. 
nicht endgültig verabschiedet werden kann. (Beifall.). 

Präsident: 

Das Wort hat del' H err Slaalsminisle1· B ökenkrüp;er 

Staatsmfnlste1· Bökenkrüger : 

Meine Damen und Herren! Bei der Betrachtung d.:s 
gesamten Problems der Arbdtslose:nversichcrung und 
Arbci llllosen!ürsorge dreht es sich um zwei Fragtm : 
um d ie Frage dcrjen~gen, die eine Unterstüt.zung au! 
versicherungsmäßiger Grundlage erhalten sollen und 
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die Frage für diejenigen, die eine solche versicherungs
mäßige Anwartschaft nicht haben. Für die erste 
Gruppe ist der Entwurf eines Gesetzes zur Arbeits
losenunterstützung und fül:' die zweite Gruppe ein 
Gt>setz zur Arbeitslosenfürsorge geschi-ffen worden. 
Man wird ohne weiteres fragen. wie die finanzlellen 
Belastungen für diese ~beiden Ge~etze sind. Darauf zu 
antworten, ist noch schwerer, als seinerzeit die Frage, 
wie hoch die finanziellen Belastungen bei den KriegH
und Schwe1·beschädigteri sein wUrden. Wenn wir bei 
den Kriegsopfern un.:l Hinterbliebenen wenigstens die 
Möglichkeit hatten, von bestimmten Grundzahlen aus
zugehen, die schon vorhanden. waren und wenn wir 
dazu nur die monatlichen Zugänge an zurückkehrenden 
Kriegsgefangenen und dergleichen hinzuzuzählen hat
ten, so fehlen uns bei der Betrachtung einer etwaig~n 
Arbeitslosenzahl jegliche Unterlagen. Es wurde so-1 
eben von dem Herrn Abgeordneten Dcdenbach gesagt, 
er warne vor allem vor einem zu großen Optimismus. 
Wir können allerdings heute nach mehr als 3 Wo
chen nach der Währungsreform noch nicht zu Pessi
m,smus neigen. denn die heute morgen mitgeteilten 
Zahlen - sie kommen jeden Tag nach hier - zeigen 
folgendes Bild : Von 35 000 offenen Stellen, die bi» 
:.:ur Währungsreform in ·den Bezirken der Lande:;
arbeitsämter gemeldet waren, sind heute noch etwas 
über 9000 vorhanden. Das bedeutet an sich einen sehr 
großen Rückgang der offenen Stellen, aber die noch 
vorhandenen 9000 können im Augenblick durchaus 
als vorhandene offene Arbeitsmöglichkeiten bezeichnet 
werden. Aber dabei darf man eines nicht vergessen: 
täglich können Anderungen eintreten. Es kann zum 
Beispiel, wie es vor 3 Tagen der Fall war, die Was
serstraßendirektion in Trier erklären: Wir haben ab 
morgen oder übarmorgen kein Geld mehr, um unsere 
Bauarbeiter zu beschäftigen. Es muß etwas gescheh.en, 
e$ müssen Kredite gegeben werden, oder man muß 
die Leute an anderer Stelle einsetzen. Es kann auch 
möglich sein, daß die Brauindustrie in unserem Lande, 
die etwa 3000 Männer beschäftigt, trotz der Herabset 
zung der Biersteuer, und trotz der beabsichtigten Ver
besserung des Bieres doch nicht den Umsatz haben 
wird, den man erwartet. Dann würde auch. bei der 
Brauindustrie Arbeitslosigkeit möglich sein. Es kann 
ferner möglich sein, daß in dieser oder jener · Ge
meinde, in der Brücken, Straßen gebaut und Häuser 
1 epar iert werden, die Bauarbeiter nicht bezahlt wer 
den können. All' diese Dinge sind Imponderabilien, 
cieren wirkliche Auswirkung wir im Augenbl,ck weder 
bel'echnen noch voraussehen können. Es wäre infolg~
dessen in der Tat dringend notwendig, daß das Gesetz 
übe1 die Arbeitslosenunterstützung möglichst sofort 
verabschiedet w ird. Ich habe absolut Verständnis fü.r: 
die Bedenken, die dahin gehen, daß man ein solch 
wichtiges Gesetz. das tief einschneidende 'Wirtschaft
liche, arbeits- und sozialrechtliche Maßnahmen be
wirkt, n icht übers Knie breehen kann. Aber diejeni
gen unter Ihnen, rl.ie sich früher schon mit den Fra
gen der Arbeitslosenversichenmg beschäftigt haben, 
werden belm Studium dieser Angelegenheit sich der 
zahlreichen, aber doch einigermaßen bekannten Para
graphen sagen. daß es nur wenige Änderungen gegen
übr.r den früheren Zuständen vor 1933 s :nd (Zwischen
ruf Abg. Betz: Abgesehen von einer ca. 20prozentigen 
Senkung.), ja, Herr Abgeordneter Betz, ich gl.iube, Sie 
wissen, worauf das zurückzuführen ist. Das ist zurückz.1-
führen auf dieselben Motive, weswegen das vor v~er 
oder mehr Wochen hier verabschiedete Gesetz über 
die Kriegsopferversorgung heute noch nicht vo11 Jer 
Militärregierung geMhmigt ist. Es ist infolgedessen 

,.. bessar; ·solche Sä tze einzuführen. bei denen man auf 
die Genehmigung rechnen kann. Im übrigen is L d~;; 
alte . Gesetz über die Arbeitslosenunterstützung und 
-vermitt!ung, das :sich bekanntlich in drei Abs1.:hn,tte 
.gliederte, nämlich 'ln die Fragen d'er Arbeitslosemmter
!!tützung, der Krisenunterstützung un d der Notstands
arbeiten, vollständig geblieben in bezug auf die Ar
beits verm itt! ung. Beru fä bera tung, Berufs umschul un g 
usw., lediglich gefod"rt wurde die Frage der Ver~ 
slchenmg. lch glaube Ihnen vc.!rsichern zu können, 
daß diese .Änderungen, die absolut übereinstimmen mit 
den Anderungcm. rl!e in der Bi;,;one getroffen worden 
sind, daß diese Änd2nmgE'n dem heutigen Stand der 
ges.amten Arbeitslosenversicherun g absolut entsprechen. 
Neben dem Unterstützungsge:,etz, also dem Gesetz, 
das denjentgen Hilfe gewährleisten soll, d:e einen ar- · 
beitsrechllichen Anspruch auf Unterstützung hab1:a, 
liegt ein zweites Gesetz · über Arb::ütslosenfürsorgt= '- or. 
Auch dieses Gesetz ist genau so wichtig wie das ('rste, 
besonders deshalb, weil zahkeiche Menschen, d ie !~eine 
Anwartschaft haben, elhe Sperrfris t zu envarten ha
ben, Ostflif~ht11nge. deren Anw a,·tsr.ha'L man n 'cht 
nat:hweisen kann, die sich arbeit swillig und fähig zei
gen uttd von uns vermittelt. werden sollen. Auch dieses 
Gesetz müßte an steh verabschiedet werden. Bei dP111 
zwelten 'GeM-tz haben wlr folgende Bedenken, nfün
lich, wer iTrä ~er der Mittel sein soll, die dafür not
wentiig sind. Ich darf kurz auf die wahrscheinlit:h zu 
t-rwart'enden Unkosten einqehen, d ie entste?h->n wer
dert.. wenn die beiden Gesetze in Kraft treten, und 
wenn die '.Entwicklung in den nächsten Wochen sich 
verschlimmern 'würde. Wir haben im Aug-::nblick in 
der Arbeitsverwaltung ein Gesamtvermös~n von 6,1 
Mi1lionen DM. Davon werden in jed2m Nionat etwa 
250 000 DM. für Venvaltungsunkosten nu5!(egeben. 
Wenn wir das Ubrige durch 30 teilen, näml'di du„ch 
den Satz, der ein Durchschnitt ssatz :für die Arbeits
losenunterstützung und Arbeitslosenfürsorge in rler 
Woche wäre. so würden wir etwa 37 000 b is 38 000 
unterstütz:1.mgsempfänger damit betreuen kvnncn. Wir 
wlirden wahrscheinlich bei d ieser Sachla~e 4-4 ' :, Mil
lionen DM. jeden Monat einnehmen und würden cfüise 
37 000-38 000 Unterstützungsempfänger wahrsch~ir.lich 
durchhalten k '.innen. Niemand weiß, ob diese Zuhl 
reicht ödet ilberschtitten wird. Würden die h~iden 
Gesetze angenommen sein, so könnte man n ach den 
Erfahrungen von vor 1933 annehmen, daß dk ,ienigen, 
die. keine An"rartschnft haben, d ie uriter Sperr frist.i:m 
usw. :fallen, viellelcht ein Z,vanzigslel der gesamten 
Summe der Arbeitslosen betragen, so daß roan mit 
diese1' Arbeitslosenfül:'sm·ge nicht eine , allzu große 
J:inanzielle Belastung hätte. Wenn jetzt im Ge.setz an
_gi:,geben wird, daß diese Summe für Arbeitslo!lenför
sorge aus Landesmitteln zu tragen wäre und mi:tn s ich 
mit Recht dagegen wehrt, weil ja ein Landesstock da
für vorhanden ist, so muß von der Arbeitsverw'lltun,g 
demgegenüber erklärt werden, daß die Arbeitslosenfür
~orge fUr die Menschen maßgebend sein soll, d·ie k t'i
um versicherunp;srechtlich.en AnsN ·uc:h auf qnter
slützllllg haben. Es müßte also hier ausdrücklich v r,m 
Landtag ein neues Gesetz beschlossen werden, worin 
es heißen müßte: Die Kosten werden <'IU, dem Lan
desstock gedeckt. Da die Kosten, wie gesagt, vi2lleirht 
nur ein Zwanzigstel bdrcigcm werden, würde d 'e A r 
beits.ver waltung n1;1ch Beratunz mit ihren B~irätt:n 
vlelleicht einverst anden sein. Wenn nun jetzt nach dr:n 
Besprechungen die Möglichkeit besteht, daß die Ge
setze, .~o d.tingend sle sind, nicht in 1., 2. und 3. Bel:'a
tung angenommen werden, da.nn müssen wir das tun, 
was eben vorge:,.chlagen wurde, n ämlich das Ges~tz 
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g5.nzungsarbciten vel'längern. Es h3bcn ~ich in den 
tibcr die Kurzarbcitcrunterstützung und über die Er
letzten Wochen einige Schwierigkeiten bei der Durch
arbc 'tung dieser ganzen Materie herausgestellt un·l 
ll}!olgedessen liegt Ihnen jetzt die Drucksache n,:;;;11 vor, 
dk als Verlängerung dieses Gesetzes gedacht ist und 
die, das möchte ich den Zweiflern sagen, sowohl die
jenigen betri!rt, die c1Ie Anwartsehart hRben, als auch 
alle: übrigen Personen, die das Gesetz über die Kurz
arbclkrunterslüt:mng umCaßt, alsQ ein Gesetz. das 
außcrordentllcll loyal 1st. Geändert ist d(or § 1, wo vor 
allem Dingen mitgeteilt wird, daß, sofern ein Teil der 
Belegschaft oder ein einzelner Arbeitnehmer von dem 
Arbciti;au.:;!all bclrofEl:n wird, oder falls de;· ganze 
Betrieb betroff1.:n , wird, die Versicherung in Kraft 
ti·itt. Nun kommt der § 21 der vlellcic;ht von Thnc-11 
sehi· sk.cpl isch qetrachtet wird. .,Der Arbeitsminister 
wird ermLichtigt wird, dle zur Durchführung' dieses 
Gesetzes erforderlichen Rechts- und Vcrwr.ltungsvor
sc:hri!tcn zu erlassen.'' Das ist die wichtigste Anord
nung. Insbc.;ondere isl dle· Höhe der Kurzarbciter
untcrstützung abweichend von der Vorschrift des § 5 
des Gesetzes CcstgesetzJ. Es wird Ihnen bt:!kannt sein, 
daß der § 5 des Kurzarbciteruntersti.itz1mg~wesf,ns be
sagt, dcl' Unterschiedl..bdrag zwischen dem tatsäch
lichen Arbcll:.;entgcli und fünr Sechstel des eigent~ 
liehen Loh111:s, den der Betreffende bcl Vollarbeit er
worben hätte, sei mit 50 v. H. bezahlt. B~i~plel: 
Hat jemand. einen Wochenlohn vor 60 DM, bezieht 
aber tatsächlich nur einen Kurzlohn von 30 DM, so 
erhält er als Kurzarbciterunterstilt.:ung 50 v . H. des 
Unterschieds zwisi.:hcn 30 DM und fünf Seclisld von 
60 DM (= 50,- DM) r 20,- DM : 2 = 10,- DM. 
Wenn man dieses Beispiel auf die Familienunterstüt
zung ausdehnt, sc können wir feststellen, dc1ß die 
KurzarbciterunLerstützung ungefähr 25, 30 oder viel
leicht auch 50 v. H. mehr betragen würde, als Ich im 
Entwurf übe1· die Arbeltslosenuntergtützung gesagt 
habl.!. Wir würden also mit dem, was ich Ihnen soebell 
berechnete, Cür 37 000 bh; 38 000 Unterstül:wngsempfän
ger gar nicht auskommen, sondern vielleicht nur 20 000 
oder 25 000 Unler;;füt,:ungsempfängcr betreuen kl:innf'n. 
Infolgcdcss<:'n soll der Arbeitsmlniglr-r entgegen § 5 
veranlaßt werden, eine andere Unterstützung festzu
legen. Sfe haben eine Tabelle erhalten. In det· die Ar
beitslosenunterstützung ,mit ein<:>m Arbe:itsentgelt. von 
l,- bis 70,- DM wöchentlich !estgdegl Ist. Wir möch
ten bmmtnigen, daß Sie uns dle Ermächtigung geben, 
nach dieser Tabelle jetzt die Kurzarbdtemnterstüt
zung Cc.:;tzulegen, für den Fall, daß die vorgenannten 
Gesetze nkht angenommen werden. Damit könnten 
wir 1n der Tat di-e Zahlen unterstützen, die ich Ihnen 
soebca sagt<>, im Höch~tr.ill 38 000 Per.<-oflen für je<l"n 
Monat. 

Präsident: 
Das Wort hat der AbgeordnPtE' .Jahn (CDU.), · 

Ab g . .Jahn: 
Meine Damen und Herren! Wem, m3n den Au!>füh-

1·ungcn · des Kollegen Dcdcnbach gefolgt ist, könntt'l 
man den Eindruck gewinnen, als ob nur eine Fraktio:1 
dieses Hohen Hauses sich um das Schicksal der Ar
beitslosen kümmern würde. (Sehr rkhtig!) Die Frak
tion der CDU. hal unterm 3. 6. 1948 den Antrag ge
stellt: ,,Der Landtag wolle beschließen: Die R,~gierung 
wird ersucht, baldigst elnen Gesetzentwurf über die 
Ein!ühru~ einer Arbcitslosenversichenmg vorzutegc.1." 
Es wurde in der Begründung ausführlich darauf hin~ 
gewiesen, worum es sich bei diesem Antrag handelt. 
Meine Dam!'.>n und Herren' Wir haben den Tag X 

1: . , · 1 '·1 .;'. , t ,, •111•l ' 1 . •' 

hintel' uns, und es wäre mdnes Erachtens notwendl~ 
gewesen. daß das Arbeit3ministerium uns rechtzeitig 
einen solchen Gesehcntwurf zugeleitet hätte. (Sehr 
richtig!) Dann wären wir über die heutigen Schwie
rigkeiten längst hinaus. Wenn man die er:>te Lesung 
dieses Gesetzentwurfes in der letzten Landtagssitzunq 
vorgenommen und dann diesen an die AusschüssP 
überwiesen hätte, wfü·e es aurh heute möglich gewesen. 
das Gesetz in 2, und 3. Lesung ;,;u verabschieden: Abl.!1·. 
meine Damen und Herren! Wir wehren uns entschi·~-· 
den dagegen, daß man ein solrhcs GalopptPmpo e·n
schläg\, wie das bisher bei einer Reih.e von G<!set:.:
entwül'f Pn der- Fall gewesen ist. Es· ist mit Recht vo,1 
dem Kollegen Brenner darauf hingt•Wil•sen worden. 
daß wil' d3s in Zulrnnft ab!Phrn.-.n. Wir stimmen künftig 
dncm Gc,;etz nur zu, wenn wil dasselbe in den cin
~<'hlägigen Ausschüssen gründlich beraten haben. Da.; 
liegt im Inter·esse d~r Bctrcffen,.m, hie1· nicht zuletzt 
im Interesse der Arbdtslosen. kh darf Ihm'n hl.'ul,• 
schon ankündigren, ct~ß wir einige Abänderung.;;:mträgc 
t•usgec1rbeilet haben und werden diese auch ein
bringen. Gerade deswegen sind wir uns0rcr Meinung, 
nicht um die Sache zu ver<;c-hleppen. kh könnte mir 
vorstellen, daß mr,n cer CDU.-F1·c1klion den Vorwurf 
machen wollte, wir würden die Verabschiedung de.~ 
Gesetzt.-s verschleppen. Alles andere als das . Wir 
haben jedenfalls rechtzeitig den Antrag l:!ingebracill 
und wenn wir dafür sind, daß dieser Gc~etzL•ntwurr 
Pn die zuständigen Ausschüsse verwil'!':Pn wird, 30 

stehe ich nicht an, zu erklären, daß wir eventw!ll sogar 
eine· Sondersitzung des Landtages beantragen, wo 
dieses Gesetz in 2. und 3. Lesung verab~chiedet wird. 
damit dem Re<:hnung getragen werden kann, was det 
Herr Arbeitsministe1· vorgetragen hat. Und wenn wii' 
dem Gf'setz über die Verlängerung d!'r Kurzarb.:iter
unterstützung zustimmen, dann mit der Ermäehtigung, 
daß der Iterr Arbeitsminister beauftragt wird, die 
Unterstützungssätze .;;o zu regeln, wie sie das neuC' 
Gesetz übei Arbt·itsl0sen-Versicl1Nung und Arbeit;;
losen-Fürsorge: vorsieht. Dann glaube ich, habl!n wir 
all dem Rechnung getragen, was zu bf>,1chlen ist. Wir 
wehren uns aber dagegen, wenn man sagen will. dit• 
CDU. sei für eine Verschleppung und würde sich. nf('ht 
nicht um das Schicksal dC'r ~t·bdtslosi>n kümmC'rn. 

Präsident: 
Das Wort hat Abgeordneter Stcgei· (DP.) . 

A b g, S t t: g e 1· : 

Meine Damen und Herren! Der Kollegl' .Jahn hat di;i~ 
Wesentliche gesagt, was ich sa".cn wollte. Dcbhalb er
übrigen sich Wiederholungen. Jedenfalls erklärl' ich c1u! 
die Worte des Abg:t'ol'dneten Dedcnbadi, auf die 5c1U7-t' 

Tonart, au! die beleidigende Tonart (Zwischenrufe: Pro
test!), jedenfalls erkläre ich Ihnen, daß wll· uns diese 
Verantwortung nid1t zuschieben lassen. Es ~ind hier 
Worte vom sozialen Frieden und vom Druc:k, der hi•)l' 
auf uns ausgeübt werden soll, gebraucht worden. Da· 
können wir nicht mitmachen. Ich verrate Ihnen, daß 
wir- nicht gewillt sind, ein solches Gesetz ohne ein
gehende Beratung su schnell zu verabschieden. Wir 
wollen in unserer Fraktion noch einmal eingehend 
beraten und dem Mitglied unserE-1 · Fr«ktion im Aus
schuß unsere Richtlinien gebl'n. Wir wollen in Besot1-
ncnheit den Entwurf prüfen. Wir i:!nd damit einver
standen, daß der Landtag zum rrüht~stmöglkhen Ter
min zusammenberufen wird, um über diesen Geseti
entv:ur! zu beraten. Was den Antrag II/511 anbelangt, s<, 
müßte die Sitzung unterbi·od1(·n werden, meine Frak
tion müßte sich deswC>gen noch besprechen. 
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Präsident: 

Das Wort bat der Abgeordnete Brenner (CDU.). 

A b g. B r e n n e r : 

Meine Damen und Herren! Wenn ich bei meinen 
Ausführungen darauf hingewiesen habe, daß ein der
artiges Gesetz einer sachlichen Beratung unterzogen 
werdel't müsse, so ist dieser Antrag, und das m3chte 
ich feststellen, im Intere..<,se unserer Arbeitersd1aft er
folgt. Es geht nicht an, daß ein Gesetz, ohne an den 
zuständigen Ausschuß zu gelangen, hier zur Beratung 
und Verab.;;chiedung kommen kann. Ich hätte mich, 
Herr Kollege Dedenbach, nicht zu Wort gemeldet, wenn 
Sie bei der Beratung über das Urlaubsgesetz nicht die 
Bemerkung gemacht hätten, ,.s'e hätten bis jetzt an
genommen, die CDU. sei eine sozü1le Partei". Heute 
fällt uns auf, daß Sie wiedel" einmal andeutungsweise 
eine Bemerkung maC'hen, die geeignet ist, in der 
Öffentlichkeit den Eindruck zu erwecken, als wirktr.m 
wir hemmend gegenüber der Arbeitslosenversicherung. 
Ich glaube, es ist notwendig, hier eine ganz klare 
Feststellung zu treffen. 

Mein Vorredner Jahn hat bereits darauf hingewiesen. 
daß unsere Fraktion bereits schon am 3. Juni die 
Regierung ersucllt hat, baldigst elnen Gesetzentwurf 
über die Einführung der Arbeitslosenversicherung vor
zulegen. Da.s ist sd1on damals aus vorbeu~end~n 
Gründen mit Rücksicht auf die sich entwickelnd.,n 
Verhältnisse geschehen. 

Wenn Sie von einer Verschleppung oder Verzöge
n.mg sprechen, dann bitte fch, sich an das Arbeits
ministerium wenden zu wollen. Ich muß Ihre Am:
führungen um so mehr bedauern, als die Zusammen
arbeit im zuständigen Ausschuß bisher durchaus har
monisch gewesen ist und latsächlich alle Parte;en ihr 
Bestes hergegeben haben, um in sozialer Beziehung drts 
zu leisten, was möglich ist. Ich wollte nur, daß alle 
Ausschüsse in elncr so loyalen Weise zusammen
arbeiten Ich w:U dE'm HE'rrn Arbeitsminister ke:nen 
Vorwurf machen, do.:h br-'i die~er Gele~enhe-it darauf 
hinweisen, daß nicht nur einmal Gesetzesvorlaeen dur-:!h 
c:ine Durcharbeitung in den einzelnen _Au:m:früs~e;1 
we;;entlich verbessert wurden und daß msb€,ondere 
eine Durcharbeitung des vorliegenden Gesetzentwurfes 
nach den bisherigen Erfahrungen im Interesse der Ar
beitslosen durchaus erforderlich ist. Es hat, Herr Ah~ 

• geordneter Dedenbach, uns geÄenüber ke!nen Zv.reck, 
hier -das Wort vom sozialen Frieden hineinzuwerfen, 
das einer billigen Propaganda entsprechen k~nn. Un,;, 
als CDU. und vor allem mir persönlich ist das Los 
der Arbeiterschaft, au;:; der kh komme, viel zu heilig. 

Präsident: 

Das Wort hat der Ab_zeordnete Volkemer (SPD.). 

A b g. V o I k e m e r ; 
Meine Damen und Herren1 Ich fühle mich noch ein

mal veranlaßt, etwas zu diesem G3setz, das na ,h un
serer Auffassung heute verabschiedet werden muß, 7.U 

sagen. Wir haben bis jetzt bereits 112 Betriebe vor
lie:ren, die die Kurz<>.rbeiterunter.stützung b~antrag~n 
Wir haben weitere Betriebe, dle die Stillegun~ bereits 
angekündigt haben, und davon werd 7n vorl::iu{ig b'.s 
zum 10. Juli etwa 3000 Arbeiter b:?troffen. Wir wisse11 
darüber hinam, daß eine Reihe von G~melndC'n iht·e 
Angestellten jetzt entlassen wird, weil die G€rneinden 
:1icht die f nanziellen Mittel haben, diese Arb<!iter wir; 
bisher zu bezahlen. Darüber hinaus ergibt sich die 

Notwendigkeit, daß wir dringend für die freigesetztet1 
Arbeitskräfte einen Rechtszustand schaffen, damit si~, 
wenn s-'e· nkht Kurzarbeiter sind, einen Anspruch auf 
eine ihnen gemäße Untel"stützung haben. Wir haben 
jetzt, obwohl das Kurzarbeitergesetz besteht, fest
gestellt, daß eine Reihe kleinerer und miWerer Be
triebe die Arbeiter auf die Straße setzen, und die 
Al"beiter nicht einmal sfie Möglichkeit haben, vor dem 
Arboitsgericht Klage wegen unrechtmäßiger Entlas
sung einzureichen. Dabei möchte ich auch sagen, daß 
wir es von diesem Platze aus bedauern, daß die Ar
beitsgel·idlle noch nicht etabl"ert sind, wir sind daher 
gehemmt, die entlassenen Arbeitskräfte vor Recht
losigkeit zu schütze.n. Wenn eingewendet worden ist, 
daß man nicht überstürzt bei der Schaffung des Ge
setzes bandelu soll, so sagen wir: Jawohl, das wollen 
wli: . i;i.icht! Aber wir haben erfahren, und mein Kollege 
Dedenbach hat es bereits gesagt, daß der Wortlaut 
d 'e.:ies Gesetzes angelehnt ist an die Gesetze der 
englischen und. amerikanischen Zone, und was sich 
dort bewährt hai, glaube ich, bewährt sich auch b:i 
uns. Im Interesse delc'r, die jetzt freigesetzt sind, und 
die es nicht ver.stehen würden, wenn man d'esen Not
stand nicht beuchten würde, und zur beschleunigten 
Verabschied~ng .~i~ses Gesetzes müssen wir dringend 
bitten, die 2. und 3. Beratung sollte noch heute er
folgen. 

Präsident; 

Dari ich vielleicht darauf aufmerksam machen, daß 
das Arbeitsgerichtsgesetz meines Wissens hier bere.'ts 
verabschiedet und veröffentlicht ist. Es kann nicht 
daran liegen, daß der Landtag seine Pfücht nicht ge
tan hat. 

Das Wort hat der Kollege Betz (KPD.). 

A bg. l3 e tz: 
Meine Damen und Herren! Bei der Beratung und den 

Auseinandersetzun1en wird der Sachverhalt so darge
stellt, als ob' es :;iich. um die Schaffung eines neuen 
Ge.i~~ze. handelte. Diese Auffassung ist irrig, es geht 
um die ·w ieder.inkraftsctzung eines Gesetzes, das 
früher . r.:ra~t~~cp, : .. Gli'.lliung hatte, und vorübergehend 
l'!Ußei- }tu.ff ~es~µt v,ra:r:. Es ist also kein neues Gesetz. 
Außer~qi;i;i. -~f:Ü:µ~ , seiten~ einiger Herren behauptet, 
daß überhaupt noch keine Beratung des Gesetzes 
statlgefonden ' habe. Der Sozialausschuß hat sich in 
se nel' letzten Sitzung eingehend unter aktiver Anteil
nahme aller Pai:teien mit dem Gesetzentwurf (Zwi
schenruf: Nv.r iriform~to~ischl) beschäftigt. (Zwiscllen

. ruf Ä.1:ii. ·Di·. ' W~ermeling: Niemand hat es vorher 
durcharbeiten kiJnnen!) Wir sind der Meinung, daß ein 
Notstand ·im Entstehen begriffen ist, ja te·lweise schon 
Tatsache l:st, ünd daß darum die Regierung die Ar
beitsloscnuntei:stützung und -fürsorge zum frühesten 
Term!n durchführen muß. Darum unterstützt meine 
r'raktiou den Antra-s des Abgeordneten Dedenbacll. 
Sollte dl,cser Antrag nicht durchgehen, so wären wir für 

• den EvC;I:J.tualantr:u des Abgeordneten J'ahn, daß in An
betracht · ·der Wlchtigke:t clie3es Gesetzes der Land
tag zu einer Sondersitzung einberufen wird. Darüber 
hinaus sind 'wir . dafür, daß die Kurzarbeiterunter-

. stüb:Üng; "Jro.' 'öeg.ensätz zu der Meinung der D;;mokra
tic:r11~TJ. Fraktion, mit sofortiger Wirkung ohne große 

. Debatte verlängert wird. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Breitbach {DP.). 
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A b g. B 1' e i i b a C h ; 

Meine Damen und Herren! Im Zusammenhang mil 
den hle1· aufgeworfcn0n Fragen erscheint mir der Zeit
punkt gekommen zu sein, .:ien I'rä,:;idialc>rhß vom l7. 6. 
1916, dci· di~ Dienslv,:,rpflkhtung betrifü, .au!zuhel.J•.11. 

Präsident: 

Aber, Herr Kollege, ich dar[ Sie biltt.'n, wir sind bei 
der Arbeitslosenversicherung. 

A b g. B r e i t b a c h : 

Wenn weiter Arbcitel' auf die Straße gesetzt wer
den und eln Überangebot vorhanden ' ist, ist die Auf
rechterhaltung del" Dienstverpflichtungen nicht mE:hl' 
gerechtrerÜgt. Deshalb stcIIcn wir den Antrag aur 
Aufhd.Jung der Dient;:;vcrpf!ichtung. 

Präsident : 

Wenn Sie darüber sprechen wollen, so muß ein b,,:,
sondcrer Antrag gestellt werden. 

A b g. B r e i t b a c h : 

Dann legen wir ihn voi-. 

Präsident: 

Pas Wort hat der Abgeordnete Schecrer {SPD.). 

A b g. S c h e e r c r : 

Meine Damen und Herren! It:h habe nur eine kurze 
Bemerkung zu machen. Was sachlich zu den Dinge,1 
zu sagen war, haben die verschiedenen Redner meinP.L' 
Fraktion ge.mgt. Es ist abw: von Ihnen vorgeschlagen 
worden, daß dicsei· Gesct.zcntwur! an verschiedene 
Ausschüsse überwiesen werden soIL 

Ich &1,aul.Jc, man war sich dabei des E.r:nsl.es dez· 
Situation und der· Schwierigkeit, die durch die 
Überweisung; an verschiedene Ausschüsse erfolgt, nicht 
voll bewußt. Es kann nicht so sein, daß die Aus
schüsse sich .neb1melnander mit dem GcsctzcntwLU·f 
bel:>chäitigen, sondern nur so, daß sie sich nacheinan
der damit bc~chä!tigen. Und, meine Damen und Her
ren, wir müssen in spätestens 14 Tagen das Gesetz 
veralli;i.!ll.iedct haben. Sind Sie der Meinung, daß in
nerhalb von 14 Tagen drei Ausschüsse dazu Stellung 
nehmen können, und das Gutachten der Hauptwirt
scha!Lskanuner vorliegen wird'~ kh weise nur dar
auf hin, daß ein derartiger Be~chluß dazu führt, daß 
das Gesetz nicht . ruchtzdtig verabscl1l~~el werd1an 
kann. 

Präside,nL 
Das Wort hc1t _der Abgeu1·J.nde Dedenbaeh (SPD.}. 

Abg. Dcdcnbach: 

Melne Damen und Herren! Die Ausführungen des 
Herrn Kollegen Brenner veranlassen mich, doch nocti. 
ehunal das Wort zu ergrclfen. Ich möchte dem Herrn 
Kollegen Brenner sagen, daß ich bei der BcrntW1g des 
Urlaubsgescti.cs sogar der CDU. ein seh1· großes Kom
pliment gemacht habe, und daß ich nicht derjenige t,in, 
den agitatorische Gründe leiten. I\11 habe bei der Be
ratung des Urlaubsgesetzes gesagt: kh habe bis jetzt 
feslgt!stellt, daß die CDU. sozialfortschrittlich wru, und 
darau! habe id1 gesagt: Ir.:h bin sehr unangenehm ent
täuscht, daß dies jetzt ln diesem Falle nach meiner 
Auffassung nicht der Fall ist. Damit habe ich doch 
nicht der CDU. den Vorwurf gemacht, daß sie sozial
rllckschrittlich .ist. kh glau~. man muß das Kompli-

, 1 1•,,• ',, ,:1 

menl in diesem Falle noch anerkennen! (Lachen.} 
Ich bin in de~ Falle kein Agitator gewesen, sondern 
habe sachlich zu d!csen Dingen Stellung genommen. 
In einer Btsb)t'L'<.:hung wurde von den Ieitend0n A1·
bei1.gehern gesagt, daß ich ein sehr ideeller Mensch 
seL kh habe dieses Kompliment dankend entgegen
genommen. Aber es gibt Dinge, über die man andere 

· Au!!assung haben kann ::i.ls an1cre. In diesem 
Falle sehe ich die Dinge etwas schwärzer. kh will 
hoffen, daß dies nicht der Fall ist. Das möchte ich zu 
diesen Dingen gesagt haben. 

Ich will noch einmal unterstrt:!ichen, was mein Kol
lege Scheerer· gesagt hat. Es ist bb;he1· noch nicht üb· 
lieh gewesen, daß derartige Gesetze an so viele Au::;
schlisse verwic-sen worden sind. kh möchte dringend 
bitten, daß die CDU. das überlegen möchte, damit 
man schneller zu dem Gesetz kommt. Zu der Al'beits
losenvcrsicherung möchte ich nol'h fo!gcndlc's sagei1: Es 
ist gesagt worden, daß das Kun.ari.Jciteruntersllitzungs
gesetz nicht ohne weiteres zur Anwendung kommen 
kann. Dabei muß vor allen Dingen berücksichtigt we,·
den, daß auf Grund des Kurzarh('[tet'lllllet·sllitzungs
gesetzes ein ganzer Teil von Industrien von de1· Kurz
arbeiteruntet._,;tützung ausgeschlossen ist. kh müchtt> 
wirklich bitten, daß das nicht vergessl!n wird. Es h;t 
heule schon in W1Serer praktisdlen Tätigkeit als Ge
werkschaften so, daß man sagt, in , dieser Industrie 
kommt keine Kurzarbdterunterstülzung in Frage; 
ergo möchte ich bitten, daß das berücksichtigt und 
der Arbeitsminister auch dahingehend ermäclltigt wird, 
zu sagen, dieses trifft 'au! alle Indusfrien zu, es ist 
keine Ausnahme, die in Erscheinung tritt. Zum Ab
schluß möchte kh sagen: Ich bin nac:h w,e vor dafür, 
daß die Verabschiedung dieses Gesetzes dringlichst 
gesi:h1;,hcn 'möchte. 

Präsident: 

Ich darf vielleicht sagen, daß das G€setz schnellstens 
verabschiedet werden muß, und ich glaube, daß all·.! 
Mltglieder des Hohen Hauses darin übereinstimmen. 
Ich würde dringend bitten, die Debati.e abwbrechen 
und diese Anträge in die Ausschüsse zu leiten. S ie 
dürfen versichert sein, daß ich in meiner Eigenschatt 
als Präsident Ihnen dafür bürge und versuchen werde, 
dieses Gcseb; baldmöglichst zu verabschieden. (AbJ. 
Buschmann meldet sidt zu Wort.) Herr Kollege Busch
mann, es ist der Antl'ag gestellt wol'dcn, Schluß der 
Debatte. 

A b g. B u s c h m a n n : 

kh hatte schon vot·htH' ums Wort gebel!•11. 

Prä::ddent : 

Ich habe nichts dageg1m , daß Sie sprechen, Herr Kol
lege Buschmann. Ich möchte abei· vor allem bitteil. 
daß die Aussprache jctit als beendet erklä1t wird. 

Das Wort hat der Abgeordnete Buschrrnrnn (KPD.i. 

A b g. Bu s c h m a n n : 

Meine Dame nund Herren! Ich müchte zunächst den 
Standpunkt meiner FrakUon klar darle?gcn. Wir tre
ten dafür ein, daß entsprechend dem Anfrag des Kol-· 
legen Dcdcnbaeh das Gesetz verabschiedet wird. Das 
bedeutet auf keinen Fall, daß wir im Prinzip mit dem 
hiel' ra~t üblich gewordenen Geset,1:esgalopp einver
standen sinc!.. Im Gegenteil , Sie werden sich erinnern, 
daß wir wiederholt gegt;n eine solche Har.dh.abUß& 
wichtigt>t· G<::.sC' t.le protc~tiert habt;n. Aber wenn wlr 
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heute eine Reihe anderer Gtset?.e im .~~la't?:.,.sg~lo!')p 
verabsdüedet habi?n, sehen wir nicht ein, warum 
ausgen,chnef. be\ cHe8em Gesetz E>in'? Al1~nahme ge
m::tcht we1·den soll. Wir wollen dab-ei ,ror all(>ffi clem 
Kollegen Brenner nicht den Vorwurf machen, daß ~ein 
Antrag die Absicht habe, das Gt!setz hinauszuzöi;;ern. 
Das soll damit nicht gesagt se'n. Aber ich glaube, die 
besondere Situation und die grof3e <1efah1', in der sich 
die Arbeiterschaft unsere~ Landes befin .let. ma~·ht es 
trforderlich, di-eses Gcset:i: als ">ofortmaßnahtne zu 
•,erabschieden Auch wir haben eine ,;anze Reihe von 
Ablindenmgen zu diesem Gesetz ;,:u machen. Wit" dnd 
der Meinung, <laß di.-ses G-Metz in·emer ganren Ri>ihe 
von Punkten einer Ve,..besserung bedarL Dn.s wird 
ohn·~ weiteres tfr~ht mliP,;licn R,~ir-i ;,her wLr c;md dc·r 
Überzeugun;;;. daß wir in Zusamm'.'narbrit m\t ct~n an
dEren Fraktionen in diesen Frag€.'n zu eim,r Uber
f.ln;; • immung geJar>.t;•Jr, i,ormen und w,~rd~n D1B 

außerordentliche Situ1tion, in der wir uns befinden. 
macht es erforderlich, den Antrag des Kollegen Ded~n
bach anzunehmen. Man sol1te doch aus dieser nunmelu· 
(:ntstandenen Schwierigkeit durch die l\fothode der 
ffanclhabung der Verabschiedung v<'n Gc<ietzen end
lich einmal di~ Lehre ziehen. Dieses Ge~etz, das hif.r 
wr Debatte steht, wird nit'ht da..'l letzt~ sein, und ich 
glaube es als eine dringende Aufgab(: des Landt,1ge~ 
ansehen zu können. daß die verschiedenen Frakthmtn 
1.usammen mit clem· Pri.isidlum des Landtages si~h ein
nt~l darüber klar werden und festlegen, daß in der 
Zukunft eine solche mangelhafte Berahmf und Be
handlu11g der Gesetze unterbll:"ibt. {Beif'lll.) 

Präsident: 
n·e R':ldnsrli:,te ist erschripft, wir trnmmen nunmehr 

:wr Abat.immung über Punkt 3 der Ergänzun~tagcs
ordmmg: 1. Beratung eines Gesetzes über dle Arbeit.~
losenfi.irsorge. Es ist beantra,gt, d:eses Gesetz ebenfalls 
in die vorher genannten Ausschüsse rn überweisen. 
1Vet" dafür ist, bitte iC'h um Erhebung der rechten 
Hand. Das ist die üb2rw[f?gende Meh1·heit. Die Ge
genprobe: Sechs Stimmen dagegen. (Bemerkung des 
J\bg. R}hle: Das· war unklar!) Ich habe ganz kl\'lr 
gesa,1t, wer dafür ist! 

Wir kommen nunmehr u. a. zu Punl~t -1 d<?r Ergän
zungstagesordnung 2. und 3. Beratung eines Gesetzes 
über Steuervollmachten. (Drucksache 11/503). Icli. 
glaube, daß der Finanzausschuß steh gestern übe·r die,;e 
Fragen unterhalten hat. Ich rufe auf § 1, § 2 (Abg. 
Wohlleben bittet ums Wort.) Das Wort hat der Abge
ordnete Wohlleben CDP.). 

A b g. W o h 11 e b e n : 
Namens meiner Fraktion st"?lle ich den Antr:'l.g, in 

!* 2 Abs. 2 zu setzen: .,Das Gesetz tritt mit dem Ab
lr.ul' des 31. Dezember 1948 außer Kraft.'' 

Präsident: ., 
Ich lac;se zunächst über d rm Zusatzantrag ahstimme-n. 

<lcr zunächst· durch den Abgeol"dneten WohUeben ge
stellt wurde „Das G·~sctz tritt mit dem Ablallf dts 
31. Dezember 1948 außer Kraft." Wei· für diesen An
trag ist, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Das 
ist die Mehrheit. Ich rufe auf Einleitung und Über
schrift. Wer für die Annahme di~ses Ges-etzes in 2. Le
sung h;t, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Ich 
bitte um die Gegenprobe: Danke! Das Gesetz ist an
genommen, gegen fünf Stimmen der Kommunistischen 
Partei. (Protest der KPD.) Nein, es waren sechs. (Hei
tr,rkeit.) Wir kommen nunmehr zur 3. Lesung: Ich rufe 
auf § 1, § 2, Einleitung und Übzrschrift. Wortm(;'ldun
gen 1ieg,m nicht vor. (Zwischenruf: Doch') Das Wort 
hai dE'r Abgeordnete Hartm~nn (CDU.). 

A b g. Ha r t m a n n ; 

ME<ine Damen und Henen! Ich gl[lube, der Antrni 
des Kollegen W()hHehen in der 2. Beratung v:ar über
'flüssig.' !cli sehe, 'daß Herr Ministerialrat Dr. Dahl
grü.n im 'Mrimt>-nt nicht da ist. kh stell" fest, daß es sich 
hier bei den zii erlassend"n Verordrv.1ngen in § 1 zu 
Ziffern 1, 2, 3 um eine Einmaligkeit handelt, und daß 
hier eine B::!fristung nicht eingesetzt zu werden braucht 
und daß wlr · den· Zusatzanl.Fag des Ab.geordneten 
Wohlleben bei der 3. Lesung henmnehmen müssen . 

A b g. · Wo h 11 e b e n : 

Die Wirtschaft hat ein Inter'esse daran, bis zum 
Ende ·des Jahres !llU erfahren, woran sie ist. (Wegen 
Unruhe „nlcht mehr zu verstehen) 

I•'inanzmlnlster Dr. Hoffmann: 
,,,, ' 

Ich ll~n weht. gegen den Antrag des AbgeordnetPn · 
Wohlleben, weil er überflüssig und auch absolut un
:.chädlich ist. 

Pr.äsident: 

Halten Sie Ihren Antrag noch aufrecht"? 

A .b g. H a r t m a n n : 

Ich schließe mich. den Ausführungen des Herrn Fi
l)anzministcrs an. (Heiterkeit.) 

Präsident: 

~,..Ich rufe auf Einleitung und Überschrift. Wortmel
dungi::n liegen nicht mehr vor, die Rednerliste ist ge
schlossen. Wer für die Annahme der Regierungsvot·
lage IIJ'503 ist, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
(Geschieht.) G~enprobe; Das Gesetz ist an.senommen 
gegen 6 St..im.mcn der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 5 der Erg:inzungs
ta~nuog 1. Beratung eines Gesetzes über die 
Locke.rung doP.S LohnEtops, Regierungsvorlage Nr. 
U/505.. Wortmeldungen liegen nicht vor. 

{Abg. Dedenbnch m1?'Tdet sich noch zu Wort.) 
". · 1 , 

Präs1dent: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dedenbach (SPD.). 

Abg. Dedcnbach: 

Meine Damen un'd Herren! Ich halte es trotz der 
vorgescltrittenen· ZE>.U für notwendig zu diesem 
G~e~.; e.~,~ .~/;l,!i,sätzliche Ausführung~n zu machen. 
Sie lumnen ,a die b<'kunnkn Erklärungen der General
gouverneure der drei Westzonen. Diese Erkläiung,_.,n 
wurden ber.e-its Ende April den Gewe1'kschaften um.l 
ArbcHgebern gegenüber abgegeb:.m. Ir, :iiesen Erklä
rungen ·i~t vo"r3"~schen , daß eine Lockerung des Lohn
stops ,crm-genommen werden soll. Es ist Ihnen darüber 
hinaus. auch. bekannt, daß der Lohnstop b,s vor kur
ze.m fast vollständig aufrechterhalten worden ist. Dem
eegentiber hat man selbslverst~ini:llich auch einen 
Prelssto9 festgelegt, der allerdings 11raktisch · nicht 
verwtrklkht Wötdeh Ist, sondern in vieler Hinsicht 
i:>ine Fiktion geblieben ist. Durch die Direktive 14 vom 
13. ·september 1946 wurde eine geringfügige Auflocke
rung des Lohnstops vorgenommen. Diese Auflockerung, 
welche eine Erhöhung von Löhnen unter 50 Pfg. und 
eine Ortsklassifizi1c1"ung vorsah, ist bis ,etzt in unserem 
Lande noch nicht drn·chJeführt. In der Bizone sind 
dl~se gerln.~n Lohnerhi.lhungen ber~its s<.hon seit 
einem Jahre durchgeführt, während es bei uns noch 

·r1kht geschah (Hört, hört!) 
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Meine Damen und Herren! Das Problem der Liihnl:! 
und Prdse Ist ein derartig wichtiges Problem, wie 
man es im allgemeinen nicht sieht, wle es aber un
bcdin~t gesehen werden muß. Das Mlßv<.'rhältnis zwi
schen Löhnen und Preist'n wird immer größer, und es 
entstehen dadurch soziale Verhältnisse, die nicht mehr 
a.ufrechtt.!rhalLen werden können. Wenn wir nur kurz 
uns vor Augen führt:!n, daß die jetzigen Preise für 
Lebensmittel und Verbrauchsgüter um 40~60 v. H. 
üb()r dem Friedenspreis liegen, und darüber hiIHu, die 
Prnise für Arbcltssdrnhe ,und Kleidung um 100 bis 200 
v. II. gestiegen sind, können wlr ermessen, welche 
ungeheure Bedc-utung dieser Lohn- und Preisfr<tge ..:u
zumesscn ist. Wir haben heute sogar Z\):Cicrlei Lvhne: 
die E!!ekliv- und die Tariflöhne. Die Erfektivlö!me 
b<!stchcn nur in einem Teil der Industrien und haben 
sich aus dem MlßverhiHtnis ergeben, welches mit dem 
Luhnvcdiältnis vorhanden war und selbst von den 
ArbdL~ebt!l·n clnges~hen wordcn ist. Infolgedessen hat 
man hier und da in weilesle:i Kreisen der Arbdl~eber 
nach der Währungsrc!orrv, v~l'surht, diese Effektiv
löhne al.Jzuba .. ,m. Wir erhielten tatsächlich die Nach
rkht, daß die Löhne ,1ui 3,J bis 40 v. H. abgebaut 
werden. Dadurch tritl ein Zustand ein, der w1betlingt 
geändert wcrd~n muß. Es wird so kommen, daß der 
Arbeiter und Angestellte mit seinem Lohn und Gehalt 
nicht in der Lage ist, seine Lebensmittel zu kauftn, 
um seine Familie satt zu machen. Außerdem wird e3 
ihm nicht möglich sein, Kleidung und Schuhe zu kau
fen, da für ihn ja die Preise unerschwinglich werden. 
Dazu dar! nicht kommen, daß nur eine kleine, dünne 
Schicht in der Lage b.t., d,e notwendigen Lebensgültt· 
kaufon zu können. ltl diese1· Hinsicht mEchtc. ich noch 
kun. einige Bemerkungen machen. Es wird immer wi•2-
dc1· eingewandt, der Lohn st:!i maßgeb~rld für die Höhe 
des Pre1ses. Das trirrt bei weitem nkhl zu. Ich möchte 
Ihn..:n de!ihalb einige Zahlen bekanntgeben. Da Lohn
~ntell am Brutto-Produktionsprodukt bdrug · in de!:' 
Textilindustrie irn Jahre 1936 28 v. H., im Jahre Jahre 
Hl4.6 32 v. H., bei Schuhen betrug er 22 v. H. und im 
Jahre I947 25,5 v. H. Also, Sie können daraus ersehen, 
daß die Löhne an sich an dleser Preissteigerung nir:hl 
lm geringsten Schuld hatten, da ja die Löhnt: im all
gemeinen seit 15 Jahren nkhl mehr erhvht worden 
8ind. Einei! ist vor allem notwendig, dl:lß wir um dar
über klar werden, daO die Lohncrhiihung, wie sie n~m 
hier durch das Gesetz vor slch gehen soll, auch tat·· 
sächlich schnellstens zur Durch!ührung gdangen wiri!. 
Ich müchlc bei dieser Gelegßnheit darauf hinweisf'11. 
daß die Bizone bc1·eill:l 8eit dem 1. Mai diese Lohn
erhöhungen durchgeführt hat, während sie hier no~h 
nicht zur Durchführung gekommen sind. Man· darf bei 
dieser Frage ja nicht vergessen, daß auch durch cti~ 
Währungsreform -eine ganz enorme Leistungssteigerung 
eingetreten ist. Wir haben eine Durchschnittsleistung>'· 
ste!gerung von 30 .:.r. H., und man darf infolgedessen 
nlchl m•t dem Argument kommen, es mi.l~,e nun eine 
Prclsstclgcrung durchgeführt werden. Das Gesetz bc
ttlffl j1;1 die fünfzehnprozentigen Lohn.-rhiihungcn, di'i 
durcn die E.t·klärungen der Generalgouverneure geneh
migt worden sind. Wir ~lR Gcwcrkschaflt•n haben im
mer die autoritären Löhne, wie dies im Dritteü Rdch 
gewesen ist, im allgemeinen abgelehnt. Wir sind uns 
bewußt, daß es nicht ohne weiteres mötlkh isl, dies,.,s 
RuLoritäre Lohnprinzip, soweit es die gesetzliche Rege
lung der Löhne betrifft, nun einfach illusori~ch Wl;'r
den zu lassen und nicht mehr praktisd1 durchzuführ~n. 
Dies betrifft Zi!!e1· 2 des Gesetzes, die es dem Arb0.its
mlnister ermöglicht, daß er die Tarirverdnbarungen 

.. . , 1 • • •• 

für allgemeinverbindlich erkläreh kann. Dann heißt 
es in Ziffer 3, wenn keine tariffähigen Arbeitgeber
verbände vorhanden sein sollten, die nach B2r::itun:_: 
mit den Arbc"tnehmem die Regelung der Löhne vor
nehmen können. Dies ist eine unbedingte Notwendig
keit, weil wir zu verzeichnen habt.!n, daß wir in ver-: 
schiedenen Gewerben und Industrien kdne tarif-' 
fähigen Arbeitgebervereinigungen haben. kh glaube 
aus diesen Erwäg,.m:;cn heraus ist die Notwendigkeit 
des Gesetzes gegeb~·n. Wir s ind uns als Gt'werkschaft
ler darüber im k!.:tr':c'n, daß die fünfze.hnprozentigen 
Lohnerhöhungen, wie sie hier durch dieses Ge3etz nun 
zur Ausführung gelangen sollen, nicht ausreichen, die 
im Lohnstop zurül!kgeblieb-en!.'n Prei~e. das heißt die 
Löhne, den vorgeprell1en Preis<>n an7,upu,;q('n. Es b1.' 
unbedingt notwendig, daß die Kaufkraft der breiten 
Masse erha.ltl:'n wird. Meine Damen und Hi•rn•n, wenn 
wir das in näd1ster Zdt nicht fcrtigbl'ingt'n, wird un-: 
sere Währungsreform nichts nützen. Nur dann, w~nn 
es möglich sein wird, die Kaufkraft der brei1e11 1"f'1S'>C 
zu erhalten, wird es uns gelingen, wicd~r normale 
wirtschaftlkhe Verhältnisse zu schaffen und unser 
neues Geld auf elner stabilen Grundlage zu crha11.en. 
Wir stimmen dem G<>setz zu. 

Präsident: 

Das Wort hat dec Abl;!,eurdnete Dr. Zimmer 1CDU.). 

A b g. D r. Z i mm ~ 1· : 

Meine Damen und Herren! Die Tendenz des Ge
setzes ist letzten Endes, das Existen:trnlnirnum und 
darüber hinaus einen angemessenen Lebcm;shrndard' 
des schaffenden M..:nschen zu sichern. Aus den Er
fahrungen, die wir selbst in den früheren Jahren 
gemacht haben bis 1923 und später wiE<lerum in der.. 
Jahren bis 1932 c!nd aus den Er(ahrung<:n de,· anderen 
europäischen Staaten, insbesondere Frankreichs, wissen 
wir, wie ungeheuer schwierig die n.~gclung diru-:: 
wirtschaftlichen Verhältnisse, nicht nur in Dcut.,;cL
land, sondern in der ganzen Welt ist. ';°l!it' wissen, daß 
es in Frankreich sogar in den letzten Tagt'n dazu g,·. 
kommen ist, daß Hunderttausende staatlicher Finam.
beamten zum Streik überge.;:angcn sind. Man hat i11· 
den letzten Jahren immer wieder vcr:sucbt, ein Gleich
gewicht zwischen Lohn und Prei.s he1zu.,tdlen, und es· 
i:.,t nkht gelungen. Uns. ich spreche hier !ür die CDU., 
kommt es darauf an, daß im Sinne der Ausführungen 
von Staatssekretäi D1. Steinlt'in am ge.;Lrigen Tage 
mit aller Energie alle bcrufrncn Stellen. und zwar in 
erster Linie die Wirtschaft sPlbst, 1.u eint>r schärfsten 
Preiskalkulation übergehen. W ;r müs:wn darauf hin
wirken, daß eine Senkung der· Preise e1·folgl , wo un .. 1 
wie es überhaupt möglicil ist. Eine scharfe Preiskal-. 
kulation, die dem Betrieb d .. •.s läßt, was er notwendig 
r.&.t zur Existenz, die aber der Allgemeinheit ermög
licht, die Ware möglichst billig z.u erwcru.:n. Mit an
deren Worten, wir wollen damit Ifobung des Real
lohnes des arl.>dlendcn, schaffenden l\'fon~1·hcn {Sehr· 
gut!), und. wir können nicht mit genug NaC'hdruek auf 
die Wichtigkeit dieser Aufgab€ hinwei5en. Wenn unter, 
ich will sagen, Führung des Wlrtsdrnf1s:ministeriums 
die: Wil"tschaEi unsl.!nis r andcs dazu übergeht, diese 
Forderung zu verwirklichcr, , das ist t•ine Fr;igc für sich. 
Wir erheben die Forderung, wir können in den 
nächsten Wochen kaum eine andere Frage als: 
wichtige1· bt.!:.:t:idrnc-n, bei der Abhängigkeit von der 
Wirtsclla!t der übrigen Zonen, die gestern von Staat.~-, 
sekretä1· Steinlein plastisch dari,w:;tdlt wo1·den l;::L 

... 
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Demgemäß stehen wir dieser Lohnerhöhung mit 
Nüchternheit -und Skepsis, allgemein betrachtet, gegen
über. Wo sie notwendig ist unter diesem Gesichtspunkt, 
muß sie erfolgen, aber unter Beliicksichtigung all' der 
Bedenken, d'e gestern Wld heute vorgetragen worden 
sind. W1r stimmen diesem Gesetz unter diesem Ge
sichtspunkt zu. Ich m;jchte dem Hohen Hauoo lediglich 
noch eine redaktionelle Änderung vorschlagen. die in 
§ 1 , folgendermaßen lauten könnte; 

,,Die Tarif-Vertragsparteien haben das Recht. Lohn
re:gelungen zu vereinb1:>ren." 

Im zweiten Satz hieße es dann: 

„Die Regierung setzt den Rahmen fest, innerhalb 
dessen diese Lohnregelungen zulässig sind." 

Im dritten Absatz müßte es heißen; 

„Sind tariffähige Parteien nicht vorhanden, kann der 
Arbeitsmin;ster Lohm·ege1un3en im Ausmaße des Ab
satz 1 Satz 2 anordnen usw." 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Nowack {DP.). 

Abg. Dr. Nowack: 

Meine Damen und Herren! Wir stehen dieser Vor-- · 
lage gmndsätzlich positiv gegenüber. Wir bedauern e:i, 
daß man nicht Gele~enheit gehabt hat, diese Frag<? 
in einem der Ausschüsse eingehend zu besprechen und 
vielleicht ~u Formul'erungen zu kommen, die den Ver
hältnissen mehr Rechnung getragen hätten. Es ist 
hier richtig dargelegt worden, daß sich die Wirtschaft 
heute wieder auf Tarife besinnt. Man kann ihr kein(m 
Vorwurf machen, wenn sie Löhne, die sie in den Fäl
len, wenn auch vielleicht gesetzwidrig, aber doch im
me!'hin tats::i.chlich in höherem Maße gezahlt hat, als 
die bestehender> Tarifbestimmungen es vorsahen, heute 
nun, nachdem wieder · mit jedem Pfennig kalkuliert 
werden muß, auf d 'e Tarifvereinbarungen zurückführt 
und dami_t anscheinend den Grundsatz des Umstel
lun?,:sgesetzes, daß Löhne und Preise erhalten bleiben, 
nicht ganz zur Verwirklichun~ kommen läßt. Wir tre
ten dem von Herrn Dr. Zimmer gemachten Abinde
rungsvor.schlag bei und möchten unsererseits noch einen 
Ab:.inderungsvorschlag zu § 1, Absatz 2, machen. Wir 
bitten, dort einzufügen ,daß der Arbeitsminist.er d;e 
Lohnregelum~en - wie es auch im Ab..s:atz 3 vorgesehen 
ist - nur dann für allgemein verbindlich erklären 
kann: wenn auch in diesem Falle der Arbeitsminister 
an die Zustimmung der berntenden Lohnkommission 
gebunden ist. Ich will Ihnen au8h sagen, warum wir 
diese Regelung für zweckmäßig halten: 

Die Währungsreform hat verschiedene Betriebe, 
selbst ein und desselben Gescht\ftszweiges, vor tröfüg 
andere Situationen gestellt. Es kommt. völlig' darauf 
an, welches Material der eine Betr;eb gerade gehabt 
hat. Das hing nic.ht immer davon ab, ob der Betriebs
führer tüchtig war oder nicht, sondern es hing oft 
davon ab, ob er vielleicht das Glück gehabt hat, noch 
re ·11tzeitie; den Rohstoff durch die Bewlrtscha ftun ~s
stelle zugewiesen zu bekommen oder nicht, ob er seine 
War~ schon von e·ner Bewirtschaftu"lgsstelle abdispo
niert bekam, oder ob er sie behalten konnte. So sind 
.selb3t in ein und demselben Wirtschaftszweig derart 
verschiedene Situationen für die Betriebe entstanden, 
daß die allgemeine Verbindlichkeitserklär-ung von 
Lohnv · re:nbarun "en zwisc.11en den Tarifpartnern et
nem Teil der Betriebe entsprechen kann, dagegen 
für andere Betriebe wieder völlig untragbar ist. 

Wir seihen in der Mitarbeit der beratenden Lohn
kommission eine Gewähr, daß in solchen Fällen Härten 
unterble·ben und alle Möglichkeiten geprüft werd~n, 
um die Tragweite einer solchen Verbindlichkeit.serklä
rung zu mildern. 

Präsident: 

Das Wort hat Hel'r Staatsminister Bökenkrüger. 

Staatsminister Bökenkrüger: 

Meine Damen und Herren! Von seiten äes Arbeits
ministeriums werden gegen d1e beiden vorgeschlagenen 
Änderungen des § l Abs. 1 und Abs. 2 keine Beden
ken erhoJ:>e.n •. 'ich möchte aber darauf hinweisen, daß 
die Debatte etwas an der Hauptsache vorbeigeht, in
dem m11,n sich nämlich mit der Frage der Lohn·
erhöhungen · an sich beschäftigt, in Wirklichkeit diesas 
Gesetz nur eine einmalige Regelung bezüglich der von 
der Militärregierung angeordneten Lohnerhöhungen 
betrifft, ähnlich der Lohnerhöhung. die vor ungefähr 
acht Wochen in einem feierlichen Akt bei der Militär
regierung in Koblenz noch vor der Währungsreform 
bekanntgegeben wurde. Daß diese Bekanntgabe erst 
am 18. Juli durch die Militärregierung veröffentlicht 
und erst bei uns etliche Tage nach der Währungs
re'orm bekannt wurde, war nicht unsere Schuld. Wir 
haben genugsam gedrängelt, daß noch vor der Wäh
rungsreform die Höhe dieser Lohnerhöhur.g bekannt
ge~eben werden solltf'. Es dreht $ich in der Begrün
dung ledigliC'h um die Frage, daß hier einmalige Lohn
erhöhungen von 15 Prozent nicht eLwa vom Arbeits
min.istedum durchgeführt werden sollen, sondern, wiE.> 
in den Beratungen zwischen Arbeitgeb;rn und Arbeit
nehmei;-n festgelegt wurde, den Verbänden empfohlen 
werden soll, alsobald in Verhandlungen einzutreten, um 
diese v0rgesehenen Lohnerhöhungen durchzusetzen. kh 
glaube, daß diese Änderungsanträge. die gemacht wur
den, n~mlich. die Einschaltung der beratenden Lohn-· 
kommission bzw. die Lohnerhöhung, man ruhig an
nehmen kann. Im übrigen ist es erforderlich, sofort 
die Zustimmung aus folgendem Grunde zu geben. Wir 

i- · haben . eine Re\he von Gewerkschaften, denen g\?gen
i · über kein Tarifpartner besteht. Die Lohnerhöhung,,m 

ll ger~de in- d,ieseo. Berufsarten sind dringend erforder
lich. lnfolgedesse~ muß auf irgendeine Weise, wenn 

1 
Arbeitgeb~rve1·bände nicht gebildet werden konnten, 
eine .l),figliqi,keit bes~ehen, hier durch den Arbeits

! mlnister mit Hilfe der beratenden Lohnkommission 
j endlich ve.rhand~ln :w können, · 

1 Präsident: 

f 
1 

! 
1 

l 
' 

Es i.it von einer großen Fraktion der Antrag gestellt 
worden, die Sitzung auf eine kurze Zeit zu unter
brechen: Ich glaube, daß wir diesem Antrag stattgeben 
künnen. Die Sitzung wi.rd für eine Viertelstunde un
terbrochen. 

Pause. 

Präsident: 

Die Sitzun,g ist wieder eröffnet, das Wort. hat zu1· 
Ge.schäft..sord.t1ung der Abgeordnete Hertel (SPD.). 

Ab.g .. H.ertel: 
Meine Damen und Herren! Innerhalb zwei Minuten 

ist etne ganz neue Situation entstanden. Der Abgeord
nete Dr. Zimmer hat erklärt, daß er die von ihm vor
gebrachten .Ändcxungen an dem Ge:oetzestext zurück
zieht. Wir beantragen trotzdem, in der Vormittags
sitzi:mg· 'die weitere Beratung abzusetzen. In der Mit-
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tagspause soll dann del· Sozialpolitische Ausschuß zu 
einer kleinen Sllzung zusammentreten, um dann beim 
Beginn der Naclunittagssit:z.ung über die endgültigen 
Vorschläge zu beraten und das Gesetz zu ·verab.~c!1i~
dcn. 

Präsident; 

Wider$pruch höre ich nicht, es ist demgemäß b')
schlossen. 

Wir kommen nun zu: Punkt 6 der Ergänzungs-Tage.-1-
ordnung: 1. Beratung eines Gesetzrs iibl.'r d'e '\Valtlen 
zn den Gemeinde-, Amts- und Kreisvertretungen (Ge-
meindewahlgesetz - Drucksache 11/506}. · 

De1· Ällestenausschuß schlägt Ihnen vor, diese Ge
setzesvorlage dem Hauplausschuß zu überweisen ·und 
!hn in erster Beratung anzwrnhmen. 

Wortmeldungen liegen nicht vor, wir korru:ncn zur 
Abstimmung. Wer fü1· die Annahme dieJe.,; Ge.sel.zcs 

- ist, möge die rechte Hand erheben .. Ich ste!le die Ein
stimmigkeit des Hohen Hauses fost. 

Wir kommen nunmehr zu der Drucl,sache Nr. 11/511 
betreffend Landesgesetz zur AusdcbnuDg der Kurz
arbeltcrunteo.tützuug, wie bereits besprochen. Die An
gelegenheit wurde bereits erörtert, ich glaube, daß 
eine weitere Ucsprcchung sich erübrigt. Wer in erster 
Lesung dem Ge.setz seine Zustimmung geben will, bitte 
!eh dlc rechte Hand zu erhebm. fägebnis: Einstim
migkeit. 

Wir konunen danh zur zweiten Lesung; ich rufe au[ 
die ~§ l, 2 und 3. ich sclffeß::: dle Be.spre.::hun:J. Wir 
kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme diese.s 
Gesetzes In zwelh.r Lesung ist, bitte ich um Erhellung 
der rechten Haud. Ergcbni~: E 'nstimmigc Annahme. 

Wir kommen zur dritton Lesung. I~h ruft! auf die 
§§ l, 2 und 3, Einleitung und Übcrscl1ri.!L. Wortmeldun
gen liegen nitht vor. D,e Besprechung i5t geschlossen. 
Wer dem Gesetz in drltler Lesung seine Zustimmung 
geben will, bille ich sich vom Platz zu crhebw. Icll. 
s.tellc die Einstimmigkeit des Hohen H::rn;;es fe.st. Wlr 
kommen nunmehr zu Punkt 7 der Ergänzungs-Tages
ordnung: Aatrng dl'r Fraktion der DP. befrcffencl 
An&k'ebung der BewirtschaftungsbesLimmungcn an 

1 die ßlz;;ne (Drucksache Il/507). Die Antragsteller sind 
bereit, von c·ner Be;ründung ab.rusehen und würdon 
die Angele:cnhcit in der heutigen Nachmittagssitzung 
Im Rahmen der allgemeinen Aussprache mit verbinden. 
kb stelle anht!lm: sollen wir darüber ab~limmen? Wer 
für die Annahme dlese.s Antrags il;t, bitte ich die recht.e 
Hand zu crhcb1.m. (G~schieht.) Ge:,renprobc: Das ist die 
Mlndcrhdt. Der Antrag isl angenommen. 

Welter liegt uns vor ein Dring~ichkt•itsanlrag der 
CD()'. betr. Dammbrucl1 bei Wörth in der Pfalz {Dtu<'k
sadie Ni. Il/508). W'rd das Wort zur Be~ründung ge
wünscht? Der Abgeordnete Zimmer (CDU.) hat d.1s 
Wort. 

A b g. D r. Z t m m e r : 
Dem Antra<J; liegt (ol~ender SachverhaH zu Grund<!:, 

Bei Wörth in der Südoststrecke der Pfalz haben d ie 
Fluten ·des Rheines einen Damm durchbrodien in ein~r 
Brclie von 30 Metern. Das Wasser hat sich über Wald 
und Wiesen ergossen und üb~r 2000 Hektar b..:bau!es 
Land, aL;o ca. 1JCO Morgen. Es ist eine vcrh',iltnismäßi~ 
kleine Fliiche, stellt aber l>t:i der Bev:ilkcrung, die aus
schließlich sich aus kleinen D:1uern zusammcn3etzi, 
doch wirklich ein Ung'ück dar. E.s ist um so tragiseher, 
~ls dieser Ort innerhalb der roten Zone liegt und 

selbst während des Krieges mehrfach evakuiert und 
durch Artilleriefeuer, fern~r B0ml.Ja1·dierun1 sehr ge
litten hat. Es scheint angebracht, daß dieser Bevöl
kerung eine dringende Hilfe zuteil wird. 

Präsident: 

Das Worl hat der Abgeordnete Hertel (SPD.). 

A b g. H e r t el : 

Meine Damen und Herren! Der gestern wegen drin
gender Dienstgeschäfte abgereiste Abgeordnete Bi.iiler, 
Oberpräsident der Pfalz, hat mich verpflichtet, Ihnen 
folgende Mitteilung zu machen. Die in der Drucksache 
Nr. II/503 festgestellten Ausmaße der Katastrophe sind 
erfreulicherweise weit über das hinausgehend, was e!
~ntlich zutrifft. Es handelt sich nicht um ein<:n 
Hauptdamm, sondern um einen kleinen Riß in e ·nem 
Nebendamm. Die übcrschwemm1.e Fläche b~tru1 au! 
der Wörther Insel 1BO Hektar und au[ dem Gut Lud
wigsau 47 Hektar. Der Herr Oberpräsident war eine 
Stunde nach der Meldunit dieses Vorfalls bereits mit 
seinen Mitarbeitern in Wörth. Er hat die Zuweisung 
von Kartoffeln und Gemüse angeordnet. Das Wasser 
ist w·eder gefallen und der Damm bereits ausgebe:s;;ert 
Die Regierung der PCalz wird alle in Frage k<>mmen
den Maßnahmen durchführen. 

Präsident: 
Das Wort hat der Ab~eordnete Dr. Nowack (DP.). 

Abg. Dr. Nowack: 

Meine Damen und Herren! Wir untersWtz~n an sich 
den Antrag. Aber wir haben doch den Eindru-::k, als 
ob in letzter Zeit Anträge dieser Art sich bc3onders 
häuren. Wir sind der Ansicht, daß wir so v'el Ver
trauen zur Regierung haben müs~cn, daß diese in 
solchen Fällen von sich aus sofort die notwendigen 
Maßnahmen ergreift. Aber diese Häufung der Anträge 
in dieser Richtung läßt den Eindruck entstehen, als 
ob umere R:.!gierung nat.:hlä.ssig handele. kh glaube, 
das ist n icht der Fall. Dem Antrug stimmen wir zu. 
(Zuruf: Ju5tizmlni$tl.!I' Dr. Süsterhenn: Wenn man aus 
dem Munde c :ncr Oppo~itionsparlci ein solches Vel',• 
trauen bemerkt, so nehmen wir das dankbar an!) 

Präsident: 

Das Wor·t hat der Abgeordnete Feiler {KPD.). 

A b g. F e 11 e r : 
Wlr freuen uns, duß die Katastrophe doch nich~. 

c·inen solchen L'mfang angenommen hat. wie es zu
n'ichst den Ansche'n hatte. Wir sind auch dafür, daß 
über die Hilfsmaßnahmen hinaus, die der Herr Ober
präsident sofort angeordnet hat, auch die Landräte 
konkret eingreifen und alle m3giicl1en Mittel zur Ver
!ü1ung stellen, damit den von der Katastrophe 1.Jetro!
ffnen Arbeitern und Bauern sofort geholfen wird. 

Präsident: 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die An
nahme des vorgeiegts?n Antrages ist, bitte kh um Er
hebung der rechten H:i.nd. kh stdle f'in~timm0ige An
nahme fest. 

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung, drlt:e 
Beratung des Gesetzes Ober die Errlehtung \'un L:i.nd'
wirtschaftskammern in Rheinland-Pfalz (Drucksac:hc 
II/496}. Die Abstimmung ilbcr diesen Entwurf wuroe 
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gestern zurückgestellt. Inzwischen ist ein Änderungs
antrag zu § 2 von der CDU. und SPD. ein5ebracht 
worden, ·der Herr Beisitzer wird diesen "ll'erlesen. 

A b g. G ä n g e r : 
,,Die Wahlordnung erläßt der Minister für Ernäh

nmg, Landwirtsl'haft und Fm·.;;ten mit Zustimmung 
des Agrarpolitisch-:n Ausschusses des Landtags. Sie hat 
von den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts auszu
gehen. Durch sie können meh1"?re kleine Kreise (§ tJ 
Abs. 1 Ziff. 1) zu einem Wahlkreis zusammengelegt 
werden.'' 
Präsident: 

lc:h rufe auf den Ab.schnitt l, 2 (Abg. DI"c Zimmer 
[CDU.] meldet sich zur Gesc:-häftsordn•ung). 

Das Wort zur Geschäftsordmmg hat der Abgeordnete 
Dl'. Zimmer (CDU,). 

A b g. D r. Z im m e r : 
Bereits gestern ist dem Präsidium e:.."le Reihe von 

l'edaktionellen Ab::inderungsvorschlägen vor·ge!C>f!t wor- · 
den. Ich bitte diese bei der Verlesung zu beri.icksichl:i.:. 
gen. EE sind noch weitere Abänderungsanträge vor.:. 
gelegt worden. Zunächst muß im § 4 Zift 3 das Wort 
.,a,1s·' ge.3tricllen werden. F;s handelt sich nur .xm re
riaktione lie Änderungen, Vor dem Inhalt des § 8 fehlt 
die Überschrift. Es muß helßen als Überschrift: ,,§ 8''. 
Im § 9 Ab3. 2 muß hinter dem Wort ,.Landfrauen'' 
eingeCügt werden „wählen". Im § 10 müssen sowohl 
in Ab~. l als auch in Abs. 2 jeweils in der ersten Zeile 
clie Kommas hinter „Abs. 1" gestichen wt'rden . Fur 
§ 10 Abs. 4 gilt das Vorgenannte. § 10 Abs. '7 !st sprach· 
lieh gleichl'alls nicht in Ordnung. Es muß wohl heißen: 
„ein Viahlberechtigter kann in einem Wiih!kreis nur 
eine Stimme haben·•. Im § 11 Abs. l muß in der zwei
ten Zeile sta tt des Ab:;atzes 5 der Absat:i: 6 des § 10 
angeführt werden. Im § 15 Abs. 2 mü~sen die Worte 
„d:e Kammer" einmal gestr ichen werden. In § 21 
soHte es eingangs heißen: .,dieses Geset:c:''. Diese An
trä~e sind unterschrieben vom Agrarpolitischen und 
Rechtsausschuß. 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Griesbe<'k (KPD.). 

A b g. G r i e s b e c k : 

Darf ich fragen. was aus meinen Anträgen J;!eworden 
ist, dle ich gestern übergeben habe'? Ich bitte. sie zur 
Abstimmung zu stellen. 

Präsident: 

w;r war.;n bei der dritten Beratung. Die Anträge, 
die Sie gestern vorbrachten, müssen die Zustimmung·· 
und die Unter stützung von mindestens acht Abgeor d
neten haben. kh stelle die Unterstüt?.:ungsfr;ige. Sind 
acht Abgeordnete b(•reit, d ie Anträge, die gestern ·cl·eJ" 
Herr Kollege Griesbeck übergeben hat, zu 1.mterstüt
zen? Wer dafür ist , bitte ich um i'~i·hebung der rech
ten Hand. Ergebnis: Das ist die Minderheit. Es sind 
nur sechs Abgeordnet.e. Die Anträge können also nicht 
mehr zur Berahmg gestellt werden. Unter Berücksich
tigLmg der soeben von mir verkündeten Abänderungs
aaträge rufe ich nochmals auf den Abschnitt L 2, :3, 4, 
den Abschnitt 5 und den Abschnit t 6 sowie den 
Abschnitt 7, Einleitung und Überschrift. Das Wort 
wird nicht mehr gewünscht. Wir kommen zur Abstim
mung. Wer unter · Berücksichtigung der vorgeschlage
nen Abänderungsanträge dem Gesetz in dritter Lesung 
seine Zustimmi.mg geben will, bitte ich sich vom Platz 

zu erheben. (Gc-schieht.} Ergebnis: Dcl.s Gesetz wurde 
angenommen bei sechs Siimmenth~!tungen der KPD. 
Es ·wird mir noch ein Dringlichke i1„;intn1.g der SPD. 
soeben zugeleikt : 

,.Der tancltag woHe beschließen : Die Regierung bzw. 
dt;r Finanzminister werden ersucht, mit der Militär
regierung· in Verhandlungl?n e inwtretC:'n mit dem Ziel. 
daß :den Wlhzern, deren Wein der 47er Ernte am 21. 
.Juni 1948 noch· in den Kellern der Zentralkellereien 
und Umlagerungsweinhandlungen lagerte, der Er;~,-u
~crpr~Hs" '!'n'"''j'.):::M'~ rK . geiah!t w ird. der sich aus· dem 
Verkaufspreis ergibt, den die Zentralkellereien den 
Intendanturen in D-Mark ber-e<:hnen. Die bereils in 
Reichsmark geleisteten Zahlungen "tn die Erzeuger sind 
mit l :10 auf die D-M::irk-Nachzahlungen anzm-echnen.' · 

Die Fraktion der SPD. begründet den Antrag durch 
den Abgeordneten Beckenbach. 

A b g. B e <' k e' n b a· c h ; 

.. tl'feiM .l;;l~~il, .. . und Herren! Lassen Sie mich kur.: 
Ihre Aufmerksamkeit lenken auf eine Frnge, die ge
stern .in der Erklärung über d ie Ernährungslage be
rührt wu.r\1e, dle für umct· Land an sich und für ei!nen 
~("ht· ausschlaggt•b,:mdcn Teil der Bevölkerung uns~res 
Landes eine ungeheuere Bedeutung hat. Von der ge
samt.m Weinernte de.,; Jahrgangs 1947 slnd zirka zwei 
Drlfü'l durch Anordnung der Militärregierung vor 
dem . . 21. 6. 194;8 in die Keller in der Pfalz von z1rka 

. 2I, in ~hei,n-Hessen in 13 ZentralkcHereien und zirka 
32 HJ,ndler.finnen und an der Mosel in noch 1.icht 
10 fülnd,!erfirm.~n üherg{)führt worden mit der Maß
gab~, daß sie gleich zu bezahlen wären; und ihrt, 

Zahlung hai zum Teil stattgefunden. Zum Teil haben 
weite W!nzerkrci.se in den Wochen vor dem 21. Juni 
keine Zahlungen angenommen für Weine, die in das 
Eigenlum von iiocl) nicht 50 oder 60 Händlerfirmen 
üb~rgegangen sind und die aus Erzeugerkellern nach 
dem 21. 6. 1948 quasi ente~gnet wui·den. Wir hab0n 
dfo:,c Frage in unserer Fraktion ventiliert. Auf der· 
Basis des Gesetezs zm· Ordnung des Geldwesens, durch 
die Mllitärregierung erlassen, ist an sich „n diesem 
rechtlichen zustand nichts zu ündern„ Der Herr 
Lr,ti<lwirtschaftsminister hat gester11 auf Grund 
zahlreicht'r Beschwerden, d ie aus cten Kreisen ÖH 
En:euger an ihn herangcttagen wurden, zug;:;;,1,~;. 
daß hier e ine EntschAdigung in irgende•ner Form 
stattfinden solle. Meine Damen und Herren! S lellen 
SiC' sich einmal vor, E's sind zwei Drittel unserer <:?;e
!'~rnkn Rrnte, dfe' · ~Uf Grllnd E>iner Verordnuno.: d ~!· 

MiliHirregiet'\mg in den Besitz von noch nicht hl;-ntieri 
Firmen ßbergegan.e;en sind, die nach Lage der 
Dinge ;ctzt riesige Währungsgewinne machen würden. 
Bis hierhin habe ich als Erzeuger gesprochen. Jetzt 
möchte ich als Weinhändler sprechen. Wir als Weln
bündler können uns dem Rufe oder der Verdächt igung 
nidlt aus.setzen, durch diesen Umstand als Währungs
~witm.ler bezeichnet zu werd~n. Wir als Weinhändler 
können ja nicht mehr zu Erzeugern zum Aufkauf ge
hen, wenn sie ,ms nachsagen könnten, wir hätten 

·,durch eine Verordnung der Militärregiening den Er
trag ihnir Arbeit als Währungsgewinn eingeheim~t. 
Wir wi:ssen, daß auf Grund des Gesetzes Nr. 168 d ie 
Müglichkeit besteht, diese Gewinne als Währungs
gewinne in den Besitz des Staates zu überführen. Ich 
als Weinhändler stehe auf dem Standpunkt, die Re
gierung in weitgehendsteT Weise zu unterstützt'n, daß 
irgendeine Lösung gefunden wir d. daß den Erz<ntgern 
in dieser Hinsicht eine Entschädigung in DM gewährt 
wird. 
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Es ist außerordentlich schwierig, diese Frage zu 
regeln, meine Damen und Herrt:n, und es ist außer
ordentllch penibel, weil über die Frage in den Krei-
5en der Fachkenner :m. sich keine Klarhe\i_ be;feht. 
Man gibt weiterhin zu, daß in anderen Gcblele'."1 und 
Berufszweigen, zum I3ci::;piel ein Kuh usw., a:.1! 
Grund Verfügung übergeordneter Stellen ab,;iegebcn 
wur1c, aber hier liegt die Situation wcscntllch anders. 
Dlese Abführung von Lebensmitteln sind erfolgt und 
bczöAhlt, die Mengen sind verzehrt, sie sind nlcht mehr 
vorhanden. Es ist keine Möglichkeit g~gs'ben, irgend
welche besonderen Gewinne zu erzielen. Hier liegen 
M illionenwerte in den Kellern e!nes Teiles von Ge
schJ!tsfirmen, denen man dann den Vorwurf macht 
und den Verdacht anhängt, sle hätten auf Grund die
i;cr Aktion wesentlicho Währungsgew:nne gemacht. 
Jetzt spreche kh .i.ls Abgeot·dnele1·. Wir h.i.ben als Ver
treter des Volkes öie verdammte Pflicht, erstens zum 
Ausdruck zu bringen, daß wir das Unrecht einsehen, 
zw-clte_ns zum Ausdruck br'ngen, daß wir als Erzeug;,r 
oder H:i.ndler den Wil1en und die Absid1t haben, un
sere Regierung in der Arb~it zu unter.;;tützen, da es 
einen großen Teil von fleißigen Erzeugern trifft . 
(Bravoruie.) 

Präsident; 

Das Worl hat der Abgeordnete Steger (DP.). 

A b g. S t e g e r : 

Meine Damen und Herren! Ich bin Weinhändler, 
wm aber als Abgt!ordneter sprechen. (Zuruf: Das 
werden wir sehen beziehungsweise hcken!) Ich schließe 
mk:h drun, was Abgeordneter Beckcnbaeh gesagt hat, 
vollinhaltlich an. Es isl das schon vorige Woche in der 
Kr-c[sversammlung von Mainz~L.:ind zur Sprache ge
kommen, und ic:1 wollte sogar noch weil.:.,i-g":hen. Der 
Antrag, der vorliegt, be;i:ieht skh lediglich auf die 
Weine, d'e jetzt bei den ZentcaUwllere!en liegen. kh 
bin so6ar der Auffa~1'ung, d~ß wir zu prüfen haben, 
was zum Ausgleich besondNcr Härten geschehen 
kann, d ie währcnj der Blockierung kurz vor d~r 
Währungsreform enUlanden sind. kh möchte Sie bit
tt n, d32u die Organisationen zu hören und den An
trag dem Ausschuß zu ilberw~sen. Also: grundsätzlich 
1st dem Antrag ohne weitere3 zuzustimmen. Wtr wür
-dcn uns ,daCilr einsetzen, daß die Härlc1;, die da auf
getreten sind, restlos beseitigt werden. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Diel {CDU.). 

Ab g. Die 1: 

Mrin•J Darnen und Herren! Die Fraktion der CDU. 
hat weg,m der zahlreichen Be:;chwerden !n dieser An
gelei•mhC>lt m ·t dem lknn Landwirtschaftsministi't' 
eingehende Besprechungen geführt, und da dieser 
dem Hohen Hause bekanntgegeben hat, daß er 
z~r Behandlung von H1rten und Un:;cre:hligkeiten 
einen Ausschuß einberufen will, der dlese Frage ein
gehend prüfen soll, hut die Frak1.ion der CDU. von 
der Stellung eines besonderen Antrages Abstand ge
nommen. Wir sind auch der Meinung:, daß bei d-~r 
Schwierigkeit der Materie nicht ohne weiteres be
stimmte Forderungen gestellt werden können, ,;ondern 
es muß die Sache -unter Hinzuziehung von Vertretern 
de:; JuJli=inisteriums eingehend sachlkh übcrprü[f 
und es m'.lß alsdann . auch ilb~r die zweckmäßige Ver
wen,;iung der etwa verfügb:ircn Mittel unter Heran
ztehun;;; ~er Dclcil!glen überlegt werden, In welcher 

Form die verfügbar zu machenden Mit.tel verwandt 
werden können. Ob das in der Form geschehen kann, 

-daß man, w ie Kollege Bel!k:cnbal.:h vol'gcschlagen hat. 
und wenn ich ihn recht verstanden habe, die Beträge 
dEn Winzern zurückgibt, das muß geprüft werden. Wir 
haben in der Vergangenheit den ähnlichen Fall ein
mal in Verbindung mit der Weinsteuer gehabt. Es ist 
die Fragen oCfen, ob man den Belangen des We'n
baues am besten dadurch dient, daß man die cntspre
chen1r-n Beträge den bestimmten Erzeugern zurückgibt 
oder aber, ob es unter Berückskhligun_g aller Um
stände zweckmäßiger ist, einen anderen We.:;: Z'.l geh
h1m. Das, meine Damen und Herren, muß von dem zu 
berufenden Ausschuß eingehend geprüft und es müs
sen der Regierung Vorschl:.ige gemacht -und es muß 
alsdann entschieden werden. Es wird notwendig sein, 
daß die verfügbar zu machend0n M'ttel vielleicht zu
nächst in einen Fonds mit bestimmter Zweckhestim
mung überführt werden und ahidann über ihre 
weitere Verwcn:fang zu bestimmen ist. 

Was -den vorliegenden Antrag des Kollegen Beeken
bach betrifft, werden wir nur den Weg gehen können, 
diesen Antrag dem Agrarpolitischen Ausschuß zu über
weisen. (Zuruf: Wirtschaftspolitischer Ausschuß oder 
beiden Ausschüssen!) 

Also dem Agrarpolitischcn und dem Wirtscha!t:,poli
tischen Ausschuß überweisen. 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Buschmann (KPD.). 

Ab~ Buschmann: 
Meine sehr verehrten Damen und Herrent Für mich 

ist die Seelenfrage klar, ich spreche als Norm1lverbr-'lu
cher. (Zuruf: Abg. RJhle: Das ist der traurigste Mo
dus!) Ich bin der Meinung, für die Regelung die.~er An
gelegenheiten und die Maßnahmen, die zu treffen sind, 
sind w 'r nicht an die Verordnung„m der Währungs
rE>form gebunden. Die Meinung, daß es sich in erster 
!..inie um eine Recht~rra_ge handelt, hätte von den 1n
stitu1ioncn geklärt werden müssen, a ·e norm:iler
weise dle Rechtsfragen klärt. Wie ist der Sachver
halt? Soweit ich informiert bin, stimmt der Sachver
halt üb,:, rc in mit dem, was hier vom Hcnn Kolle3en 
Beckenbach ausgeführt wurde, daß a„1f Befehl der 
Militärre;ierung die Produktion der Winzer einge
lagert wurde bei einigen Großhändlern, daß aber in 
der Zwisc."ienzeit b 's zum heutigen Tage die„e Weine 
in ihrem gesamten Bestand odei- fast gesamten Bestand 
noch in den Kellereien liegen. Das il't die Information, 
die ich habe, und sie stimmt üb,:,rein mit dem, was 
h ler bek::mntg~geber. wurde, das heißt also, daß d ;eser 
Wein näch wie vor dem Winzer gehört. (Das ist nicht 
klat'!) Ich bin bereit, mich bd~hren zu lassen, ab0r i;o
lange diese Weine nicht verkau(t und vom Weinhänd-
ler nicht bezahlt wurden (Unruhe), sie wurden nicht 
bezahlt, (Zuruf; Do,h, sie s'nd bezahlt in Rcich:;mark!) 
Dann sind sie einen oder zwei Tage vor der Währungs
reform bezahlt worden. (Zurur: Teils, teils!) Sie müs-
sen entst:huldigen, das ändert selbstversländlkh die 
Situation. rs :e hab~n ab .: r dle Annahme des Geldes 
verweigert!) Aber wir sind der Meinung, duß zur Klä
rung der An1elegenheit nicht nur der Agrarpolit.ische 
und der Wirtschaftsausschuß zuständig sind, sondern 
daß der Redli::;.i.usschuß sich mlt die.,er An1elegenheit • 
befass.;n muß, um den vollen Wert, den die Winzer 
dL1rch diese Transaktion verloren hab: n, den Winzern 
wiederzurückzugebC'n - den volkn Wert. Es kunn 
nicht von einer teilweisen Ents<.:!1'..idigung ille Rede sein, 
sondern der volle Wert dessen, was diP. Winzer ver
loren haben, muß ihnen wieder zurückgegeben werden . 
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Präsident: 

Ich glaube, es würde zweckmäßig sein, diesen Antrag 
dem Rechtsausschuß zu überweisen. Das Wort hat der 
A.bgeordnete Hertel (SPD.). 

A b g. H e rt e l : 

Meine Damen 1.1nd Herren! Ich spreche als ein den 
Dingen räumlich Fernstehender, weil in meiner Hei
mat kein Wein wächst, sondern Buchen, Eichen und 
Tannen. Trotzdem will ich Sie bitten, diesen Antrag 
anzunehmen, weil der Ausschuß, der sich mit diesem 
Anfrag zu befassen hat, sich in seiner Stellungnahme 
auf eine Auffassung des Landtags stüt:r.en soll; abge
sehen von den juristischen Grundlagen, die bei den 
Entscheidungen zu berücksichtigen sind, will unser An
L·,ag zum Ausdruck bringen, daB bei der Währungs
reform all' die Menschen, die mit der Hingabe ihrei
Arbeitskraft, ihres Materials und ihres Fleißes diese 
großen Werke geschaffen haben. am:h in den Besitz 
de.;; Ertrages ihrer Arbeit kommen sollen. kh möchte 
denjenigen in diesem Hoheo Hause sehen, der nicht von 
diesem Willen geleitet ist. Ich bitte Sie deshalb, diesen 
Antrag zur späteren Behandlung in die zuständigen 
Ausschüsse zu verweisen, aber durch ihre Zustimmung 
grundsätzlich zum Ausdruck zu bringen, daß sie dem 
Wejnbau Gerechtigkeit widerfahren lassen. 

Präsident: 

M~ine Damen und Herren! Es handelt sich jet?.t hier 
um e:nen Antrag, in dem die Regierung ersucht wirr! 
- ich habe als Präsident keine Bedenken, diesen An
trag anzunehmen, er geht ja zur Beratung. Das Wort 
hat der Abgeordnete Ziegler (CDU.). 

A b g. Z i e g 1 e r : 
h:h muß sagen, meine Damen und Herren, daß dieser 

Wein seitens qer Militärregierung vorläufig ja noch be
schlagnahmt ist. Es jst denkbar, daß die Militärregie
rung in einer anderen Form über diesen Wein ver
fügt. 

Pl·äsident: 

Das Wort hat der Ab,e;eordnete D1·. Zimmer <CDU.). 

A b g. D r. Z i m m er : 

Wir stimmen naturgemäß de1· Tendenz d2s Ant1·ages 
zu. Wir haben- - ich darf das hier verraten - uns 
sehr eingehend mit dem ganzen Fragenkomplex befaßt. 
Wir wollen dem Herrn Minister nicht vorgreifen, ins
besondere auch nicht dem Herrn Finanzminister. Wir 
sind bereit, dem Antrag zuzustimmen, möchten aber 
dann gleich den Zusatzantrag stellen, daß entsprechen
derweise bezüglich der Holzverkäufe verfahren wlrd. 
Das ist das Dringendste, und zwar in erster Linie im 
Interesse unserer Gemeinden. (Sehr richtig!) Da steht 
das Holz auf dem Stamm, ist verkauft, möglicherweise ·, 
in Reichsmark bezahlt, und die Geme-inden ha~n 
nichts davon. Mit dieser Maßgabe würden wir 
dann trotz der vorgetragenen Bedenken zustimmet;. 
Dabei stimmen wir dem Kollegen Buschmann zu. daß 
der Rechtsausschuß unter alten Umständen betei!i_gt 
sein muß. 

Präsiden1 

Das Wort hat der Abgeordnete Beckenbach (SPD.). 

A b g. Be c k e n b a c h : 

Meine Damen und Herrenl Ich glaube, wir brauchen 
keine weitere Debatte. Wenn die Regierung und der 
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Herr Ernährungs- und Landwirtschaftsminister beab
sicbtig!Ul, eine besondere Kommission zu bilden, schlage 
h.:h vo1·: Wir nehmen diesen Antrag an und werden 
dann iu der besonders vom Herrn Ernährungsminister 
zu bestimmenden Konunission alle Möglichkeiten prü
fen, den dahingehenden Anträgen gerecht zu werden. 

Ab g. G fl es 1'.ie c k (KPD.): 

Vielleicht wä1,:e noch zu veranlassen, daß diesei> 
Weil). vor der Freigabe sichergestellt werden könnte. 

Abg. Hermans (CDU.): 

Ich möchte sagen, daß wir den Antrag so stellen: 
Wir stlmmen dem vol'gclegten Antrag an die Regie'.. 
ntng zu mit tl~'i' Maßgabe, daß ;,kh gleichzeitig die in 
Frage komendcn Auss('hü8se - Agrar-, Rechts- und 
Wirtscha!t.saus.scb.uß - zur Unter:;tützung des Ministers 
bei seimm: Verhändlungen mit diesen Fragen befassen. 

Präsident: 

Ich glaube, daß wir <lie~em Antrag in der Form 
mit dem· Zusatz · bezüglich des Holzes, wie er 
von dem H1crrn Abgeordneten Dr. Zimmer gestellt isL 
zustimmen können. Wer für d!e Annahme des An
trages ist, bitte ich um Et·hebung der rechten Hand. 

· Danke! Das ·ist die einstimmige Annahme. Ich darf 
dem Hohen Hause miiteilen, daß Frau Dl'. Gantenberg 
und der Abgeördnete Steger ihre Ämter als Beisitzer 
niedergelegt haben. Ich möchte noch vor der Mittags
pause die Neuwahl vornehmen und darf die Fraktion 
der CDU. um Vorschläge für Frau Dr. Gante"lherg 
bitten. 

Abg. Dr. Zimmer (CDL1.): 

Wir schlagen die Abgeordnete Fräulein Doerner vor. 

Präsident: 

Weri schlagt ·die bemokratische Partei vol'? 

A b g, D r. N o ~r n e: k (DP.). 

Wü- schlagen den Abgeordneten Selzer vor·. 

Präsident; 

Meine Damen und Hefren, Sie haben die Vorschläge 
gehört. Wer für die Annahme dieser beiden Vorschläge 
ist, b:tte ich um Erhebung der rechten Hand. Danke! 
Das 'ist· 'd!e'''l!!tflsflinmige Annahme. 

Es ist der allgemeine Wunsch, entgegen d~r Verein
b.:nmg im Älteste'nrat, die Rede des Herrn Finanz
ministers · erst ·n~ch der Mittagspause entgegenzuneh
men. Die Slt:wng wird um eine Dreiviertelstunde unter
brochen, (Zuruf Abg. Dr. Boden: Wir haben gestern 
übel· Dreiviertelstunden warten .müssen, bis wir das 
Essen bekamE-n.} Wenn Sie damit einvel.'Standen sind. 
tieten wir also ~m 14 Uhr zusammen. Der Sozialpoli
ti;;che Ausschuß sofo1·l nac.'11 dem Mittagessen in z·m
mer 103. Der Ältestenrat tritt ebenfalls vor 14 Uhr 
zusammen. 

Schluß der Vormittagssitzung: 13.10 Uhr. 

Beginn der Nachmittagssitzung: 14.10 Uhr. 

Präsident : 

Meine Damen und Herren, die Sitzung ist wieder er
öffnet. Der Ältestenrat hat sich mit dem weiteren 
Abl.auJ.: ,,d~r ..... '.i:.\lß~S~rdnung soeben beschäftigt. Es ist 
vorgE!Sehen; 'daß wil." zunächst über Punkt 5 der Ergän~ 
zungstagesordnnng, Regierungsvorlage Nr. 11/505 Lan
desgesetz iiber die Lockerung des Lohnstops abstim-
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mcn. Da dle Kommunlsfüche Partei jedoch gebeten 
hat, kun; dazu Stellung zu nehmen, habe ich dem 
Wunsche ent~prochcn. Das Wbrt hat der Abgeordnete 
Buschmann (KPD.). 

A b g. B u s c h m a n n : 

Me!ne Damen und Herren! Es 1st an sich bedauer
lich, daß infolge des Gesetzesgalopps n'.cht ausführ
licher Stellung genommen werden kann. Ich w~rde 
m!ch aber streng an die Anordnungen des Ältestenrate<; 
halten. Wir habe1i keine Skepsis gegenüber den Loht1-

-erhöhungcn und sind nicht der Meinung, daß die Lohn
P-rh '.füungen Ursac!-iE: für ständlge Preissteigernngcn 
i;ind. Aus .diesem. Grunde begrüßen wir d!eses Gesetz, 
wobei wir je1och bi:nicrken möchten, daß den Arbci
krn mit der Erhöhtu1g der Nominallöhne an sich nicht 
gedient Ist. Es ist richtig, wie der Herr Kolle:;e Dr. 
Zimer sagte, daß es in erster L'nie d3rauf ankommt, 
die R~llöhne zu erhühcn. Die Erhöhung der Kaufkraft 
kann nur garantiert werdcm durch die Erhöhung des 
Reallohnes. Es wurde hier von den verschiedenen Red
nern und besonders von dem Kollegen Dedenbach 
darauf hingewiesen, daß die Prei ;crhGhungen sich zum 
Tcll bis zu 110 v. H. erstrecken. Es ist deshalb drin
gend erforderlich, daß durch d•e Erhöhung des R~al
lohnes dle Kaufkraft mindestens in einem solchen 
Maße erhöht wird, daß die Lebensexistenz gesichert 
wird. Aus diesem Grunde haben wir uns grundsätzlich 
die Forderung der Gewerkschaften auf eine dreißig
prozcnt1ge Lohnel'hühung zu eigen gC'macht, und wir 
sind der Meinung, daß dieses Gesetz nur der erste und 
unvollkomene Schritt für die . Einleitung der Poljtik 
der Erhöhung der Reallöhne sein kann. Wir müssen 
dazu kommen, daß dle Waren. die bli:;her unter der 
Theke gelegen h·aben und nunmehr nach der Wäh
run~srcform tn die Schaufenster_ iewandert sind, tat
sächlich auch gekauft werden können. Es ist ebenfalls 
bedauerlich, daß der Prcisstop faktisch und praktisch 
aufgehoben ist und den Preisen keinerlei Grenzen 
mehr gesetzt sind. Damit wird nur eine sehr ungenü
gende L0ckerung des Lohnstops gewährlei'>tet. kh 
m':lchte in diesf.?m Zusammenhang darauf hinwe'sen, 
daß das Lohnproblem grundsätzlich gleichbedeutend ist 
mit dem Probl~m des Lastenausgleichs. Die Fraq;e der 
Regulierung der Löhne Ist ein entscheidender Teil und 
eine grundsätzliche Frage bei . der Re;:ul'erun.~ des 
Lastenausgleiche$. Wir sind der Meinung, daß die 
Lolmel'hlihung von 15 v. H. angesichts der davongehu
fonun Preise, eine Tendenz, die sich nach der Wäh
rungsreform noch v1::t·stärkl hat, unzureichend ist. Wir 
stimmen aber dem Ge.setz zu, um zu erreichen, d 1ß zum 
_mindesten gegenUber dem ge~enwärtigen Zu:,tancl 
elne Besserung erzielt wird. Damit gehen wir aber 
kclncswcgs von unserer Forderung der Erhöhung d~i· 
Reallöhne um 30 v. H. ab. Wir hätten zu der ersten 
Vorlage einen kleinen Ab!i.nderungvorschlag zu ma
chen, den ich del'l) Herrn Präsidenten übc'.Te'che. kh 
bln der Meinung, daß er so geh:\lten ist, daß er von 
den anderen Fraktionen angenommen werden kann. 

Präsident: 
·In der Überscltd!L !;Oll das Wort „Lockemng•• durch 

,,Aufhebun";" er-:;.ctzt werden. In § 1 Abs. 1 S:i.lz 2 we!'
den gestrichen die Worte „bis zu welcher H'.ihe dies·~" 
und "damr eingesetzt: ,.daß b:s zu 30 v. H.'', so daß 
der Satz. nunmehr lautet: ,,Die Landesregierung sC!tzt 
fesl, daß bi;; zu · 30 v. H. Lolmi:;i·höhungen zulässig 
:iind." 

Wir kommen zun!ichst zur 1. Beratung. Die Redner
lisle !sl erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung: Wl?.r , 

L- ... ·--
• : 1 

in l. Beratung dem Gesetz seine Zustimmun~ geben 
will, bitte ich um Erhebung dc!r rerhten Han:J. (Ge
schieht.) Einstimmige Annahme. 

Jelzt kommen wir zum Anderungsantra~ bei der 
2. Beratung. Ich lasse zunächst ilb:!r den Änderungs
antrag der Kommunistischen Partei ab3timmen. Wer 
dem Änderungsantrag der Kommunistischen Partei 
seine ·zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. E.::; sind nur fünf Stimmen. Di~ 
Gegenprobe. Die Mehrhe't lehnt ab. kh rufo auf die 
§§ 1, 2 und 3 (Zwischenruf Ab1. Herm1ns: kl1 bitte 
ums Wort. Es soll im § 3 heißen, daß das Gesetz an„ 
statt mit soro1·ti~er Wirkun1 „mit dem T ·1~e se'ner 
Verkündung in Kraft tritt".) Also wer für dies·Jn An
trag ist, bitte ich die rechte Hand zu erhC:ben. Danke, 
das ist die Mehrhdt. Ich ru#e auf Einleitung und 
überscht'i!t. Wer dem Gesetz in der 2. Lesun1 se.:ne 
Zustimmung geben will, bi.tte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Danke, ich t:1tclle einstimmige Annahme 
fest. Wir kommen zur 3. Lesung. Ich rure auf § 1, 
§ 2, § 3 (Zuruf Abt. Dr. Nowack: Ich bringe zu § 1 
zun:ichst no~h ejnen welleren Anderun1s:mtra1 eln. Es 
ist in § l Absatz 2 nach dem Wort „Arbeltsminislcr" 
e:.nzusctzen ,,nach Zustimung der Beratenden Lohn
kommission'')°. Wer diesem Antra.~ seine Zustimmun.~ 
geben will, bitte ich um Erhtbung der rechte"\ Hand. 
Die GeJenprob-~: kh glaube, das ist die Mehl'heil. 
(Prote~t.) Dann bitte ich auszuzählen. (Gesc:h'eht.) 3t. 

· Ich muß zunächst noch e inmal abstimm-:-n lassen. Wer 
dafür ist, bitte ich die rechte Hand hochzuheb,.:m. Der 
Antrag ist mit 38 Stimmen Mehrheit gegen 34 Stim
men angenommen. 

Ich rure auf die Einleitung und Überschrift. Wer 
dem Gesetz in 3. Lesung seine Zu,timmun1 geben will, 
bitte ich, sich vom Platz zu erhdh.:n. kh stelle ein
stimmige Annahme fest. (Zuruf Ab6. S..:heerer: Zum 
Abschluß eine kurze BcmerkunJ.} 

Präsident: 

Das ist nicht vorgesehen, Herr Kollege Seheerei·. Das 
Wort hat der Herr Staatsminister Dr. Hoffmann. 

Staats mini s t er Dr. Hof r man n :. 

Meine Damen und Herren! Wenn kh zu der nun
mehr in ihrem ersten Teil hinl~t· uns lie~enden Aktbn 
der Währungs- und Finanzreform, für deren reibungs
lose Durchführung ich übrigens allen Betelligten im 
Namen der Landesregierung danke und den d 1"1.•t zu
sammenhängenden Prob:emen des Lasten- un:i Vermö
gensausgleiches Stellung nehmen müchte, dann muß i ;h 
mir bei der Fülle der sich d:lbei aufdrängenje, Pro
bleme einige Beschränkungen aur~rlegen. kh bitte m ·r 
also zu erlassen, all das zu wiederholen, was Sie an 
allgemein gültigen Bemcrkun'.:en über das polifü,che 
Warum, ilbC'r das wirtscha[tliche Wieso und übe~ d:is 
sozial-moralische Warum-nicht-anders dC'r Ta~c·.pr':! ·s? 

entnehmen konnten. Dies umso mehr, als die öff1;;nt
liche Meinung in allen diesen Fragen zun'.ichst weni~
stens, wo es um die sch:inen all ·tcmeinen Grund;;:itze 
und noch nicht um dle konkreten sehr viel w•.mi.1er 
an1enehmen gesetzgeberischen und verw:1ltungsm:ißi
gen Konsequenzen geht, ziemlich einmütig war Ich 
muß es den Kolle ~en von der Wirtschart, der La,i.d
wirtschaft, der Arb2it und der Fürsor~e üocrbs~cn, 
aus der durch die Geld-Neuordnun~ gesch"1!fe1en Sih
ation d i.e notwendigen besonderen Fol~erun'1e"I 'ür 
ihren Gcschäfbbereich zu z'.ehen. kh müd1te mich b~ 
schränken auf Bemerkungen zur wirtsch'lftlich;:n .,ri l· 
leicht auch polltischen, insbesondere zur finanziellen 
Lage. 

', · . • " · ' ,j/'"'' I 
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Finanz wirtschaftlich bedeutet die · Reform auch und 
vor allem für die öffentliche Hand die Offenlegung ei
ner Situation, wie sie sonst im Leben mit dem Offen
barungseid zu enden pflegt. Eine billige Illusion ist 
ausgelöscht und der große Entrümpe1ungsprozeß auf 
finanz- und wirtschaftspolit.ischem und hoffentlich auch 
verwaltungsmäßigem Gebiet hat eingesetzt. Es wird 
nunmehr z. B. Veranlassung bestehen, ernsthaft die 
Grundsätze unserer Wirtschaftspolitik nachzuprüfen, 
die weitgehend die von gestern und vorgestern sind. 
Staa1Iiche Zwangswirtschaft in dem seitherigen Um~ 
fang, totale Unterwerfung der Produktion und Vertei
lung unter oft systemlose Kontingentierung und noch 
öfter systemwidrigen Preisstop kann immer nur Not
behelf, aber nie Selbstzwe<:k sein. Aber selbst al;; Not
behelf muß sie den durch die Währungs- und Steuer:.: 
reform bedingten veränderten Erzeu<;er- und Ver
braucher-Interessen angepaßt werden im Ausm:;iß wie 
in der Form. Indessen hat die Freiheit auch der w·rt
Rchaft ihre Grenzen in den Forderungen der Srräul
moral, ohne die der moderne Staat seinen politisc..1-ien 
Statm; _ nkht atifrechterhalten kann. Und damit ist 
Legitimation und Umfang des notwendigen Eingriffs 
des Staates in den privatwirtschafUichen Bet·eich· f!e
gebcn. Ich fühle mich für meine Person über den Ver
dacht erhaben, Einrichtungen konservieren zu wollen, 
deren Überflüssigkeit nur noch von ihren Kost.!n über
troffen zu werden pflegt. Aber ich sehe auch eine 
gute Portion Unehrlichkeit hinter der heutigen Parole 
von der grnndsätz:Hchen Entmachtung des Staates (Sehr 
richtig!), von der Abdankung der Staatsbürokratie, und 
ich kann nicht umhin, angesicht~ des oft hysterischen 
Geschreies über den Moloch Staat darauf hinzuweisen, 
daß dieses Ungeheuer nun keineswegs, sagen wir, RUS 

d~m Urschleim durch Urzeugung, sondern als sehr de
mokratisd1e Schöpfung Stück für Stück entstandi?n ' st. 
Immer nämlich war es doch ein Teil des souveränen 
Volke;:, der, naiürlich immer im Intere:i:se des Gan
zen, dem Staat diese neuen Aufgabengebfäte zugescho
ben hat. Nachher will es in der Regel keiner gewesen 
sr;,in. Und wenn einer heute etwas abgebaut haben ·v1:ill , -
dann meint er nie die Einrichtungen, die seinem eige
n·en Interesse dienen, sondern immer die der anderen. 

Wenn wir nun als einen der ersten Erfolge der Geld
reform feststellen können, daß auf einmal wieder Ware 
da war, wenigstens in den gesegneten Gefilden außer
halb unseres Landes, so werden unsere Bürger und 
Steuerzahler in der Lage sein, die benachbarten Zonen 
auszukaufen. Über das seltsame Phänomen, daß drü
ben Warenströme fließen, während bei uns nicht ein
mal Bächlein rinnen und seine tieferen , allertiefsten 
Gründe, darüber wird sich der Herr Wirtschaftsmini
ster Gedanken machen müssen. Vom Standpunkt der 
Finanzen habe ich nur die bedauerliche Folge festzu
stellen, daß aus unserem an sich hinreichend armen 
Land das Geld abfließt, um anderswo bei reicheren 
Nachbarn Steuererträge zu bringen. Zur Herstellung 
des erforderlichen Gleichgewichts werd('n die Be
mühungen darum gehen müssen, die Neubildung ei
nes Kaufkraftüberhanges von der Warenseite her zlA 
verhindern durch erhöhte Verb1·auchsgütererzeugung 
und Einfuhr im Zusammenhang rnit einer durch die 
Zinshöhe gedrosselten Lagerhaltung bei einem not
wendigerweise im ganzen wohl ansteigenden gesam
t(-n Preisniveau, auf der Geldseite wieder durch An
reiz zur Bildung von Sparkapital, abgesehen von der 
auch nach der Steuerreform noch außerordentlich wirt
schaftshemmenden Steuerhöhe. 

Es bleibt nämlich eine Steuerlast, die immer noch 
die natürlichen Impulse zum Wirtschaften ungebühr
lich hemmt und wenig geeignet ist, die geschwundene 

-----·------- --·---
Steuermo:ral auf das Maß an Steuerehrlichkeit wieder 
hinaufauentwickeln, für das Deutschland einmal be
rühmt war.- Man sollte 'so wichtige und unbezahlbare 
.Aufbau-Elemente wie die angeborene Disziplin des 
deutschen Volkes auch für die Demokratie mobilisie
ren, wie man überhaupt die Tu'fenden einer Nation 
·nicht deshälb ausrotten sollte, weil sie gelegentlich e:n
mal militaristisch mißbraucht werden könnten, 

Die Geldnfural muß ganz allgemein zu einer Reform 
der Volksmoral werd<>n, einer Volksmoral, in der die 
Arbeit wieder ihren Adel von vordem zurückgewinnt, 
statl Wie seither so häufig mir Ausdruck ein€r mit
leidig bernchclten Dummheit zu sein, einer neuen Mo
ral, die die mühsam erarbeitete Mark höher wertet als 
den erschobcncn Tausender, einer Moral, die in Eigen
tum und Besitz weniger die Ware als die Verkörpe
rung der ~ernönlichen Leistung sieht. 

Die Währungsreform ist, wie übrigens auch der Mar
shalplan,. natürlich .lceineswcgs das Allheilmittel zur 
Gesundung u.nserer Wirtschaft, sondern ein Mittel ne
ben anderen, die nur bei sinnvoller gegenseitiger Ab
stimmung und bei harmonischem Zusamenwirken das 
erstrebte Ziel erreichen lassen. Nur wenn die Wäh
ru.n~reform und mit dieser Währungsreform der Mar
shall-Plan in €iner vcrnünWgen Steuer- und Verwal
tungs.re.form verbunden werden können, nur wenn die 
einer Erholung unserer Wirtschaft entgegenwirkenden 
Kräfte der offenen und versteckten Besatzungslasten. 
jener kostspieligen Aufwendungen, zu denen wir, ohne 
sie ;;i,l;; Iieparationen buchen zu können, beispielsweise
unter dem Motto ,,Dem\'.)kratisierung der Verwaltung 
und Erziehung" gezwungen werden, nur wenn diese 
Ausgaben auf ein natüt'liches und erträgliches Maß 
zurückg~scb.rau.b~ werden, nur wenn die natürliche
Steuerkraft unserer Wirtschaft durch Verzicht auf wei
tere Demol,ltagen und auf eine Ausrichtung der gesam
ten Produktion nacl,' ' anderen als heutigen Gesichts
punkten, Wi(' e~ heute durch das System der Priori-

. 'Hl:ts1:ieffle6e'"g~schieht, i.v1eder aufgehoben werd~n. nur 
wenn der Steuerertrag durch Verzicht auf Entnahmen, 
wie s1e nunmehr auf der landwirtschaftlichen Seite, 
nachdem, wa~ man von der Militär-Regie11mg hört, 
eingestellt werden sollen, auch auf der gewerblichen 
Seite, nur wenn das Ein- und Ausfuhrgeschäft, von 
der Devisenkontrolle abgesehen, durch einwandfrei ar
beitc'!nde deutsche Stellen besorgt wird, nur wenn dies2 
und eine Anzahl anderer Voraus.,;etzungen wie sie, seit
dem ein Landtag besteht, hier als Forderung hundert
fach wiederholt werden mußtE'n, gegeben sind, kann 
den beiden Großaktionen des Marshall-Planes und der 
Währungsreform ein Erfolg vorausgesagt werden. (Zu
rufe; Sehr richtig!) leb will auch in diesem Zusammen
hang mich nicht näher mit dem Officomex beschäfti
gen. Wir hatten noch immer keine Gelegenheit, nähe
ren Einblick in seine Geschäftsführung zu nehmen. Von 
außen her haben wir die Würmer mit Linsen gesehen 
(Heiterkeit), aber nach dem Urteil zu schließen, das 
die amerikanische und engliscl:i.e Zonenpresse über das 
Offl<:omex gefällt hat. i,cheinen die Linsen nicht. das 
einzig Wurmige an diesem Institut zu sein. 

Es kann nicht unterdrückt werden, daß rasche, ener
gische und entscheidende Maßnahmen, wie sie in den 
kommenden Wochen und Monaten von den verant
wortlichen deutschen Stellen zur notdürftigen Auf
rechterhaltung der öffentlichen Funktionen erforder
lich werden können, unter dem derzeitigen System d3r 
deutschen Freiheiten, Freiheiten in Anführungszeichen, 
einfach nicht möglich sind. Wenn die Militärregierungen 
sich n ~cht entscllließen können, im Vorgriff auf die für 
<;iie Zukunft in dem sogenannten Besatzungsstatut hof
fentlich ausreichend, bemessene deutsche Zuständig-
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kcit, wenigstens fül' die zur Sanierung des Haushalts 
unbcdinjl. notwendigen Maßnahmen die ncfüge Bewe
gungsfr<Jiheit einzuräumen, dann wird dieser Teil des 
Währungsgesetzes unvollzogcn bleiben. Er wird un
vollzogen bleiben trotz der formalen Möglichkeit eines 
Iiaushaltsab~ldchs durch Eingriff der Militärregierung. 
Denn solche Bcfohl-e, die ohne genaue Kenntnis der Or
ganisation und der psychologischen Imponderabilien 
mit rauher Hand In das empfindliche Uhrwerk des öf
!enllichcn Mechanismus e!ngrelfcn, werden mehr zer
störend als heilend wirken. Wenn wir im Rahmen 
eines Statuts größere Freiheiten auch für die Finanz
gebarung der Länder erwarten, so nicht al1ei'n, um un
sere Verantwortlichkeit gestärkt, sondern auch, um un, 
von einem Wust von erdrückendem Kleinkram lldreit 
zu sehen, der beinahe mehr noch als an den Geldbeu
tel an die Nerven' gehl. Eine bezeichnende Illustration 
ministerieller Selb:;tändigkcit von heute mögen S ' e zum 
Beispiel der Tatsache entnehmen, daß der Finanz
minister bis vor kurzem gezwungen war, einen fünf
fachen Antrag in dcutsdl und französisch an die Mi
litärregierung zu rlchlen, damit das Konzert eines blin
den Kilnstlers in Katzenelnbogen von der Vergnü
gungssteuer befreit werden durfte. 

Ich könnte mich damit begnügen, au! die wirtsd1.1ft
lich unabsehbaren Folgen des Währungsexpcrirr1cl't~ 
hinzu weisen, die aus einer mangelnden B::ilancierung 
der öffentlichen Haushalte erwadlsen können, eine 
Ge!ahr, dle, wie Ihnen bekannt ist, zu dem gesetzli
chen Verbot eines Haushaltsdefizits gerührt. hnt, Id1 
will nicht darüber diskutieren, · inwieweit sich w!rt
s::h.artlichc und soziale Zwangsläufigkeilen komman
dieren lassen. Im Hinblick auf das gerade zul' Dtbatte 
.stehende Besatzungsstatut möchte ich aber nicht ver
säumen anzumerken, daß clie reservierte Haltung der 
Militärre:,:icrungen in der .Frage der deu'.schcn Freir,ei
ten von einer Ahnungslosigkeit über die v1 irkiiche po
llllsche Situation in Deutschland zeugt, die jeden, der 
noc:h etwas Verantwortung für das Schicksal der De
mokratie in sicli fühlt, einfarh erschrecken muß Wle 
das Schicksal der dcutsdien Demokratie von d-:>r Wirt
$chE.!L her, vom Marshall-Plan und von der Wäh
runi;zreform besiegelt werden kann, so kanr:: auch rlH 
wirhu.:ha!Uichc Er!olg dieser Maßnahmen von der in
r:enpo11Uschen Entwicklung her in Fi:age geslcl1t wer
den. Es isl im höchsten Gr.adc bedauerlich, daß die 
Übct·zcugung jedes wahrh:itt dcmokral.hchen Patrioten, 
um im Sprachgebrauch von 1948 zu redf'n, daß die 
w~ltonschauliche Orlentierung der Dcutsdwr1 späte
s1c·n:; in einem Jahr vollzogen sein wl!"l, aud1 und 
gerade im Hinblick auf die Demokratie, ich sage, es 
ist bc.:dauerltch, daß diese Überzeugung von den He:s~t
zungsmlichtcn noch nicht hinreichend zur Kenntnis ge
nommen werd.r!n w:11, wie es ja auch sonst in der po
litischen Auswirkung sich als verhängnisvoll erwe'scn 
kann, daß mit der . Währungsreform die finanzielle 
Liquidation .des rulnösen Abenteuers, das steh Deutsch
land mit dem Drillen Reich geleistet hat, reichlich 
sptl.t eingesetzt hat. Unterdessen haben nämlich deut
sche Rc1ierungen lht·e T:itigkeil aufgenommen, von 
denen die O!rentlichkeit irl'lümlichcrweise annahm un ::1 
heute noch annimmt, daß sie über nennenswerte Frei-

, hciten verfügen, die deshalb auch fälschlichenvcise 
weit hühcl'O Verantwortlichkeiten zugeschoben erhal
ten, als 1hrem tats'.ichlkhen Einfluß entspricht, was 
zut weiteren Folge haben kann, daß man die geringe 
Konkursquote, die aus dem H ltlcrs1.:hen Bankerott zur 
Verteilung kommen kann, weniger dem Bankerotteur 
selbst als dem Konkursverwalter zuzuschieben geneigt 
J1ein \vird. 

Statt also dem deutschen Volke :;o rasch wie mi)glich 
nach dem Zusammenbruch eine Bilanz aufzumachC'n 
darüber, was "ihm sein glorreicher Führer an _\.ktiven 
und Passiven und im Saldo an Resbubstcinz des Volks
vermögens hinterlassen hat, haben die Alli ierten mit 
einem großen Aufwand von Propaganda in den Nürn
berger Schauprozessen sich bemüht, uns von der S~huij 
unserer Führer und unserer Mitsi.:huld als der der 
Geführten zu überzeugen. Ich verrate keine Gch~lm
nisse, wenn ich sage, Qaß ,das deutsche Volk, weithin 
abgestumpft gegen Propaganda in jed('r Form und 
hinlänglich beschäftigt mit den Sorgen um seine nackte 
Existenz, sk:h sokhet· Art moralischer Bekehrung~ver-

. suche nicht in dem erwarteten Maße genelgt und emp
fänglich gezeigt hat. Ich glaube, es wäre auch für sol
che Zwecke der Erweckung von Reue und Buße rkht'.
ger gewesen, dem deutschen Volke statt seiner mora
lischen Schuld seine Schulden in Rf;'id1smal'k vor:7.u
rechnen. (Zurufe: Sehr richtig!) 

Dle Währungsreform, ebenso wie der Marshall -Plan 
gerne als wirtschaftliche Initialzündung bez,?i•'hnet, 
muß also, politisch gesl:!hen, eher als bedau~rlil:'her 
Spätzünder angesprochen werden. (Heiterkeit.) Und die 
Er!ahrungen, die wir aus der Vernachlässigu!"l'{ des 
politischen Moments aur wlrtschartlich-finanziell<!m 
Gebiete bereits ziehen konnten, sollten uns Veranlas
sung geben, an das für das wirtschartliC'he und politi
scile Geschick der nächsten Zeit gleichermaßen ent,
scileidcnde Problem des Lasten- oder Venn5gensaus
gleichs mit der größten Vorsicht und Sorgfalt heran
zugehen. (Zurufe: Sehr gut!) Was auch in dem Maße 
möglich sein wird, in dem die Besatzungsmächte ihre 
Absid1t, den Lastenausgkich d('uts<'h+'l' Ge~ctzgebung 
zu überlassen, wahrmachen werden . 

Wenn die Steuerreform wie die Geldrefot·m im übri
gen Angelegenheit der Militärregierungen ist, das heißt 
in der Regel Kompromisse, und zwar tcllweis~ wenig 
brauchbare Kompromißlösung bedeutet, so huffen w r 
für d ie Lastenausgleichsgesetzgebung au! um.so grö
ßere Unabhängigkeit der deutschen Instanzen. Wir 
hoffen, daß man uns die Freiheit läßt, und sei es 
nur mil einem Seitenblick auf die russische Zone, die
sem in der modernt'n Ste1,tergesd1idlle bisher einmali
gen Wel'k des Besitzausgleichs eine bewußt soziale Note 
zu geben, wie s.ie unserer Auffa 0sung von Politik un-1 
unseren Ansprüchen an die Demokratie entspricht. 
Denn darüber kann unter Zivilisten und Uniformier
ten keinerlE.'i Zweife l bestehen, der Lastenausgleich 
wird zur entscheidenden Bewährun~sprobe der kom
menden deutschen Demokratie werden. Der Krieg hat 
zu einer noch nie dagewesenen Umschichtung der Ver
mögen geführt. Der Ausgleich hat die sozialpolitische 
Aufgabe, eine noch weitergehende Proletarisierung de1 
Mittelstandes und ein Absinken des Klein- und 
Kleinstbesitzes in das völlige Nichts zu verhindern. 
Auch dem Ärmsten muß norh ein Anfang bleiben, 
aus dem er w:eder aufbauen kann. So gesehen, ist 
der Lastenausgleich nicht etwa eine Aktion gegen. als 
vielmehr eine solche für das Ei~entum, n'imI'ch eine 
Leistung derer, die noch etwas haben, an die, die ein
mal etwas hatten. Die glilcklichc>n noi'.'h Be<;it:i:1>n<ten 
werden daran erinnert werden müssen, daß Eigentum 
verpflichtet und daß der Lastenaus~leich eine einma
lige Gelegenheit bietet, d ie Solidarität in den eigenen 
Reihen zu beweisen. Die Währun~srerorm ist aho 
eines der Probleme, an denen sich der moralische Ge
halt unserer demokratischen Gemeinschaft enthüllen 
wird. 

Diese unvermeidliche Aktion zur gleichmäßigen Ver
teilun~ der Kriegs- und Krie1sfol~esrhäd0n au( alle 
Vermögen wird nicht dadurch leichter und in iht\c!r. 
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Rückwirkung auf eine ausgeblutete Wirtschaft trai;
barer, daß sie selbstverständliche Forderung de!.' Ge
rechtigkeit und Moral ist. 

Diese Gerechtigkeit fordert von dem Lastenaus~lekh 
zweierlei: Einmal. daß im Ergebnis alle Vermögen·s
arten, Sach- wie Geldbesitz, gleichmäßig belastet w~r
den, daß aber die Umlegung der ·Gesamtlast auf die 
einzelnen Vermögen ungleid:J.mäßig, das heißt abgesturt 
nach sozialen Gesichtspunkten, unter Schonung des 
kleinen Besitzes erfolgt. Also Gieichheit und Un~le eh-• 
heit am rechten Orte gewährleisten allein eine soziale 
Geldneuordnung. 

Imo~ern wird der Lastenausg~eich auch die Kor. 
rektur der Währungsreform bringen müssen, di.e als 
ge'.dtechni~che Man.'pulation einsei'.ig den Geldbesitz 
getroffen und sozialen Gesichtspunkten nur in ga11z 
be~chränktem Maße Raum gewährt hat. Die Vermo
gensabgabe muß also Mit.tel sein, die Schönheit~fehler 
c:ner schematischen Geldabwertung auszugleichen 
durch Einbeziehung der Geldvermög~n in die Abgabe, 
durch Anrechnung des Abwertungsverlttstes auE die 
Ab;abe und, soweit der Abwertungsverlust die Ab
gabe übersteigt, durch Entschädigung zum mindesten 
in dem Ausmaße, wie sie sonstigen Kriegsgeschädig
ten wird zuteil werden können. 

Das mehr ins Individuelle gehende Verfahren des 
Verm:lgensausgleichs wird vielleicht auch eine Vor~.lgs
behandlung des Vorkriegsbesitzes und des somtwie 
ehrlichen G.,}des ermöglichen. Wie es auch ~rwünscht 
wäre, wenn in dieser Aktion eine Art Generalbereini
gung sämtlicher bis heute ungelöster Fragen der Flie
gergeschädigten, der Flüchtlinge, der Opfer des Fa
~chismus, der Demontagebetroffenen, der Währungs
opfer und all der sonstigen Einzelproblame der inne
ren Verschuldung erfolgen würde. die heute· no~h uls 

· der H:füe nach unbezifferte Hypothek aut der öHcnt
lichen f'inanzwirtschaft lasten. Alle diese Passivposten 
in den Länderbilanzen dürfen nicht länger als unbe
kannte Größen mitgeschleppt werden. 

Es liegt auf der Hand, daß dieser Versuch eines 
Vermögensausgleichs in der Form einer Generalab
rechmmg jedes Einzelnen mit dem Lande über Schul
den und Forderungen eine Fülle von technischen 
Schwierigkeiten aufwerfen wird und daß ein hundert
prozentiger Ausgleich an der Notwendigkeit, der W~rt
schaft das zur volkswirtschaftlich erwünschten Lei ;iun~ 
notwendige Existenzminimum zu belassen, viellekht 
sclwitern wird. (Zurufe: Hört, hört!) Es dad nämlich 
nicht übersehen werden, daß die Belastung mit einer 
fünfzig- oder mehrprozentigen Vermögensabgabe in 
einem Augenblick erfolgt, wo die Wirtschaft, aller flüs
sigen Mittel entblößt, ihren Start mit teuren Krediten 
m•hmen muß; wo eine mehr nach den Grundsätzen des 
Freihandels orientierte Wirtschaft ihren Aufstieg unter 
den schärfsten Bedlngungen einer Weltkonkurr,mz wird 
nehmen müssen, so daß es noch völlig offen ist, inwie
weit sie zur Erw-irtschaftung einer Rente für die Aus
gleichshypothek in der Lage sein wird. (Zurufe: Sd!r 
richtig!) 

Aus diesem möglichen Unvermögen zu einer totalen 
Entschädigung wird sich die Notwendigkeit ergeben, 
eine gewisse Rangordnung, um das ominöse Wort Prio
l'ität zu vermeiden, in den Forderungen an das Land 
einzuführen, innerhalb derer es hoffentlich möglich 
sein wird, gewisse Gläubigergruppen, wie beispiels
weise die Flüchtlinge, die Opfer des Faschismu$ oder 
die Kleinsparer, aus politischen wie sozialen Erwägun
gen bevorzugt zu behandeln. 

Die aus der Geldreform resultierende Finanzgesetz
gebung wird dem Staatsbürger eindringlich zur Kennt-

. nis . bringen, wie sehr sein Individualschicksal mit dem 
des Staates' verbunden ist; daß bei der ltnV'ermeidli
chen M'ger.iseitrgen Abhängigkeit des privaten und des 

. öffentlichen Haushalts der Staat r,icht. brmkerott wer
den kann, ohne daß damit auch eine allgemeine pri
vate Verarmung verbunden ist; daß keine Währungs
reform Erfolg verspricht ohne Finanzreform und ke ne 
Finanzreform ohne Lasten,n1sglelch; daß es keine Ge
sundung der öffentlichen Finanzen geben kann ohne 
Sanierung der Wil'tschaft und keine Sanierung des 
privaten ohne Sanierung des öffentlichen Haushalts. 
Wenn der Laslenausgleich also über eine fühlbare Vex
m3gensabgabe wenigstens eine Teilbefriedigung der 
GUiubi~er det' öffentlichen Hand zum Ziele hat, dann 
ist es nicht nur moralische Pflicht, dem Staate zu ge-

1 · b(:ri, ·was ·d~s· Staates ist, sondern es ist gleichzeitig un:i 

1 
nicht weniger eine Forderung des ·wohlverstan1enen 
pr:vategoist!schen Interesses an wohlgeordneten öffenL · I liehen Finanzen. 

U:nd damit, meine Damen und Herren, komme ich 
zu der Situ.ation, vor die sid:J. der öffentliche Haushalt 
am Tage nach der Wähningsreform gestellt sieht. Es 
ist .Ihnen bekannt, daß das Währungsgesetz den Aus
gleich der· öffentlichen Haushalte zur P!Iicht macht und 
damit eine Maßnahme, die umso vordringlicher, aber 
auch umso schwieriger, vielleicht aber überhaupt nicht 

· zu bewältigen ist in einem Lande wie dem unseren, 
das im G€gensatz zu denen der Nachbarzonen von An
beginn an notleidend wRr und selbst in den Zeiten 
gl'ößter. GeldflJ;isslgkeit mit Unterschüssen a°rbeitete. 

.. Ich ' lege also . Wert darauf, bereits einleitend klan:u
stellen, daß die Finanzlage unseres Landes so schlecht 
wie die kaum .irgendeines anderen in Deu~s(~J'arad ist. 
Was aber schlimmer ist und was den Eru:;t der Si
tuation bis zur Unerträglichkeit und beinahe i}!s zu1· 
Au::iwegslo.sigkeit verschiu·!t, das ist der Umstand, daß 
unsere Wirtschaft zwar unter der gleich~n $d1ock-. 
wirkung wie die der Bizone steht, daß ihl· aber die 
sachlichen V-0raussetzungen wie auch die psychologi
schen Impulse zumeist fehlen, wie sie außerhalb un
serer Grenzen allenthalben sich zu hoffnung~vollen An
fängen gestru.tcn. Der Staatshaushalt kann aber nur das 
Spi~ge1bild „ der Ertragsrechnung der Volirnv:irts :hutt 

. und µnser OI>Umismus oder Pessimismus schließlich 
nur der Niederschlag des Maßes von Vertrauen sein, 
daß ole'. Wirtschaft in ihre eigene Zukunft hat. 

Dc,r bei aller Skepsis notwendige Vei·such einer 
Haushalt.sabgle·:chung wird .dch um so schwierigel· ge~ 
stalten, we11 er auf der Einnahmen- wie Ausgabenset~ 
mit neuen unbekanaten Größen rechnen muß, als der 
unausb:e:b!ichen Folge einer durch Marshall-Plan und 
·.W5hr\.1ngsreform angebahnten. aber in ihrer Entwick
lungskurva noch unübcr8ehbaren WiedGrgestaltung und 
Neugestaltung der deutschen Wirtsch,tft. Und all dies 
mit der für unsere Zone charakteristischen und tradi
tionellen Variante, daß wir die Schritte und Fort
schritte der anderem nur zum Teil und· diesen Teil 
zu spät mitzumachen pflegen. 

'ijjis' bleibf'ä'Isö' 'oc!en, wann und wieweit die mit der 
Wiederbelebung der Wirtschaft wachsende Steuerkraft 
zusammen mit neuen Steuern die Verluste ausgle'chen 
wird, die sich aus dem Steuersenkungsprogramm 
red:J.nungsmäßig ergeben. Es ist zunächst äußerst un
wahrscheinlich, daß die vorgesehene Ersatzbt>steuerung 
der 1Ebensnotwend:gen Gifte deEi Nikotins und Coffeins 
den ersten Steuerausfall bei der E inkommen~ und Kör
perschaftsteuer ausgleichen werden. Sie werden dies 
ganz sicher bei uns solange nicht tun, als der dazu 
erforderliche Kaffee und Tabak überhaupt nicht da 
i$t. AQ.~ ;:i.uch imäter dürfte sich die Spekulation auf 
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-nennenswerte Erlräge von Luxussteuern wie bei Ka[fe; 
wohl als trü::crlsch erweisen, da hinreichend breite 
zahlun~skrärtige KäuCel'sc:hichten nicht vorhanden sein 
werden, die bereit sind, s0Ich teuren Las.tcrn un1er dem 
Mantel de„ Steuerpatr:ot!.smus zu frönen. Der Aus
weg aber, den uns das Währungsgesetz läßt, einen 
Au!-'gle!ch durch Steuerzu-;,:hläg,~ über das deutsdie 
Normalmaß hcrbdzuführi,n, ~l,;,) unsere schwä!::1erc 
\V'Jrtschart mli höheren Steuern zu bele~cn, als sie die 
ohnc,bin bcsscr .!Ior~crende WirtJcha(t der Bizone auf
Z.Llbrlngen hat, kommt wohl ~u,; den vc>rscnie<lc>nstc,n 
G1·t\nden nlcht in Frage. Etne sokhe Politik de~ Holz
hammers, nebenbei ges.:!h':!n eine Art Prämienz.u~cl1I:.tg 
für überspitzten F'öderallsmu~, würd~ unserer Wirt
sch,,rt end;ültig das Grah bereiter>, und es wäre nur 
e~n ~chwacher Trost, d:1ß tnan in el1wr Art Sarumel
fr.;'&l:: dle Aschenreste d':)t' Dcmnkr:-\tie unJ · des Föcie
r1i~·mus gleich mit beiselz~,1 k3nnte tRt>if;.ill des H„u
ses1) 

D1t• Landesrcglcrung k.:i'ln Ihnen dahc1\ wie wir be
rPHs bci der Beratung des Einkommenste 1.1e1·.ie5elzes 
zum Ausdruck gebracht h,.,h~n. nirht empfehlen, den 
Au!lweg einer Sonderl.>'.Jb::;tun'.! der einheimischen "qirl
sd1art zu bestreiten, wle ,;le tibei·h,wpL ablebnt, Maß
nahme zu erwägen, die 1cm Grnr1dsatz der Wirl~(·!1.'J.Cls
unri Sozialeinheit Deub;h1:mds zuwid<~rlauren. 

E;z wel.st sirn mlthin die ;Einnahmf.~E't~c des Hau,halt3 
!m Augenblick. allen denkbiren Au[be,seruns:sversu
chen wenig zugänglich, so bleibt nur die Möglichkeit 
einer wenigstens teilweisen Haushaltsbereinigung von 
der Ausga!Jcru;elle her. Und ii;i der Tat wird ?s not-

. wendig sein, den öffentlichen Aufwand von allen ver
zichtbaren Ausgaben, von allen, dle nur nOtzlich, nur 
wünschenswert, aber nicht lebensnotwendig sind . zu 
-entlasten; ihn freizumachen von dem herkömrnl:ch Mit.
geschleppten, von dem vom' Staate Erwarteten und 
ihm Zu"'cmutelen, von dem, was heute · ist, we] es ge
stern so0 war. Aus der Not muß der Mut zu neuen Ent
Echlüs.Ecn crwachöcn, und dies um so mehr, a!s es nicht 
etwa gilt, sich durch elne vorübergehende finanzielle 
Flaute hindurch zu man3verieren, sondern sich für 
lanie Zelt auf ein ""'.escntlich bescheideneres Maß öf
!entlic.her Wirksamkeit einzustellen. 

Es ist nun aber auch nicht ganz so, w!e man aus 
einer sehr billigen ,?:eitungskritikastercl, wie sie uns 
auch heule wieder aus ganz im Stile der ehemaligen 
SS-Presse gehaltenen· Druckerzeugnissen entg1cgen1rrtt, 
schließen möchte, daß n:imlich dle öffentlichen Ver
waltungen seither mit n!chls anderem beschäftigt ge
wesen seien, als den Staatsbürger mit öffentrchen La
sten zu erdrücken, indEm sie das Ge~d mit beiden Hän
den zum Fenster hinauswerren. kh wlll mich nicht da·
au! berufen, d'.\ß es In erster Linie ja wohl Sache der 
haushaltsgenchmigcnd!!n Landtage gewesen wäre, solch 
b3sartlgen Unfug abwstcllen. Im Lande R'leiniand
P!alz jedenfalls konnten solche unzeitgemäßen Um
gangsformen auch mit der billigen Reichsmark sclion 
de\lhalb kaum einreißen, well wir uns, wie bereits er
wähnt, seit Beginn deutscher Verantwortun~ od~r Mit
verantwortung unter ·dem wohltätigen Druck eines 
wachsenden Defizits befanden, das unsere finanzielle 
Bcwc~ungs.fr1Hheit auch nach der negativen Seite be
trächtlich einschränkte. Nach dieser kurzen Ab,chwc:
!ung, meine Damen und Herren, zu den sogenannten 
Organen der öffentlichen Meinung, die dle Arbeit ver
-ant wortl!cher Reglcrun:;:cn außerordentlich erschweren . 
können, wenn sie den · Schlüssel zur Demokratie im 
.Knmpf ge~cn den Staat und in der Hetze gegen die 
den Staat tra'lcnden P.:1rteien sehen, darf ich zurück.
kommen zu dem Haushalt und dem ihm zugrund<1-
liegenden Wirtschafüprinzip, das nun einmal von Na-

''1 ...... .. i 

tur dem Privaten entgegengesetzt ist dadurch, daß we
niger die E'.nnahmen die Au gaben bestimme,n, als der 
unbl'dingt erforderliche öf!entliche Aufwand das l\'i:lß 
de1· öffentllchen Lasten diktiert. 

Als Verursacher und Träger eines unökonomischen 
ebrnso lästigen wie kostspieligen Verwaltung~syst~ms, 
steht-im Mittelpunkt der öffentlichen Kritik auch :t•~Ut! 
wieder dle sogenannte Staatsbürokratie. Der einzelne 
Minister, der ja in diesem Apparat auch nur eine yo~
übel'.gehende Gastrolle zu geben verurteilt Ist, ~teht 
dieser Erscheinung mit dem gleichen Argwohn g~gen
über wie ·der minderbelastete Staatsbürget·, und er :st 
jederzeit bereit, aus dem Schatze seiner Erlebnisse vie
les von dem zu unterschreiben, was zum Ärgernis dE's 
Stt:!uerzahlers nach außen dringt. Der eine od)r i'lden 
behält sich vielleicht noch vor, das, was er hC'ute allein 
noch weiß, in seinen Memoiren zum Ausdruck zu bi-1.n
gen. 

'Indem wir uns also im Namen der Staatsbürokrafü1 
als schuldig bekennen, möchten wir uns das Recht her 
ausnehmen, Sie vor einer anderen, nicht mindPr ge
fährlichen Konkurrenz zu warnen, n:imlich der Wirt
schaftsbürokratie. Der deutsche Drang zur Org mi~;a
tion, zur Überorganisation, das heißt zur Bürokr'ltie 
um jeden Preis und in jeder Form, bcsdtt'dnkt „ich ja 
beileibe nicht au[ den Staat. Es ist deshalb auch gär 
n:cht merkwürd'g, daß d:e in den neuen Verfa,sungen 
neu auflackierte Freiheit des Menschen un:i Bürgers, 
sofern er einer Berufsklasse an1ehört, sich auch wie
der nur wohlfühlt, wenn sie unter das Reglement einer 
Organisation gestellt wird; möglich$! nicht eines e!n
fa.chen Vereins, sondern eines qualifizierten, mit Pr:i
sidenten ViZ€präsidenten, Bürokratien, Rundschre bcn, 
Diszipl~arst raten, Beiträgen, Auf wandsen tsdüid igun
gen und Tage~eldern, das heißt allen Requisiten einer 
ins Wirtschaftliche projizierten Staalsbürokrafo,, nur 
mit dem Unterschied, daß sie als schlechte Imitation 
teurer zu sein pflegt, Da ist zum Deispiel das selt dem 
Nazismus grassierende Institut der sogen1nnten Kam
mern, das von der Hebammenkammcr bis zu ,hrem 
geiftigen Gegenstück, der Pressekammer (starker Bel
fall des Hauses) und schließlich zur Kammer der freie, 
Künste rekh! - man liest in der Presse, daß uu':'h die~e 
Kammer 1n Nordrhein-Westfalen wieder im Entsteh~n 
ist - ein System, das gerade im Falle der freien Ki.mste 
beweist, was wir von diesen alten und neuen Frc:hcl
ten zu halten haben. 

Diese gemeinhin als Selbstverw,iltun~ bczcic:hn<?te 
Eigenbürokratie der Wirtscha[t, der Kammern und 
Vcrb:inde ist weder besser noch billig<'r als üie de,i 
Stai;ites und auch nicht weniger expansiomlustig und 
fru.chtb1r in der Verzehrung. Dem gelenkten Sttl!!.l:$
bürger aber kann es völlig gleich<;ültig sein, ob ~r die 
Unkosten überflüsiger Reglementierung in Form von 
Stcut-rn oder Kammerb-:?iträgen bezahlt. Abwhlicß<'nd 
möchte ich aber zu bedenken !?:eben, an~esicht~ des 
NE·beneinander van Staatsverwaltung und Wirts<:11·1.fts
verwaltung, daß zwei Bürokratien, wenn sie sonst 
nici~ts zu tun haben, immer noch von dem K .1mpf 
g€.';t.neinander leben kün·1~·n. 

Die Ausschaltung des unrationi:-llen Neben- und Gi!
geneinander innerhalb de3 öffentlichen Apparates ist 
schließlich auch d3S Kernproblem dessen, was mun v:>".l 
uns als Verwaltun~sreform fordert und was wir auch 
gerne täten, wenn wir könnt„n. E!> gibt da sehr vcr
nünfti~e Dinie, wie zum Beispiel die Re'orm der 
Landkreise, der Gerichbbeiirke und übcrh;1Uut d~r 
Bezirke der unter~n Verwaltun'5'.sstellen, die steh n'cht 
durchsetzen ge~n die Hartn'ick.igkc,lt des Best('hen
den, es sei denn unter dem Druck der äußersten Not. 
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Wer'mit mir der Meinung ist, daß dieser Druck nun
mehr in ausreidlendem Maße gegeben sein müßte, 
der wird auch mit mir der Auffassung sein, daß er 
unter allen Umständen genutzt werden muß. Jetzt 
reformieren heißt, sich den Dank späterer Generatio
nen verdienen, die sich den Luxus unrationeller Ver
waltung vielleicht sogar wieder leisten könnten. 

Trotzdem das Dokument Nr. H der Oberbefohli::
haber die Frage der Länderreform zur Disku,sion ge
stellt hat, die über seine schließliche Liquidat:on das 
Problem für unser Land als solches bereinigen würde, 
sind doch daneben und unabhängig von diesem be
ginnenden Auflösungsprozeß in der Mittel- und Un
terinstanz Maßnahmen denkbar, die zur verwaltungs
und haushaltmäßigen Entlastung geeignet sind. 

Wenn aber in der Presse beispielsweise kürzlidl wie
der darauf verwiesen wurde, daß die Vereinigung der 
beiden früheren Provinziah'egierun 1en in einem Land 
den normal zu erwartenden Spareffekt habe vermiss:m 
lassen, so möchte ich in Ergänzung dieser wie üblich 
und bezeichnend lückenhaften Sachdarstellung bemer
ken, daß wir das nicht weniger bedauern als der Ar
tikelschreiber selbst. Der Grund dafür, der auch für 
die Zeitung kein Geheimnis war, liegt gan'1: einfadl 
darin , daß diö· Militärregierung, die dieses Land t;>efoh
len hat, eine solche Konsequenzziehung ln dem durch
aus möglichen Umfang nicht wünschte. Sie hat viel
mehr, indem sie den Vereinheitlichungsmaßnahmen 
ihre Zustimmung versagte, Wert darauf gelegt, e'ne 
Sonderstellung der Pfalz in den verschiedensten Be
ziehungen aufrechtzuerhalten. Solange solche unöko
nomischen Tendenzen auf der Ge!enseite bestanden 
und weiter bestehen, müssen natürlich wirtschaftliche 
Rationalisierungsmaßnahmen unseren Bemühu.1~en 
versagt bleiben. Das ist umso bedauerlicher, weil das 
übermäßige Spesenkonto eines übersteigerten Födera
lismus um jeden Preis abgebaut werden muß, wenn 
der gesunde Kern der föderalistischen Idee überhaupt 
gerettet werden soll. 

Abbau der Staatsausgaben heißt in erster Linie Ab
bau der Aufgaben in zweiter Reform der Arbeitsme
thode. Das Finanzministerium hat es daher begrüßt, 
daß eine Änderung des Bewirtschaftungssystems teils 
bereis verfügt, teils noch vorgesehen ist, soweit eine 
Bewirtschaftung überhaupt noch aufrechterhalten wer
den muß. Die Änderung der Technik durch Übergang· 
zur Regelleistung anstelle der Ausnahmeleistung, das 
heißt vom Bezugsschein zum Punktsystem, bedeutet 
die Ausschaltung des freien Ermessens bei all diesen 
korruptionsanfälligen Stellen. deren moralischer Kre
dit vielfach weniger dadurch gelitten hat, daß 'sie tat
sächlich so korrupt sind, als dadurch, daß sie jeder
mann dafür hält; wobei aber dieser Jedermann sei
nerseits auch wieder geneigt ist, solche Erscheinungen 
als im Ein.ldang mit der Zeitmoral stehend einfach 
hinzunehmen. (Zurufe; Seh1· richtig!) 

Was schließlich den Aufgabenabbau anlangt, so ist 
die Prüfung im Gange, wieweit mit einem evtl. Rück
zug des Staates aus dem Bereiche der Wirtschaft die 
,.,virtschaftlichen Randg~biete der Verwaltung, die Wirt
sdlafts- und Ernährungsämter, zum Abbau reif wer
den. Logischerwe-ise wird die Organisation des Man
gels erst mit dem Mangel selbst verschwinden können. 
Daß wir auf der Ernährungseite trotz weitgehender 
Mohrrüben- und Salatfreiheit diesen Stand nodl nicht 
erreicht haben, steht außer Zweifel. Ob und inw:eweit 
die bessere Ernte mit dem durch vollwertiges Geld er
höhten Ablieferungsreiz eine Minderung des Kontroll
und Erfassungsapparates rechtfertigt oder ob sie nur 
dem Schwarzen Markt neue Arbeitsgebiete erschließt, 
das zu entscheiden muß idl dem Herrn Ernährungs-

minister überlassen, w:e dem Herrn W:rlschaftsmini
ster die Beantwortung der Frage, wekhe größeren 
Möglichkefü:n sich viel!eicht auf dem Gebiete der ge
werblichm Wirtschaft ergeben. 

Wenn die Forderung weiter Kreise der Bevölkerung 
heute im Zusammenhang mit dem verlangten Abbau 
des Staatsapparates in dem Ruf nach den Freiheiten 
elner sogenannten Marktwirtschaft gipfelt, das heißt 
einer lenkungsfreien , sich se'.bst nach den ihr natur
gemäßen Gesetzen regulierenden Wirtschaft, so scheint 
nach mehr als zehnjähriger Zwangswirtschaft ein sol
cher Schritt natürlich, wenn auch n:cht ganz unbeden'-i::
lich . Denn diese Wirtsdlaft bei uns ist ja längst nicht 
mehr gewohnt, i.n wirk:icher Freiheit zu arbeiten oder 
auch· nur tzü denken. Wenn sie heute Freiheit fü1: sich 
rek'am:crt, so geöchieht dies mit dem Vorb2halt, wel~ 
terhin bei jedem k!einen Betr:ebrnnfall nach d2m Staate 
zu rufen und ihm die RiEiken ein~r Freiheit aufzubür
den, deren Vorzüge ~ie selb3t einzuh2imsen bereit ist. 
(Beifall.) Es sdleint al~o !n. der Praxis dodl mehr so, 
daß das ,virk1~che Fre:h :itsideal der Wirtschaft vielfäch 
die F1·eiheit ohne Risiko und, we>nn möglich, mit Pen
sio~berechtigung darstellt. 

Es dürfte doch wohl eine mißverstandene Freiheit 
sein, wenn die Wirtschaft uns als das geheiligte Re
gulativ der Marktwirtsdlaft das Prinzip der freien 
Konkurrenz proklamiert, im gleichen Atemzus: aber 
vom Staate verlangt, daß er ihr über Konzessions
und Zulassungsz·wa.ng die Konkurrenz vom Leibe hält; 
oder g3.r1 wenn s:e für s:ch selbst das Redlt beansprucht, 
gegen den Grundsatz der Gewerbefreiheit die Wirt
schaft über mittelalterliche Zunftmeth0den selbst 7U 

bev..1rtschaf'hm. 

Ich bln belleibe kein Gegner der Marktfreiheit., r.ber 
wenn sdlon Freiheit, dann keine Freiheit auf Sta'.lts
krücken mit behördlidler Rückversicherung und Aus
fallbür'gschart, dann keine Einschränkung der Ge,ver
bcfreiheit mehr, keine · Konkursabwendung, sond~rn 
Wirtschaft mit Risiko, darin besteht nämlich Sinn und 
Wesen dieser Freiheit, dann freie Wirtschaft mit allen 
Konsequenzen einer unbeschränkten Konkun-enz und · 
der vollen Freiheit zum ungehinderten und schommg<c
losen Konkurs . 

. . Wäri "über""&~~ Bereich der öffentlichen Wirtschaft 
hinaus den Behördenabbau anlangt, so k'=mn ich mich 
zu diesem Punkte auf meine Atisführungen gelegent
lich der Haushaltsberatung beziehen. Ich möchb nur.:h 
hier ausdrücklich vor Illusionen warnen. Ich n1öchte. 
ins Gedächtnis rufen, daß der Raum für Einspanm
gen in ·der eigentlichen Verwaltung verhältnismäßig 
besclii:;iiänkt ist, da große Personalkörper, wie die der 
Schule und .Justiz, heute noch notorisch unterbeset:r.l 
sind, wahrend andere, wie zum Beispiel dic: Grenz
polizei an der Zonengrenze, deren Kosten unsere na
fürlichen Sympathien für diese Einrichtung keineswegs 
zu erhöhen verm:igen, nach unserer. Meimmi; aller
dings längst zum Verschwinden fällig sind. Da,; gleiche 
gilt neben der Wasserstraßenverwaltung für eine ge
wisse Akademie, dle bei anhaltender übt!rflü,sigkeit 
um: inzwischen umso teurer gewol'den ist, a,s die nicht 
mora1Ld1, aber finanziell mitbelasteten Länd.er Süd
baden und Südwürttemberg sich neuerdings .::1it Zu
stimmung ihrer Militärregierungen aus der Ko.,,tenbe
t r,iligung zurückgezogen haben. (Zuru(e: Hört, hört!) In 
all diesen und ähnlichen zum Zwecke der Dem:>krati
SiC'rung der Verwaltung, der Scl1u1P. oder anc!erer Be
ri>iche oder auch ohne diesen Zweck d>.1.rch Befehle, 
'Auflagen oder Emp:feh!ungen der Militärregierung ver
anlaßten Fällen erhoffen wir von dem diktatorischen 
Eingreifen der Finanzstellen der Militärregierung eine 
wirkungsvolle Unterstützung unserer Spi;rpläne auch 



34. Sitzung, 16. Juli l948 851 

außerhalb des bescheidenen Raumiä!s, ot,,r <lem wir 
selbsi vielleicht Herren unserer Ents..:h~1dungen c;ein 
werden. 

Wlc wir überhaupt uns von allen solchen B-miühun
gen nur dann Erfolg versprechen !..:önnen, ,>,rcn, die 
Milltärreg:erung s.kh zunächst e:nmal in allen Fällen, 
wo es sich darum handelt, für deutsche oder angeb
lich de:,utsche Zwecke weniger Geld als bisher auszu
gtbcn, für absolut. desinteressiNt erklärt. 

Elne Art qualltalivcn Personalabbaues wäre durch 
ein() am besten in Verbindung mit dem bevorstehen
den Nachtragsetat für 1948 er!olt~ende O:b~11,rfüu11g de3 
Stl'llcnplans zu erzielen dahin, ob nicht einzelne Stel'e·1 
rang- und besoldungsmäßig überbewert~t sind oder 
ob in dem gegenseit'gen Verhältnis zwischen mittleren 
unc! h<.ihcren Beamten bzw. Eingangs- und A.ufrük
kungsstellen Verschiebungen notwendig oder wenig
sh:ns tragl.mr wären. 

!m übrigen hat die Landesreglerun1 auf dem Ge
bidc des Beamtenrechts bt.:reits eine Reihe von Maß
nahm~n angeordnet, die, wie die Einsfol!ungs-, wie der 
Beselzt•ngs- und der Bcförderun1sspcrre merklnl'cn 
rinanz.!cllen Erfolg erst auf weite Sicht erzielen kön
nen. Die !'rilfung möglicher Entlassur"~"n hat dnge
Et!tz.t. Gleichsam als Vorblld sind 2173 l\Ielkprüfer ge
kündigt worden in der Annahme, daß 1i<! Aus~kht au' 
höhere Milchpreise In ~esserer Währun!~ au<\relche·1d 
siml, dk KUhe zu höh~.·er Leistung in dn Ahlie'e··ung 
anzu,;r:omen. (IIelterkclt) Sow<'it dle Vcrrnlnd~r·m~ de3 
Bcam'imkörp; rs In Frage kommt, soll zunächst die Pen
s1cnicn•ni der an der Altersgren1.c ,~t.-,hende,1 B:iamten 
v~:.'weg gPnommen werden. Beamt.enef':lassungen wer
dt'>n nach dem Grundsatz der LeistunE;l:1föhi):(kcit und 
danach ln {!rster Linie bei den Be:imten erfolgen, d\e 
ncr.h nicht lebenslänglich an'!t>stellt sit1d <Jd ~r no,h 
nkht fünf Jahre Im neamtenverhältcI,; steh(m. Eine 
allcrd!n~s von der norrm11cn abweidH'n(le Vcrsl)rgune 
l'r1 diesen Fällen ist vorgesehen. 

Auch diese Abbaum,1ßnahmen w!~ tib.Jt'hnupt alle 
Rcformbc~lt'ebungen, ic:h habe Anl<,ß dar:m( hinz'..lwel
S';!n, werden nur d1nn t>rfol1versprechend sein, wenn 
·den dcuti.chen Stellen dabei absolut fr<>i~ Ihnd g<>las
scn wird: wenn zum Bci,p!el amgesch'ossen ist, wie 
es se,Hhcr geschehen konnte. daß in mehr(ac!v~,- Bt z!l'
.hun1• minderwertige Staatsdiener skh m!t Erfol~ hin
ter der Militä1-reglcrung versteckten und sehllcßl"ch nu~ 
nru;tändlge Deutsdlc auC der Stredcc J.,foihen. (Beifall) 

Im übrigen hat das Währunr:sgesctz Nr. 3 den Län
dcrrc9,!erun~en zum Zwecke der Hn'..l-;hi>.lf~qh~'eichw11 

• el.nc besondere, eine sehr bezeichnende V1Jllmacht er
teilt, nämlich eine Vollmacht zur Kürzung der B€sol
dung. 

E:i war zu allen Zeiten ein ebenso popuHh-1:s wre be
qu<>mcs, wenn auch, w[e d:i.s Beispiel dr.r B.-üninP.~,·h "1 
Reform zeigte, polnisch n'cht ungefähr:ich~s. Mittel, 
Schwankungen ·in der öffentlichen Finanzlage tibcr 
eine Kilrzun~ der · Bc'.lmten~eh:,i1ter auszub::ilanderen. 
Das e1s:i:enartlge so-:tenannte „TreuE>vE'rhältnis", das zwi
S<'hen dem Beamten und seiner Bc-h'kde be;;teht, d ·~ ·e3 
mh d'sz'p~!nären K'ammern gehaltene Gewaltverhält
nis, versa~t dem Beamten in Deutsthhnd die Anwen
dung der !\ußcrsten wirtsdt'l.miehi:-n K'.lmpfmittel mit
tels deren eine Gewerkschaft ihre w!rtschaftlic-hen For
derun~en durchzusetzen pflegt. Umso mehr wird eine 
verantwortliche R-~glerun~ es sich überle1cn ma~~en, 
ehe sie ihre Üb~rlegenhclt ge1enUber d':m schu1z!oscn 
Beamkntum zur Durchrünrun~ unmoralischer und un
sozialer Maßnahmen mißbraucht. 

E.; war seit je auch eine Eigenheit der öffentlichen 
Besoldungspolitik, daß ihr Im Gegensatz zu der au! 
das Hoch und _Tief der Konjunktur sdmeller reagle
renden Privatwirtschaft eine größere Stabilität inne
wohnte, die sie Einkommensbewegungen nam unten 
meist zögernd, solche nach oben aber vielfach über
haupt nicht mitmachen ließ. Beweis dafür ist, daß 
sogar in der Blüte der Hitlerschcn Aufrü:stun~~1vi~t
schaft es nicht gelang, die Brüningschen Kür1.ungen 
völlig rücki;:ängig zu machen, so daß sie heute noch in 
Höhe von 6 v. H. weiterbestehen. · 

Daß der gegenwärtige Augenblick, wo wir im Zu~e 
der erstrebten Lockerung des Preisstops über den Ab
bau der Subventionen schon von der Kohle und dem 
Eisen her mit einer Erhühun~ des pr.-, ;;;,)iv~~ u. re ::':rn".!n 
müssen, sobald einmal die ersten deflatorischen Aus
wirlmn1en der Geldverknappunit üb<.·t'wunden sind daß 
in einem solchen Augenblick keinerlei saehliche Be
gründun~ für eil).e Besoldungskürzung gegeben ist, be
darf keiner weiteren Ausführuni;. Es bedarf ihrer um
so weniger, als die Situation durch die Anerkennung 
der Notwendigkeit, einer nicllt unwesentlichen Erhö
hung der Löhne, wie sie heute mit 15 v. H. zur Dis
kussion steht, hinreichend gekennzeichnet ist. 

Es wird auch zu geflissentlich übersehen, d<iß die 
Einkommen der unteren Beamten sich kaum üb<:!r die 
der qu'llifizierten Arbeiter erhcb~n, die der mittleren 
sich mit den vcrgleichb,ren der Wirtschaft d0ck 0 n un1 
<lle Spitzenbezü""(e der Beamtenschaft so erhl,bl1ch h·n
ter den Normalbezü'!cn der leitenden Angestelll••n ~er 
Privatwirtschaft und d~n freien Berufen zurückbleibl'n, 
daß wohl jederzeit der Anreiz zum übertritt in die 
Wirtschaft besteht, es abc:,r so gut wie ausgeschl9ssen 
ist, im Rahmen eines behördlichen Besoldungspl;mes 
die Anprüche eines qualifiziertt>n Bcw'!rh ~ .. s 7.u hc
friedi'(en, der aus der Privatwirtschaft übernommen 
werden soll. 

Wenn die Landesr~gierung daher zu dem Schlusse 
g€kommcn ist, im Au1;cnb!kk Besoldungskürzun~r. 
nicht in Erwä~n!t zu ziehen. sv muß sie ;,,ller<lm~s 
von den l3camlen Verständnis dafür er.vc1rten. daß d"c 
seither gehe~le Absicht der Rt·~ientn•i, die BC'am1en
gchältet· zu erhöhen, mit Rüc:..<::.i<:~1t auf die unab ;d1-
barE' Finanzlage der öffentlich,:,n H:md und vor nllem 
auf die sozialen Verpflichtungc ,1 d•~s L3n<lt><; zunächd 
11ici1t weiter verfolgt wird, od~r auf d:<? B~:-1.mtenkalc
i;(orien beschränkt bleibt , deren Ein'kommcn t1uf der 
Höhl' des A~beiterlohnes liegt. 

Von der eigentlichen Besoldung .1bJcs•.?hcn, erwägt 
die Landesregierun~ allcrdb,!3, gewi;;s~ Wehenaufwc1.
dL:ngen wie z. B. Reisekosten und Trcnnu,1g:!entscilä
digungen, die haushaltsmüßig imme-rhin nl(.'ht l> ,~d~u
tungs!os sind, a_.uf die Möglichkf'it von Eimparunzcn 
z.u üb,•rprüfon. Einer gründlichen Unt~r:;.uchun1 mit 
dem Ziele einer nicht nur vorübergeh-:mdeu n~vi~lon . 
bedarf darüb:! r hinaus das in Deutschland seit ~an~em 
gellenden System der Alterspensionen als sokhes Nir:ht 
etwa nur, weil als Krie<Zsfol1e die Pensionsetats auß'r
ordcntlich angeschwollen sind, sondern w~il wahr
scheinlim dc1s System übcrh:rnpt falsch ist. E:i scheint 
unlogisch, wirtscha(ts-, sozial- und bevölkcrungspoll
tisch unsinnig, einem 70Jährigen Pcnsion'ir, dessen 
Nachkommenschaft versorgt ist, eine Pension zu zah
len, die !6hcr ist, als sein aktives Gehalt es 25 Jahre 
vorher war, wo er no-:-h mit den h 'ihcren Kosten der 
Familiengründung und einer notwendi!'.l aufwendige
ren Lcbcnsruhrun~ belastet Wal', Hier bleibt zu erw:i
gen, ob nicht Gehalt und Pension in ein vcrnünftigere3 
Verhältnis zu bringen sind. 
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Im übrigen jst die Landesregierung der Auffassung, 
dllß die öffentliche Hand als Arbeitgeber hinsichtlich 
ihrer Beamten sowohl wie der Angestellten und Ar
beiter des öffentlichen Dienstes sich keinerlei länder
mäßige Sonderlösungen leisten sollte, daß es sich hier 
vielmehr um wirtschaftpolitische Fragen handelt, die 
nur bej einheitiicher Regelung im deutschen Gesamt
raum befriedigend gelöst werden können. 

NebE'n dem Personalaufwand. der mit rund 240 Mill. 
25 v. ·H. des Gesamtaufwandes ;usmacht, bi1den die füi
das Gesamtbild entscheidenden Aus?;abepösitloneh des 
gegenwärtigen Haushalts der Sozialaufwand mit rund 
150 Mill., die Subventionen mit 100 Mill. und die Bau. 
maßnahmen mlt rund 50 MiU. 

Es wird unausbleiblich sein, daß die öffentliche 
Finanzplanung den Einsatz der spärlichen Mittel, die 
ihr noch zur Verfügung stehen werden, nach einer 
strengen Rangordnung zuEörderst dahin leitet, wo der 
Bedarf am dringlichsten und der wirtschaftliche Effekt 
am greifbarsten ist. Das wird bedeuten die primäre 
Förder-•. ng aller wirtschaftlichen Maßnahmen unter 
peinlicher Sicherung der sozialen Notwendigkeiten. 
Denn mit der Vernachlässigung ihrer sozialen Auf
gaben würde die Demokratie sich ihre politische Basis 
cntziehcr,, da Sozialpolitik für uns Deutsche nicht ein 
Akt der Wohltätigkeit zur Gewissensentlastung, son- · 
dem ganz einfach ein Postulat der Gerechtigke;t ist. 
Die Währungsreform hat, wie schon einmal eine In
flation, eine besondere Art von Opfern, nämlich als 
echte Kriegsopfer die sogenannten Kleinrentn~r ge
schaffen, deren Existenz ausreichend und in würdiger 
F'orm sicherzustellen Ehrer,pflicht auch eines verarm
ten Landes bleibt, soweit es nicht gelin<:!'t, über den 
Lastenaus2;leich die Auswirkung der Währungsreform 
für den Kleinsparer teilw~ise rückgängig zu machen. 

Auch staatliche Maßnahmen zur Bekämpfung d';!r Ar
beitslosigkeit werdC2'n sich. soweit die Mittel der durch 
die Währungsreform enteigneten Träger der sozialen 
Selbstverwaltung nicht ausreichen, möglicherweise für 
eine Übergangszeit nicht vermeiden lassen. 

Der Abbau der Subventionen, also der Preisverbi.l
ligun~ aus Steuermitteln, die bisher nicht einmal res~
los der deutschen Wirtschaft zu gute kamen , hat auf 
der Seite der landwil"tschaftlichen · Erzeugnisse bereits 
be~onnen. Es ist tief bedauerlich, d,lß diese Maß
nahmen, wie die Angleichung des Kohlenpreises au 
d ie Se'.bstkosten n:cht bereits vor der Währungsreform 
durchgeführt wurden, wo sie psychologisch auf gerin
geren Widerstand gestoßen wärrn. als es heute im Zei
chen der knappen D-Mark der Fall sein wird. Der 
heutige Zeitpunkt, wo es gilt, der deutschen Mark die 
notwendige Vertrauensbasis zu schaffen bzw. zu erhal
ten, ist bereits sehr viel weniger geeignet, die an sich 
notwendige Ko!Tektur vorzunehmen. Trotzdem wird 
eine restlose Abkehr von dem System der Subven
tionen überall dort notwendig sein, wo es sich nicht 
um vereinzelte Stützungsaktionen vorübergehender Na
tur handelt. Dies wird auch möglich sein, denn es ist 
immerhin anzunehmen, daß sich auch in den kommen
den Jahren bis zu einer gewissen Stabilisierung: der 
Verhältnisse in einer saturierten Wirtschaft das Preis
und Lohnniveau labil , genug halt.en wird, um einen 
notwendigen Ausgleich beider Bewegungen schließlich 
herbeizuführen. 

~Ein grundsätzlicher Abbau der Subventionen wird 
uns in der Zukunft auch vor Überraschungen derart 
bewahren, wie sie uns durch die Verlustrechnung des 
Officomex in Höhe von 88 Mill. beschert worden ist. 
(Zurufe: Hört, hört!) Nach einer neuerlichen Mittei
lung, die ich dem Hause nicht vorenthalten möchte, 

hat ·· die :Militärregierung sich entschlossen, aus den 
· für 1'946.147 be~ahlten Besatzungskosten d<::?n B8b:ag 
·voil'''8'.!l""Mlll ,ZU vergüten und das Land zu veranlas
sen., <;laß w~r den~e:ben Betrag a!s Zuschuß an Offico
mex ~trkhten. Dem Landtag w'rd eine entsprechende 
Vorlage voraussichtlich noch zugehen. 

;oie . W~un~1·eform h-at der Saison für eine mehr 
in die Breite als in die Tiefe gediehene Kumt und 
„Auchkunst" ein rasches Ende bereitet. Wir werden 
künfti~ hoffentlich ein Kunstgewerbe sich wiede„ am: 
einem richtigen 'Handwerk entwickeln sehen und nk'ht 
wie bisher aus kaufmänni~er Spekulation. Im übri
gen ist es eil'le übliche Krisenfolge, daß die Elnschrän
kungen · der· privaten wie der öffentlichen Haushalts
führung sich :iuerst auf dem Gebiete des Luxu"Skon
sums, und dazu gehört nw1 einmal die von Kultur 
und . Kunst'." ,rermitteltc GcistesnaI1rung,. auswirkt. Be
dauerlich wäre es allerdings, wenn die öHentlic:.hen 
Träger gezwungen w&ren, die von ihnen unterhaltenen 
oder mitbetreuten Institute für eine Hi.ngere Über
gangszeit jm erhöhten Maße auf den Weg der Selbst
hilfe zu verweisen. 

Vlellekht läß.t sich aber überhaupt einmal an einem 
aktuellen Beispiel der Solidarität und Selbsthilfe die 
Oberflüssigkeit des Staates dokumentieren. Vielleicht 
kann die äußerst begrenzl.e Leistungsfähigke•t des 

· Staates, der sich wie jeder Private nur dann crholl"n 
kann. wenn auch ihm ein Moratorium gewährt wird 
seitens all derer, die sich von der überholten Auffas
sung von der ,.Mädchen-für-alles-Rolle" des Stlates 
nicht freimachen können, einmal durch andere Instan
zen abgelöst werden. 

Zunächst läge e~ nahe - ich komme damit zum Pro
blem der Studenten -, zunächst der Jugend den Aus
weg 'dct' Selbsthilfe wieder zu:>:timuten, der auch in 
besseren Zeiten ·wie den. heutigen nicht vet'sd1mäht 
wurde. Die Studenten würden sich vom Schwarzmar-kt
börsianertum beispielsweise auf eine halbtagsweise Be
schäftigung bei dem ehrlicheren Bauhilfsat'beitE'rge
werbe umrusteIIen haben. (Zumf: Sehr richtig!) W :,bei 
der Staat es sich selbstverständlich angelegen sein 
ließe, an der Schaffung dey Voraussetzungen für ein 
edolgreiches und erträgliches Werkstudententum mit
zuwirken. 

Darüber hinaus könnte ich mir denken, daß ein
mal ausnahmsweise eine Aktion der „Alten Herren" 
um mich eines überholten Begriffes zu bedienen, ein 
Eiugreifen des auch sonst nicht gerne gesehenen Staa
tes in diesem Falle überflüssig machte. Sol_lten die 
viel,leicht 5000 Akademiker im Lande nicht in der Lag~ 
sein, mit eln~ bescheidenen, übrigens steuerfr('ien· 
Monatsbeitrag 500 Studenten Verheiratete, Kriegsbe
schäd.lgte, Flüchtlinge, Examenssemester ->der sonst un 
dem Werlcsstudium behinderte einmal ein Jf,hr dm-ch
zuhalten? Ich könnte mir denken, daß die Studenten . 
selbst eine Hilfe aus dem Kt·eise ihrer Berufsstände 
einer Dotation aus der Staatskasse in Konkurrenz mit 
Sozialrentnern, Arbeitslosen und Fürsorgeempfängern 
anderer Art vorzögen. Es wäre daher dringend :1u 
wünschen, daß der inzwischen in Gang gese1.zten Ak
tion der Notgemeinschaft voller Erfolg beschieden ist. 

Das Problem der Studenten führt übet· .zu dem an
dern gegenwärtig auch wesentlich Mainzer Problem, 
nämlich dem des Wiederaufbaus. E,; lag nahe, die im 
Betrage von ca. 50 Mill., davon 18 Mill. allein für 
IV!'..ainz. im Gang befindlichen Bauarbeiten ganz c-der 
teilweise stillzulegen, soweit es sich nicht, wie wieder
um im Rahmen des Wiederaufverband<";; Mainz, haupt
sächlich um von der Militärregierung befohlene Bau-

. maßuahmen handelt. Wir sind jedoch der Meinung, 
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daß auch die dem deutschen Bedarf dienenden ·nauvo:r
habcn nach Möglichkeit, wenn au'::11 notfalls unter Er
sll'edcung der Fristen, aufrecht erhalten hldben sollen, 
schon um nicht noch vom Lande aus. die drohende Ar
bcitslcslgkeit zu vermehren. 

Um dem seither stark vernach'ässigten Wohnungsbau 
auf:mhclren, ist das Finanzministerium zur Zelt be
müht, auf dc1" Grundlage der durch die Geldneuord
nu~g gcscha!!cncn Situation Pl:ine für eine Wohnungs
b::.ufinanzicrung auszuarbeiten, die verwirklicht wer
den könnten, sobald die Finanzlage der öffentlichen 
!fand übersehbar geworden ist. Vordrlni::~ich wird vor 
allem die Frage einer Sondcraktloa z11gunf;ten der 
bomb,mgcschädigten Baugenoi,scnschaft-=n zu erörtern 
sein, die nach Verbrauch ihrer Kapitalre8erven heute 
nicht mehr in der Lage sind, die In.;tand~etzung der 
fllegergcschädigten Wohnungen selbst dort fortzuset
zc,n, wo es sich nur um leichter zcrslöl'tc Wohnungen 
handelt. 

Die Landesregierung Ist der Meinung, daß sie auf 
dlelicm Gebiete nicht die Initiative des Landtngs ab
warten sollte, um damit an~u(angcn, einc-m Zustand 
abzuhel!en, der in den drei Jahren seit Krieg:,ende im 
Saldo nicht zu einem Zugang, sondern vielle :cht zu 
einem weiteren Abgang an Wohnraum geführt hat, da
durcll, daß der Gew:nn kaum den weiteren Verfall
verlust auszugleichen vermochte, Das Probiem der 
Baurinanzierung wird au( lange Sicht erst nach dem 

_ Lastenaus~lekh und vielleicht im Zusammenhang da
mit endgültig lösbar sein. Ich darf dazu noch mittei
len, daß die Finanzminister des Länderrates· sich vor
aussicbJUch demnächst mtt der Diskussion eine, Pro
jek' es: mc-:nes M'nl teriums befasY.!n werden, das Sofort
mittel zu einer Verhinderung des weiteren Wohn-a•1m
vcr!alls durch eine nach der Mielhöhe geslaf!elte Woh
nungsbauabgabe crsclllleßen will. 

Schließlich meine Damen und Herren, im Rahmen 
des deutschen Haushalt.steiles, noch ein Wort zu der 
Situation der Gemeinden nach der Währungsreform; 
der Gemeinden. die heute den Verlust einiger hundert 
Millionen Rücklagen zu buchen haben, während sie auf 
der Seite der Steuern günstiger stehen, da ihre Tarife 

· eine Scnkun<I nicht e1·!ahren haben. Es ist klar, daß 
die verminderte Flnanzkrart des Staates auch seine 
Leistungen im Rahmc-n des Finanzausgleichs einzu
schränken droht, zumal die Situation des Landes im 
Punkte der Sleuerertrage infolge der Senkung der 
d!rckten Steuerh noch prekärer ist als die der Gemein
den. Es liegt auch nahe, daß der Staat, der sich füi; den 
Au.sgle!ch der Ko".nmunale1a's mitverantwortlich fühlt, 
Maßnahmen trcr!en muß, um die Ausschöpfung aller 
Sparquclten auch durch die Gemeinden_ sicherzustcl'e:1. 
Wenn dies über den Druck eines schmäleren Ausgbich, 
geschehen könnte, würden wir diese indirekte Form 
direkten Eingrliren in die Selbstverwaltung vorz·ehen. 
Auch In dtesen äußerst· kritischen Zeitläuren lJin ich 
der Meinung, daß unser Grund,;ati, d'.e möglichen D·,
fü:lte der öf!entHchcn Hand an einer einzigen Stelle, 
nämlich beim Landeshaushalt zu konzentrieren, auf
recht zu erhalten ist. Ei. dür!le allerdings, unbeschadet 
unserer grundsätzlichen Bestrebungen der Erh;1ltung 
und Ausdehnung der kommuna:e~ s~:bilverwa1tun.g, 
.für eine hoffontlich kurze Üb::miangszcit, nichl ver
meidba1· :icin, daß die für den Erfoli der Währungs
reform primär verantwortllchen Zentralstellen ihre er
hühte Fürsorge für die Gemelndcflnanzen nur mittel, 
einer intensiveren Überwachung de.s g~melndlichen 
Finanzgebarens l."echt!erl:gen können. (Zurufe: Hört, 
hört!) 

Damit meine Damen und Herren, wäre der deutsche 
Teil unseres Haushalts in seinen cnlscheidenden Punk
ten bdcuchtet. Es bleibt die Betrachtung des Haupt
postens unserer Passlvseite, des Besatzungsaufwandes 
im wei esten S:nne des Wortes. Da, Finanzmin!~ter!um 
ist zur Zeit damit beschäftigt, eine Aufstellung Üb;)r die 
seit 1945 für Bcsatzung1:1kosten direkt und indirekt, 
offen und versteckt aufgewandten Mittel ausz:.iarbc !en. 
Die Arbeiten sind begreiflicherweise sehr erschwert d l
durch, daß unser Land bzw. seine Teile mehrfach die 
verwaltungsmäßige Form ge~echselt haben. 

Bis zu diesen genauen statistischen Ermittlungcm 
bin ich genötigt, mit teilweise geschätzten Zlhlcn zu 
arbeiten. Wie sc.nwierig die Ermittlung der Gesamtbe
satzungslast ist, die sich aus Bes:a1tzungskostet1 Be
~·atzungmebenkosten und Besatzungsfolgekosten zusam
mensetzt,· mögen Sie aus einigen kleinen Beispielen 
entnehmen. So wird es schwer sein, den S::lrnden zu 
rubrizieren der det ~!nheim:schen Landwirtsehaft z. B. 
dadurch c,ntsteht, j ,ß sie gehalten ist, Bohnen iri der 
Länge von nicht m ,hr als 10 cm und süße klein<> Erb
sen gegen einen 601,rozentigen Preisaufächlag mlt eln< m 
Maximaldurchmcs~er von 3 mm statt in der Normal
größe von vielle:cht 8 mm zu lie!Ern. Oder, . um ein 
anderes Beispiel herauszugrei!en, wenn flix einen 
Fremdenlegionär als Pförtner oder Tel·~f')nist bei ,•iner 
Kreisdelegation im Wege eines komplizierten Zula1e
system:; ein Gesamtgehalt von 6S3 DM., etwas mehr, 
als für den entsprechimden Landrat z.u zahltn ist. dan~ 
is~ auch hier wieder die Subsummierung d ~t· c lnzelnen 
Besoldungsteile und ihre Einreihung in d:u eni,pre
c1icnde Schema eine Angelegenheit reiflicher Über
legung. 

!eh will Sie, meine Damen und Herren, nicht mit 
einer Schilderung der zeit- und nervcnrauLendcn De·· 

. tai!arbeit langweilen, die mein Ministerium blsb .,r zu 
l•!isten hatte, um über kleine wie große Reklama
tionC'n das Maß der B,r,3tzu:,gslast ;n ein rnit unserer 
beschränkten Leistungsfähigkeit verei.nb:.ircs Vcrhlilt
nis zu bringen. Ich möchte Ihnen nur das vorläufige 
Ergebnis des Jahres 19-17 ins Ged:ichtni<, bring;en, um 
damit darzutun, wie entscheidend dies..? Fra-.,:e des 
Haushaltsausgl•e:ch.s in unse,rem..Lancf: e:.nfach e '.ne Fl'age 
der Besatzungskosten ist. (Zuruf: Sehr ric.ntig!) D:?r 
Be.satzungsaufwand im weiteren Sinne, n:)(:h nicht im 
weitesten Sinne, betrug in den Jahren 1947 ,;c-h 'Hzungs. 
weise 400 Millionen. Dieser Betrag setzt :;i1.:h zusam1.oen 

aus allgemeinen Besatzungskosten 194 M!ll. 
Ilequisitionen . . . . . . . 101 ., 
sonstige Kriegsfolgeleistungen 22 

" Untnhaltung der P. D. R . . 11 
Arbe!1sentgelt dtsch. Kriegsgef. 12 

23 Dcsarmierung . . 
DC'montagekosten 
In lcr ni erungslager 

1 " 
1,5 „ 
6,5 ., Subvention der Rheinschiffahrt 

Betrl<:b~pcrsonal der Mil.-Reg. 21 ,, (Z:.iruf: Hört, 

Grenzpolizei 
usw. usw.! 

2 
hik(!) 

DE:m Besatzungsaufwand in H5he von wie gesagt 
400 Mill., bei einer Berechnun1 der B~s'.1tzu"lti:skosten 
im wc·iteren, noch nicht im weitesten Sinn.,, ~telv n Eln
r.ahmcn in H:ihe von 906 Mill. gegeniib~t". Darau~ P.r
gibt s:ch zweierlei: Der deut,;che Ifai.uhalt, far sti-.h 
betrachtet, _würde bei einem Aus~abebel.rag,~ von 693 
Mill. abschließen mit einem Ubcrschuß von übJr 21,3 
Mill (Zuruf: Abg. Dr. Wuermcling, CDU.: Also ist daa 
L:.ind doch lcbcns!ähig!) 
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Der Gesamthaushalt einschließlich des Besatzungs- • 
aufwandes hin~egen ergibt einen Unter-schuß von rund 
180 Mill., oder wenn sie in groben Z,hlen d 'nken 
wol1en d:r deutsche Haushalt einen. Über.:chuß von 
20 Mill., der gesamte Haushalt einschließlich der Be
satzungskosten einen Unterschuß von 200 Mill. Die Be
saLrnngskmten allein verbrauchen mit den 4.00 Mill. 
über 50 v. H. der Steueraufkommen in Höhe von 
7S6 Mill. 

Ich will diese Zahlen nicht näher kommentieren. 
Denn gerade aus ihrer nackten Gegenüberstellung ·~r- · 
gibt sich mit absoluter Klarheit die finanziell:! Situa
tion, nämlich dahin, daß das finanzielle Sctiir,ksal di~se; 
unglücklichen Landes einzig und allein in der H·md 
der Besatzungsmacht liegt und das in zweifacher Hin
siC'ht. Einmal nach den Vollmachten, die ihr aas Wäh
n1:1.1s;esetz in der Frage der Haushc1ltsabglekhung 
awJdrücklich einräumt. Sachlich aber und Pntscheider..d 
durch das Ausmaß, in dem sie selbst den deutschen 
Haushalt belastet. Dabei steht es für jeden Kenner d.=r 
Dinge außer zweifel, daß ein weitgehend~r Abbau des 
E(;;~atzungsapparates und damit der Besatzungskosten 
dmch. Rückzug der Militärregierung au:o der he:itigen 
Mitverwaltung des Landes auf eine r,•ine K0ntroll
funkt'on ohm die geringste Gefährdung des Besat
satzungszweckes möglich wäre. (Zuruf'<': Sehr rid1tig!) 
Wir un.sereneits können also, nachdem wir selb,t das 
Unsere getan haben, nur hoffen, daß s'ch die B::?sat
zung;:macht in letzter Stunde zu grundlegenden Ent
schlüs ·en durchringt, um dem Land::? w:e dem einzel
nen Bürger die ExistEnz und den Glauben an eine 
langsame Besserung 8eines Sch:cksals zu be~assen. 

E, ist dabei ganz ;.e:bstverständlich, daß von unserer 
Sdte alles zu gesd1ehen hat, um die BHanz des dettt
schen Haushaltsteiles zu verbessern. WiP. weit uns dies 
gdlngen wird, ob und welcher Teil des Vorjahrsdefi~ 
zit.1 einsparbar ist, bleibt unter den obwaltenden Um
ständen völlig offen. Denn das Finanzergebnis des lau
fenden Jahre3 w:rd viel mehr noch als von unseren bew 
sonderen Sparbemühungen davon abhän~en, wie sich 
die Wirtschaft und ihre Steuerkraft entwkkeln. 

' Wir können eine Entlasb.ng erwarten von der Per-
sonalseite, aber kaum ins Gewicht fallend, da der Vor
j;,;hresaufwand noch rlurch den relativ gertn.gen Per
sonalstand Zl.\ Beginn des Jahres günstig l1e1?influßt ist. 
11,Jjgliche Einsparungen bei den Sachausgaben könnten 
durch die Notwendigkeit. der Erhöhung des Sozialauf
wandes kompensiert werden und jeglicher trotzd('m 
mögHcher Spareffekt wird mehr als wd.t gemacht 
dur{'.h die Steuerausfälle, die zum mindesten im lau
fänden Jahre durch den natürlichen El·holungsprozeß 
der Wirt.$chaft. den wir von Marshall-Plan und Wäh
rui1gsreform erwarten, noch keineswe1;3 aufgewogen 
werden können. Es wird also. wenn kein Wunder ge
schiEht, wenn die erforderliche radikale Anpassun!; d1s 
Besatzungsaufwandes an unsere Leistungsfähigkeit 
ausbleibt. bei dem Vorjahrsdefizit verbleiben.. 

Der unverkennbare Ernst der Situatiun. bei der da~ 
Lonri morgen oder übermorgen zur Zahlungseinstellung 
verurteilt sein könnte, stellt die für dic~es Land und 
in diesem Land Verantwortlichen vor die Notwendig
keit rascher und wirksamer Entscheidun.~en. Den Ver
such der Selbsthilfe im Rahmen des Möglichen, der \vie 
ge:sagt begrenzten Möglichkeiten durchzuführen, sind 
wir uns se1ber schu!dig. 

Darüber hinaus bleibt der Appell an die für das Ob 
und das Wie der Existenz dl.eses Landes verantwort
fü:he Besatzungsmacht. Ich möchte dabei nicht verfeh
len anzumerken, daß sich die Finanzdirektion des 
Generalgouverneurs der Bedrohlichkeit der Lage voll 

bevmßt ist und daß sie uns bereits bei einem unserer 
ersten Versuch.e den Aufwand für das Mainzer, im 
we ·entliehen französfache Bauprogramm, herabzu
drücken, soweit es in ihrer Kraft stand, verständnis
vollen Bei.stand geleistet hat. Wir hoffen d:i.her, daß 
auch die höhere Instanz der Militärregierung sich un
seren Bemühungen nicht weiter verschließt in dem 
Augenb1ick;-wosie selber durch ihr Gesetz den Zwanz 
dm:· Haushaltsab6leichung verkündet hat; wo auch i>:n 
BesatzUngsstatut die Gefahr, daß uns von der Besc1.t
zungsseite innerdeutsche Aufwendungen weiterhin auf
erlegt oder aufrecht erhalten werden, beseitigen wird. 

Die Landesregierung hat bekanntlich den Finanz
minister beauftragt, mit der Militärregierung weisen 
einer raschen und fühlbaren Senkung der Besatzungs
lai;ten in Verbindung zu treten. Wir vertrauen auf die 
Einsicht der Militärtegiernng, daß sie fi.j.r unsere Lage 
Vel'IS'tiindrti'~ ·aufbringt. Sollten wir uns täuschen, so 

· bleföt nur übrig, schnellstens den Ausgleich über clie 
·politi.Sche tnstanz der in der Entstehung begrHfenen 
we~tdeutschen Verwaltungsgemeinschaft zu erstrebe:1. 
DJ.S bedeutet aber, darüber ist sich hoffentlich jeder
mann klar, nichts anderes als die Flucht in den Z~n
trl".lismus, der für den schwachen Föderalen die letzte 
ein 11-inz!ge ·Rettung bedeutet. Es bliebe uns also vom 
deutscti:en Standpunkt im Zeichen des Dokuments I der 
Appell an dle deutsche Gesamtheit und es wird bleiben 
der Ruf nach Ausgleich im Guten w i.e im Schlechten, in 
der Versorgung und Ernährung, wie in der Steuer- und 
Bc:e.!ltzungsbelastung. Es wird schließHch bleiben der 
wiMi;chaftltche und verwaltungsmäßige Zusammen
schluß des West-Raums, :n dem allein diesem Land, 
da3 nach der Meinung des französischen Außenmin:
sters nicht leben kann, wieder die gleiche Lebensch,)nce 
wie seinen Brüdern in \Vest-Deutschland geboten wer
den kann. 

Wir erleben täglich, wie die Auswirkungen der Wäh
rungsreform die Westzonen mit Riesenschdtten gegen 
alle Widerstände zur Wirtschaftseinheit zusammen
führen. · Dfäse ·w:rtscha!tseinheit raschestens zu einer 
allgemelneh Schicksalsgemeinschaft auszubauen, ist die 
Forderung des Tages, zu deren Verwirklichung uns die 
Dokumente Nr. I, II und III, und zwar jedes für sich, 
aber auch die Londoner Trilogie als Ganzes Anlaß und 
Werkzeug sein sollten. 

(Beifall des Hausesl) 

Präsident; 
;Die äusführungen des Herrn Finanzminbters ~ollen 

m1ch einem Beschluß des Ältestenrate-3 jetzt nicht zm·. 
Debatte gicste11t werden, sondern zu einem spätel'en 
Z(~itpunkt. · 

Der Altestenrat bittet das Hohe Ha,is, <iem Präsi
dium die Ermächtigung zu übertragen, zu wann die 
nächste Landtagssit:mng einberufen werden soll und 
mlt welcher Tagesordnung. Dagegen erhebt sich kein 
W idprspruch. 

Abg. Dr. Zimmer: 

Ich bitte das Prä.:iidium zu vet·anlassen, daß die 
grundlegenden Ausführungen des Herrn Finanzmini
sters den Parteien des Hauses möglichst bald im Wort
laut zugehen, damit sie für unsere demnächstige Aus
sprache zur Verfügung stehen. 

Präsident: 

Ich werde das veranlassen, und z.war sofort für die 
Fl'ak.tionsvorsitzenden. Ich kann nicht drucken lassen, 
sond~ l:Xluß „zunä.chst schreiben und abziehen lassen. 
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Dle anderen werden so rasch wie möglich folgen, so
weit das technisch möglich" ist. Zunächst bekommen 
die Fraktionsvorsitzenden den ersten Abzug. 

kh dar! weiter darauf aufmerksam machen, d~ß 
der Herr· Justizminister der Auffassung i,;t, daß d::is 
gestern verabschiedete Gesetz. zur Wiedereinführung 
del' Schö!!en und Geschworenen g~mäß Artikel 137 der 
Verfassung die Mehrh.ait der gesetzlichen Mitglieder 
haben muß, die gestern nicht anwesend war. Das Ge
setz sei somit verfassungsmäßig nicht gültig. Dagegen 
wird Einspruch eingelegt. Wir müssen es dem Mini
slcrium ilbcrlai;sen, die entsprechenden Bestimmungen 
zuzuleiten, die gcgcbcnen!alls geprüft werden müssen. 

Fra:u Staatssekretär Dr. Gantenberg hal mich ge
beten, not:h elulges zum Abitur sagen zu dürfen. Ich 
erteile ihr das Wort. 

Ich bitt~ diejenigen, die nicht mit dem Zug fahren 
müssen, einige Augenblicke zu warten. Der Omnibus 
für die Kollegen nach der Pfalz steht unten abfahrt
bereii. 

Staats sek r c t ä r Dr. Ganten b c r g · 

Meine Damen und Herren! Das Ergebnis des dies
jährigen Abiturs, ,das in seiner schri.ftlichcn Form. ge
mildert .ist, hal im ganzen Land großes Aufsehen her
vorgerufen. 23 bis 29 v. II. _der jungen Leute sind nkht 
zur mündlichen Prürung zu1elas~en w/)rden. Dieser 
Prozentsatz ist schmerzlich hoch. Er erklärt skh zum 
Teil darau:., daß die Tatsa.:.1e, daß d,e Lehrkräfte 
d 'e sonst vor dem Abitur siebten, diesmal fortfiel. Es 
mußten verfügungsgemäß alle Schüler zur Prüfung zu
gelassen werden. Es konnte nichl die Zulassung ver
weigert werden. Es haben also in diesem Jahre auch 
Schüler an der Prüfung teilgenommen, die nach dem 
Urteil del' Schule dazu nkht fähig waren. Trotzdem, 
oder ich will sagen, selbst dann, wenn man das ab
strelc!lt, ist der Prozentsatz auch noch sehr hoch. Wir 
haben volles Verständn is dafür, d3ß das in weiten 
Kreisen der Bev3Ikcrung Aufsehen und Erregung ver
ursacht hat, und daß die jungen Menschen s:-hmerzlkh 
bewegt sind über diese Entlti.mchun'{. Das Gefühl wird 
noch verstärkt, wenn man weiß, daß dle melsltm jun
gC'n Leute mit eisernem Fleiß unter schwierigsten Vel'
hällnissen gearbeitet haben. (Zuruf: Un:i Hun_zcr!) 
Unter schwierigsten Verhältnissen in jeder B~ziehun1. 
Sie werden mir nachfühlen, daß es für die Behörde 
außerordentlich schmerzlich ist, ,daß wir mit jedem 
dieser jungen Menschen mitfühlen und daß es uns 
!crn liegt, irgendwelche Vot'wilrre gegen diese jungen 
Menschen zu crh;;b.cn. E;s besteht aber auch, und dar
um möchte ich Sie heute bitten, das genau ins Auge zu 
!assen, etne sachliche Seile dieser Angelegenheit: Wenn 
die R·~ifeprüCung einen S!nn haben soll, dimn muß sie 
be:schcinlgen, daß eln gewisser B;ldungsgrad und eine 
eew1sse geistige Rei.fe vorhanden ist, eine Le[stungs
fähi_gkcit und ein Bildungsstand, die d 'e Vorn.ussetzun
gen bieten !ür die Tätigkeit an der Hoc..'1schule und für 
die Arbeit in b~stimmten. Beruft: n. Wir slnd unserem 
Volke gc;:cnübcr. als Schulaur~khtsbchi}r:ic ver-ant
wortllch, daß das Zeugn's der Reife nicht eine Vor
splelclun,; falscher Tabachen Ist, d3"ß das Niveau un
serer Abiturienten heute noch nicht so sein kann, wie 
wlr es wUnschen, liegt in Verhiiltnissen, übet· die wir 
n!clit Herr sind und für d'e wir die jungen Mensch~n 
nicht verantwortlich machen können und dürfen. (Zu: 
ruf: Sdmlbücll~r!) · 

D!e Aufgaben, die in d1esem Abitur gestellt wurden, 
slnd in Ihren AnsprU:hen durchau3 diesen schwierigen 
Verh:.illh1ssen angepaßt. Ich gebe zu, daß es für ein~ 
Zahl Aliilul'ienten schwierig war, den berechtigten An-

,,1 

sprilchen zu entsprechen. Die Vorbildung an den Schu
len ist verschieden, muß verschieden sein, wc:I die 
Lehrer auf der einen Schule vollzählig sind, in der 
anderen zum Teil fehlen. Die ~ine Schule hat im Win
ter ,durchhalten können, die andere nicllt. Sie werden 
verstehen, daß für d iese verschiedenartigen Vorb„d:n
gungen und M3glichkeiten eine ab,olut gere::-hle AuC
gaben:;tellung nicht zu erre 'chen ist, selbst bei größter 
Sorgfalt, die die Schulaufsichtsbchürde au! diese Auf
gabe wrwendet. 

Es ist an den Aufgaben Kritik geübt worden. Ich 
möchte Ihnen ein paar Sätze dazu sagen. Es ist gesagt 
wor,den, daß dle fremdsprachlieh ~n Arbeiten 1.u schwer' 
waren. kh kann versichern. daß das nicht der Fall 
war. Es stimmt, daß die ein~ oder andere Frage n'C'ht 
ganz geschickt war, trotzdem möchte kh einmal die 
Angriffe auf die franz ösischen Auf~abr,n herausneh
men. Ich muß sagen, daß ein Abiturient doch etwas 
sagen können muß über das aktuelle Arabien . Die 
zweite Au!g.ibe hieß, daß ein entsprechend ausgewähl
tes Märchen aus „1001 Nacht" oder e 'n deut,c,he$ M·ir
chen kurz zu erzählen sei. kh m:.iehte garauf hinwei
sen, daß in dem Lehrbuch, das in der Schule jetzt ba
arbeitet wird, mindestens !ünf bis sechs, vielleicht 
noch mehr M:irchen in der Z:-it durchgenommen wor
den sind, ·so daß es also wi!'klich keine heroische Lei
stung ist, dieses Märchen aus „1001 Nacht" oder ein 
deutsches Märchen in ein paar Sätzchen zu erzählen. 

In der englischen Aufgabe war ein Ausdruck nicht 
ganz verstanden. kh kann versichern, daß aus der 
Tatsache, wenn dieser Au:;druck falsch übersetzl wor
den Ist, keinerlei Fol~en gezogen '\Vurdcn. 

Erheblich und berechtigt ist der Vorwurf, daß ~n 
einer der M.1thematikarbciten ein Wurzelzeichen ge
fehlt hat. kh bedaure die:;es Versehen. Ei durfte nicht 
vorkommen, aber es ist vorgekommen. Es i.sl nun so, 
fü:ß die Arbeiten, die durch diesen Fchl2r b~troffen 
waren, mil Rücksicht auf diesen Fehler korrigiert wor
den s'nd, daß den Jungen und M~dch <' n daraus in kei
ner Weise ein Nachteil erwachsen ist. 

An den deutsch".!n Aufgaben bt, glaube Ich, die we
nigste Kdtik geübt worden, und id1 muß sagen, daß 
ich die Aufgab~n.:;tellung im Deutschen füt· glücklich 
halte. Es ist ab '.'.! r Tal~ac.he, daß das meiste Vcr!.a'!<>n 
gerade im Geb'et des dei.itsclwn Aufsatzes sich gezeigt 
hat. E:; ist nicht verwunderlich, wenn man die Ver
h'.iltni.sse der letzten Jahre berück~ichtigt. Trotzdem 
m 5chte ich d ie Überlegung anheimstcllen, ob wir ein 
R'~ifezeu3nis an junge Mensrh<'n gcl:Jen könnrn, die 
nicht fähig s ;nd, ein gegebenes Thema aufz.µra;;sen und 
einigermaßen klar zu stellen. kh sehe davon ab, daß 
es erhebliche grammatikalische und ortho·Jraphische 
Verstöße in diesen Aufsätzen gab. Ich will nur auE die 
Darstellungsf:ihi3kt'it und den Aufb:m hinwei~en . kh 
wiederhole noctimats, die me'sten Versager sind im 
Gebiete des deutschen Aufsat.1.Ps gPW(':;r-n. Sirher, das 
ist elne Folge der Jahre, die hinter uns liegen. (Sehr 
richtig!) Es i.;t sicher so, daß die Herabminderun,r des 
Wertes der deutsc:hcn Sprache, die wir in den 7.wril! 
Jahren erlebt h aben, n icht ohne Fol~en auch für un
sere Schule geblieben ist. Trotzdem müs.,cn wir 53.gen, 
daß wir ein Min:iestmaß an Klarheit, Verständlichkeit 
und Richtigkeit fordern müssen . Wir k0nnen nkht e' n 
Reifezeu:,:ni.s geben, wenn dieses M"nde,tm'.\ß fehlt 
Diesen Grund.~atz vorausgc3cfzt, muß iC'h allcrdin.1s 
sag1m, daß es Fülle geben kann, wo dt>r Ausgang d :e~E>s 
Abiturs im Schriftlichen Härten zeiet. 

Wir hatten uns über besonders sll1were Kr ic1svertct
zungen Berichte geben lassen, un::! diese sind berück-

.. 
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sichtigt worden. Trotzdem muß es wie im vergange
nen Jahr für die Härtefälle eine Revisionsmöglichkeit 
geben, obschon ich nicht weiß, wie das Ministerium 
diese Arbait neben allen anderen leisten kann. Aber 
die Arbeit wird ge1eistet werden. Wir hatten vorgese
hen, daß bis 1. September 1948 für alle die Fälle eine 
Einspruchsmöglichkeit gegeben ist, die sich in bezug 
auf die Aufgaben benachteiligt fühlen, <.'la sie kricg~
verletzt oder erst aus oer Gefangenschaft zurück- · 
gekehrt sind. 

Ich möchte Sie bitten, ·im Lande für Ruhe zu sorgen. 
Ich möchte vor allem bitten, auf die sachliche Seite der 
Angelegenheit einzugehen und gebe Ihnerl' dabei das 
Ver.sprechen, daß von der Schulleitung alles, alles ge
schieht, um für die nächsten Jahre bessere Resultate 
2.u erzielen. Es wird auch Sache der Schule sein, das 
Ausleseverfahren besser zu handhaben .und zu verhin
dern, daß junge Leute in die Oberprima hinaufsteigen, 
die das Abitur nicht erreichen oder noch nicht leisten 
könnfa'n. Ich darf meine Bitte wiederholen: Beruhigen 
Sie, geben Sie auch den Menschen, für deren Entuiu
schung wir volles . Verständnis haben un<'l deren Stre-

ben wir vollkommen anerkennen, die Beruhigung, daß, 
wetin ihnen Uhtecht ge:;chehen ist, wir dieses Unrecht 
wiedt"r gut machen weroen. (Beifall.} 

P 'r a· s l den t :· 
Es ist vorgesehen, daß zu dieser Erklärung eine 

DebatL!:! st;ittfindet. Aber das Haus ist heute nicht mehr 
b,.;schlußfähig. 

A bg. Böhm: 

Wie sollEn wir draußen beruhigen, wenn wir nicht 
über alles Bescheid wissen? · 

Präsident: 

Sie st'hen, wir können in diesem Falle keine Aus
. sprache m~hr stattfinden lassen. 

Wir sind am Schlusse der heutigen Tagung ange
kommen. Wie bereits erwähnt, werden wir Sie, sobald 
es erforderlich ist, erneut einladen. Die Sitzung ist ge
schlossen. 

Ende der Sitzung: 16 Uhr. 


